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STAATLICHE GEWALTEN
Die Präsidenten von Bundestag und
Bundesverfassungsgericht im Disput SEITE 11

POLITISCHE GEWALT
Eine Mordserie von Rechtsextremisten
schockt Deutschland SEITE 9

E
s war ein starkes Signal der Ge-
schlossenheit gegen Rechtsex-
tremismus, das der  Bundestag
in der vergangenen Woche ange-
sichts der jüngst bekannt gewor-
denen Mordserie von Neonazis

aussendete: Zum ersten Mal hatten sich alle
fünf Fraktionen auf einen gemeinsamen Ent-
schließungsantrag (17/7771) verständigt, der
dann auch einstimmig vom Plenum ange-
nommen wurde. Dessen Bedeutung, betonte
Linksfraktionschef Gregor Gysi in der Debat-
te, „besteht darin, dass wir trotz unterschied-
lichster Auffassung in vielen Fragen den
Rechtsterroristen in Deutschland sagen: Ihr
scheitert an uns gemeinsam – von der CSU
bis zur Linken“. 

»Zutiefst beschämt« In dem Beschluss zeigt
sich das Parlament „zutiefst beschämt“, dass
„nach den ungeheuren Verbrechen des natio-
nalsozialistischen Regimes rechtsextremisti-
sche Ideologie in unserem Land eine blutige
Spur unvorstellbarer Mordtaten hervor-
bringt“. Zugleich unterstreicht der Bundestag
seine Entschlossenheit, „sowohl die poli-
tisch-gesellschaftliche Auseinandersetzung
mit Rechtsextremisten und ihren Verbünde-
ten vertieft fortzusetzen als auch die unab-
dingbaren Konsequenzen für die Arbeit der
Sicherheitsbehörden rasch zu ziehen“. Auch
müsse man alle demokratischen Gruppen
stärken, die sich gegen Rechtsextremismus
engagieren, heißt es in dem Beschluss.
Zu Beginn der Sitzung brachte Bundestags-
präsident Norbert Lammert (CDU) namens
aller Abgeordneten die „Trauer, Betroffenheit
und Bestürzung“ des Parlaments über die
Morde zum Ausdruck. Man sei entschlossen,
alles mit den Mitteln des Rechtsstaats Mögli-
che zu tun, um sicherzustellen, dass der
Schutz von Leib und Leben und die Grund-
rechte „in diesem Land Geltung haben – für
jeden, der hier lebt, mit welcher Herkunft, mit
welchem Glauben und mit welcher Orientier-
tung auch immer“. 
Bundesinnenminister Hans-Peter Friedrich
(CSU) warb für eine bessere Verzahnung von
Polizei und Verfassungsschutz sowie zwi-
schen Bund und Ländern. Er kündigte unter
anderem eine Verbunddatei und ein Gemein-
sames Abwehrzentrum gegen Rechtsextremis-
mus an. Zur Frage eines NPD-Verbotsverfah-
ren sagte Friedrich, das dafür erforderliche

Abschalten von V-Leuten sei mit einem Risi-
ko verbunden. Er halte V-Leute für ein „un-
verzichtbares Frühwarnsystem“, doch sei zu
prüfen, ob man  ein Verbotsverfahren den-
noch mit Erfolg durchführen kann. Bundes-
justizministerin Sabine Leutheusser-Schnar-
renberger (FDP) betonte, auf keinen Fall dür-
fe ein Verbotsverfahren ohne ausreichende
Erfolgsaussicht eingeleitet werden. 
Die Vorsitzenden der drei Oppositionsfrak-
tionen, Frank-Walter Steinmeier (SPD), Rena-
te Künast (Grüne) und Gysi, verlangten wie
die Koalition eine umfassende Aufklärung
der Vorgänge. Steinmeier plädierte zudem da-
für, alle Hindernisse für ein NPD-Verbotsver-
fahren zu beseitigen und die V-Leute abzu-
schalten. Ähnlich äußerte sich Gysi. Alle drei
hielten Sicherheitsbehörden „Blindheit ge-

genüber der rechten Seite“ vor, wie es Künast
formulierte, und forderten die Streichung der
Extremismusklausel, die Träger von Projekten
gegen Extremismus unterzeichnen müssen,
wenn sie Fördergelder vom Bund wollen. Die
Klausel, wonach die, „die gegen Rechtsextre-
me kämpfen, selber erst erklären müssen,
dass ihre Mitkämpfer auf dem Boden des
Grundgesetzes stehen“, sei „eine Anfein-
dung“, sagte Künast. Wie sie griff auch Stein-
meier in diesem Kontext Bundesfamilienmi-
nisterin Kristina Schröder (CDU) persönlich
an. Sie habe Menschen unter „linksextremen
Generalverdacht“ gestellt, die gegen Rechtsex-
tremismus ankämpften, kritisierte er. 
CDU-Generalsekretär Hermann Gröhe ent-
gegnete, es habe nichts mit Generalverdacht
zu tun, „ein Bekenntnis zur Demokratie zur

Grundlage für öffentliche Förderung zu ma-
chen“. Sein FDP-Kollege Christian Lindner er-
gänzte, die Demokratie verteidigen könne
man nur mit Demokraten. 
Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU) nutz-
te am folgenden Tag die Generaldebatte des
Bundestages (siehe Beitrag unten), um die
Mordtaten als „Angriff auf unser demokrati-
sches Gemeinwesen“ zu verurteilen. Zugleich
mahnte die Regierungschefin, alle Seiten soll-
ten sich den Vorwurf ersparen, „auf irgendei-
nem Auge blind zu sein“. Das treibe nur ei-
nen „Keil in die Gemeinsamkeit der Demo-
kraten“. Helmut Stoltenberg ❚

Geschlossen gegen Braun  
TERRORISMUS Der Bundestag setzt ein Zeichen gegen Neonazis – und streitet über ihre BekämpfungMaite Nkoana-Mashabane Auf sie war-

tet eine wahre Herkulesaufgabe: Die süd-
afrikanische Außenministerin leitet in den

kommenden zwei
Wochen die Ver-
handlungen der UN-
Klimakonferenz, die
an diesem Montag
in  Durban (Südafri-
ka) beginnt. Zwar
rechnet niemand mit
einem Durchbruch,
ein Folgeabkommen
für das 2012 auslau-
fende Kyoto-Proto-

koll zu beschließen. Es wird aber am Verhand-
lungsgeschick der 48-jährigen Diplomatin lie-
gen, ob sich die über 190 Staaten auf Maß-
nahmen einigen können, die globale
Erwärmung um 2 Grad zu begrenzen. Ihre
Hartnäckigkeit hat Nkoana-Mashabana schon
als ANC-Aktivistin und Frauenrechtlerin unter
Beweis gestellt. Die braucht sie, denn sie kann
damit ein Zeichen setzen, ihr Land „zur ersten
grünen Wirtschaft Afrikas“ zu machen. as ❚

Prozent beträgt die Steigerung des Bundes-
haushalts 2012 im Vergleich zu diesem Jahr.
Dies beschloss der Deutsche Bundestag am
Freitag zum Abschluss der Haushaltswoche.
Die Ausgaben steigen damit um rund 400
Millionen auf insgesamt 306,2 Milliarden
Euro. Mit 126,5 Milliarden Euro bleibt der
Etat für Soziales und Arbeit der größte Ein-
zelposten im Gesamthaushalt Deutschlands.

KOPF DER WOCHE

Kämpferin fürs
Weltklima 

ZAHL DER WOCHE

0,1

ZITAT DER WOCHE

»Vollständige
Aufklärung 
ist das Gebot 
der Stunde.«
Horst Seehofer (CSU), Bundesratspräsident
und bayerischer Regierungschef, am Freitag
beim Gedenken der Länderkammer an die
Mordopfer  der Neonazi-Gruppe 

Das Parlament 
Frankfurter Societäts-Druckerei GmbH 
60268 Frankfurt am Main

„Trauer, Betroffenheit und Bestürzung“: Stehend gedachten die Bundestagsabgeordneten im Plenarsaal der Opfer des rechtsextremistischen Terrors.
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Gleich dreifach hat sich der Deutsche Bundes-
tag in der vergangenen Woche dazu bekannt,
rechtsextremistischen Terrorismus entschieden
zu bekämpfen. Erstens wurde die von Neonazis
verübte Mordserie unverzüglich und prominent
auf die Tagesordnung des Hohen Hauses ge-
bracht. Zweitens hat Bundestagspräsident Nor-
bert Lammert zu Beginn der Plenumssitzung
mit ebenso würdigen wie deutlichen Worten
bekundet, dass die Politik braunem Terror kon-
sequent entgegentreten werde. Drittens
schließlich machten in der Debatte alle Fraktio-
nen trotz parteipolitischer Scharmützel deut-
lich, sich dieser Aufgabe gemeinsam stellen zu
wollen.
Die Empörung fußt auf zwei Erkenntnissen, die
Redner aller politischen Couleur zu Recht mit
dem Attribut „unfassbar“ versehen haben. Da
sind zum einen die Mordanschläge selbst. Über
Jahre ist ein Killerkommando durch Deutsch-
land gezogen und hat Ausländer gemeuchelt.
Tatmotiv: ideologisch verblendeter Hass. Und
da sind zum anderen die  Pannen bei den Er-
mittlungsbehörden, die wenigstens nicht er-
kannt haben, womöglich nicht erkennen woll-
ten oder sogar nicht erkennen sollten, dass es
sich dabei um rechtsextremistische Taten ge-
handelt hat. In der Tat: unfassbar!
Was also ist zu tun? Aufklären. Sicher, daran
wird intensiv gearbeitet. Und politisch? Im Zen-
trum der Debatte steht abermals ein Verbot der
NPD. Befürworter und Gegner haben ihre Argu-
mente längst hinreichend ausgetauscht. Un-
strittig ist, dass neonazistische Schlägertrupps
Bestandteil dieser Partei sind und ihr zu Diens-
ten stehen. Auch deshalb gibt es keinen ver-
nünftigen Grund, daran zu zweifeln, dass die
NPD verfassungswidrig ist.
Ein zweites Verbotsverfahren vor dem Bundes-
verfassungsgericht darf nicht wieder daran
scheitern, dass V-Leute in der NPD angeworben
sind. Darüber sind sich alle einig. Unterschied-
liche Auffassungen gibt es darüber, ob auf die-
se mindestens zweifelhaften Kundschafter ver-
zichtet werden kann.
Wie immer und wann immer diese Frage ent-
schieden ist: Bis dahin muss die Nation mit der
NPD umgehen. Eine Herausforderung, die bei
Besinnung auf die Stärke und Wehrhaftigkeit ei-
ner freien Gesellschaft ganz gewiss gelingen
wird. Justizministerin Sabine Leutheusser-
Schnarrenberger hat das im Plenarsaal des Bun-
destages so formuliert: „Jetzt ist die Stunde der
Demokraten.“

EDITORIAL

Stunde der
Demokraten

VON JÖRG BIALLAS 

Der Bundeshaushalt 2012 steht.
Am vergangenen Freitag
stimmte der Bundestag dem
von Finanzminister Wolfgang

Schäuble (CDU) eingebrachten Zahlenwerk
mit der Mehrheit der Koalitionsfraktionen
zu. Geplant sind im kommenden Jahr Aus-
gaben von 306,2 Milliarden Euro (plus 400
Millionen). Die Nettokreditaufnahme
(Neuverschuldung) soll 26,1 Milliarden
Euro und damit rund vier Milliarden Euro
mehr betragen als im laufenden Jahr. 
Ob die Bundesregierung dieses Geld weiter-
hin zu Traumkonditionen von unter zwei
Prozent bei den Banken und Versicherun-
gen leihen kann, ist jedoch offen. Während
die Haushaltsberatungen in Berlin liefen,
kamen aus Frankfurt schlechte Nachrichten:
Deutschland blieb zum ersten Mal auf einer
Staatsanleihe zum Teil sitzen. Investoren
boten nur 3,89 Milliarden Euro für eine An-
leihe mit zehnjähriger Laufzeit von sechs
Milliarden Euro. Schäuble machte damit
südeuropäische Erfahrungen. Die auf Nied-
rigstniveau liegende Rendite von 1,98 Pro-
zent ließ die Investoren zurückschrecken. 

Kurse fallen In der Folge brachen der Eu-
rokurs und die Kurse selbst von Anleihen
von Ländern in Kerneuropa wie Belgien und
Frankreich ein. Fallende Kurse bedeuten bei
Anleihen wie beim Prinzip der kommuni-
zierenden Röhren steigende Zinsen. Steigen
die Kurse nicht, würde das bedeuten, dass
diese Länder und auch Deutschland bei
neuen Anleihen erheblich mehr Zinsen bie-
ten müssten als bisher, was die Haushalte
belasten würde. Die Annahmen des Bun-
deshaushaltes, 2012 mit 36,77 Milliarden

Euro Zinsausgaben auskommen zu kom-
men, könnte in Frage gestellt werden. Wäh-
rend die meisten Börsenanalysten das Ab-
satzproblem der deutschen Anleihe als
„Warnschuss“ interpretierten, sah eine Min-
derheit den gesamten Anleihemarkt in Ge-
fahr. Auch der mit hervorragenden Ratings
versehene Euro-Rettungsschirm EFSF muss
bereits höhere Zinsen zahlen als Schäuble. 
Dass EU-Kommissionspräsident  Barroso
noch den in der Bundesregierung wenig be-
liebten Eurobonds (gemeinsamen europäi-
schen Staatsanleihen) das Wort redete, ver-
unsicherte Börsen und Politik weiter. Bun-
deskanzlerin Angela Merkel sagte am Mitt-
woch in der Debatte über den Etat des
Bundeskanzleramtes, sie halte es für außer-

ordentlich bedauerlich und unpassend,
dass die EU-Kommission den Fokus gerade
jetzt auf diese Eurobonds lege und der Ein-
druck entstehen könne, man werde durch
eine Vergemeinschaftung der Schulden aus
den Problemen herauskommen: „Genau
das wird nicht klappen.“ 
Auch Rainer Brüderle, der Vorsitzende der
FDP-Fraktion, sagte: „Eurobonds ist Ein-
heitszins. Das ist Zinssozialismus. Sozialis-
mus ist immer falsch. Auch bei den Zinsen.“
CDU/CSU-Fraktionschef Volker Kauder
zeigte sich ebenfalls überzeugt, „dass wir
diese Staatsschuldenkrise nur bewältigen
können, wenn nicht ständig neue Schulden
gemacht werden“. Merkel lehnte in ihrer Re-
de auch eine andere Rolle für die Europäi-

sche Zentralbank (EZB) ab, die nach vielen
in anderen Euroländern geäußerten Vorstel-
lungen stärker zur Staatsfinanzierung bei-
tragen soll. Die EZB sei verantwortlich für
die Geldwertstabilität: „Das ist ihr Mandat,
das übt sie aus. Und deshalb darf an dem
Mandat nach meiner festen Überzeugung
nichts, aber auch gar nichts geändert wer-
den.“Merkel  räumte zugleich mit Blick auf
den Rettungsschirm ein, dass nur eine „end-
liche Menge Geld“ für Schutzwälle zur Ver-
fügung stehe. 
Zuvor hatte der SPD-Vorsitzende Sigmar
Gabriel Merkel und der Koalition vorgewor-
fen, mit ihrer Politik gemeinsame europäi-
sche Staatsanleihen verhindern zu wollen,
obwohl sie über die Anleihenaufkäufe
durch die Europäische Zentralbank längst
durch die Hintertür eingeführt worden sei-
en. Das seien „Merkel-Bonds“, kritisierte er
und forderte Wachstumsprogramme. Ga-
briel warf der Bundesregierung außerdem
vor, nicht genügend zu sparen, aber andere
europäische Regierungen zur Sparpolitik
zwingen zu wollen. 
Linkspartei-Vorsitzender Klaus Ernst warf
Merkel vor, jedes halbe Jahr zur Finanzkri-
se etwas anderes zu sagen. Heute sperre sie
sich als einzige gegen Eurobonds. „Ich pro-
phezeie Ihnen, diese Position werden Sie
kein halbes Jahr durchhalten.“ Auch die
Fraktionsvorsitzende von Bündnis 90/Die
Grünen, Renate Künast, hielt Merkel vor,
bei Rettungsschirm und Transaktionssteuer
erst abgelehnt und dann zugestimmt zu ha-
ben. Heute lehne Merkel Eurobonds ab:
„Ich bin sicher, sie werden kommen, oder
wir haben es wirklich versemmelt“ sagte die
Grünen-Politikerin.  Hans-Jürgen Leersch ❚

Südeuropäische Erfahrungen in Berlin

Früher sicherer Anlegerhafen, heute mehr Risiko: Kurszettel mit Bundesanleihen

HAUSHALT Vor dem Hintergrund steigender Anleihezinsen beschließt das Parlament den Etat 2012. Opposition für Eurobonds
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Thema: Bundeshaushalt 2012
Schlussrunde zu den Einzeletats SEITE 1-8

Mehr zum Thema auf den
Seiten 4 und 9
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Frau Lötzsch, der Bundestag hat am
vergangenen Freitag den Haushalt 2012
verabschiedet. Gegenüber dem Regie-
rungsentwurf gab es nur wenig Änderun-
gen. Worauf führen Sie das zurück?
Die Regierungsfraktionen folgen gehorsam
dem Finanzminister ohne Wenn und Aber.
Das ist eine besorgniserregende Entwick-
lung. Wir haben mit unseren Anträgen ei-
nen großen Handlungsbedarf formuliert.
Keiner unserer Anträge wurde von der Re-
gierungskoalition angenommen. Diese
Bunkermentalität muss CDU/CSU und FDP
ablegen. Ich wünsche mir mehr Offenheit
gegenüber Vorschlägen der Opposition.

Was halten Sie insgesamt am Haushalt
für falsch?
Das Grundproblem ist die ungerechte Steu-
erpolitik der Bundesregierung. Die Einnah-
men aus Gewinnsteuern gehen seit Jahren
zurück, dafür steigt der Anteil der Lohn-
und Mehrwertsteuer kontinuierlich. Die
Vermögenden werden durch die Bundesre-
gierung geschont. Auf der Ausgabenseite
stellen wir fest, dass vor allem bei den Ar-
beitslosen gekürzt wird, aber nicht bei neu-
en, hochdotierten Stellen in der Ministeri-
albürokratie oder bei Rüstungsprojekten.

Woran denken Sie konkret? 
Das aktuelle Beispiel für eine falsche Steu-
erpolitik ist das Steuerabkommen zwischen
Deutschland und der Schweiz. Milliarden
von unversteuertem Geld haben Deutsche
in die Schweiz gebracht. Der Finanzminis-
ter denkt gar nicht daran, diese Leute ange-
messen zur Kasse zu bitten. Im Gegenteil,
die Quellensteuer soll nur 26 Prozent betra-
gen, obwohl die EU 35 Prozent fordert. Das
ist reine Klientelpolitik.

Wo hätten Sie Geld eingespart? 
Durch die Beendigung sämtlicher Auslands-
einsätze der Bundeswehr sowie durch den
Verzicht auf militärische Offensivmittel,
insbesondere auf die Resttranchen des
Kampfflugzeuges Eurofighter. So könnten
insgesamt 4,7 Milliarden Euro eingespart
werden. Allein für den Eurofighter sollen
zukünftig noch 8,4 Milliarden Euro ausge-
geben werden. Kein einziges großes Rüs-
tungsprojekt, das im Kalten Krieg begonnen
wurde, wurde in Anbetracht einer völlig ver-
änderten Weltsituation abgebrochen. Ein
Beispiel ist der deutsch-französische Kampf-
hubschrauber Tiger. Er wird seit 1984 ge-
plant und ist bis heute nicht einsatzfähig.
Allein im nächsten Jahr soll für diese Inves-
titionsruine 285 Millionen Euro ausgege-
ben werden.

Auch die Neuverschuldung bleibt
hoch. Worauf führen Sie das zurück?
Die Bundesregierung belehrt die Regierun-
gen in Griechenland, Spanien und Italien,
dass sie doch endlich ihre Schulden abbau-
en und ihre Haushalte in Ordnung bringen
sollen. Doch sie denkt gar nicht daran, ih-
ren Empfehlungen im eigenen Land zu fol-
gen. Eine Neuverschuldung wäre überhaupt
nicht nötig, wenn die Regierung ihre Ein-
nahmen in Ordnung bringen würde. Wir
fordern unter anderem eine Vermögens-
steuer für Millionäre und eine höhere Erb-
schaftssteuer. Von diesen Steuererhöhungen
würde kein Millionär verarmen, aber sie
würden einen wichtigen Beitrag leisten, um
die Folgen der Krise zu verringern.

Die Steuereinnahmen sollen kommen-
des Jahr rund 250 Milliarden Euro betra-
gen. Mehr als je zuvor. Wo sehen Sie noch
Möglichkeiten, im Sinne der sozialen Ge-
rechtigkeit Steuern zu erheben?
60 Prozent des Vermögens ist in Deutsch-
land in der Hand von 10 Prozent der Bevöl-
kerung. Gleichzeitig haben in Westdeutsch-
land 26,4 Prozent und im Osten sogar 29,7
Prozent kein Vermögen oder sogar Schul-
den. Deshalb fordern wir, kleine Einkom-
men zu entlasten und hohe Einkommen

stärker zu besteuern. In Anbetracht höherer
Steuereinnahmen schlagen wir vor, dass ein
Drittel der Steuermehreinnahmen für den
Abbau von Armut sowie die Entlastung klei-
ner und mittlerer Einkommen zu nutzen.
Die Sozialkürzungen müssen jetzt vollstän-
dig zurückgenommen werden. Ein Drittel
der Steuermehreinnahmen muss in eine so-
ziale Energiewende investiert werden. Das
letzte Drittel sollte für den Schuldenabbau
genutzt werden. 

Wo könnten Steuern gesenkt werden?
Wir wollen zum Beispiel einen Grundfrei-
betrag von 9.300 Euro im Jahr. Damit ent-
lasten wir ganz konkret die kleinen Einkom-
men. Die geplante Sechs-Milliarden-Euro-
Steuerreform der Bundesregierung wird vor
allem Besserverdienende entlasten. Die, die
keine Einkommenssteuer zahlen müssen,
aber Mehrwertsteuer und andere Ver-
brauchssteuern, würden steuerlich gar nicht
entlastet.

Die Haushaltsberatungen wurden
überlagert von der Diskussion zum Euro-
Rettungsschirm. Ihre Fraktion hat ge-
schlossen dagegen gestimmt. Warum?
Die Bundesregierung macht die gleichen
Fehler wie in der Krise 2008. Sie behauptet
wieder, dass erst der Krisenherd beseitigt
werden muss, bevor die Finanzmärkte regu-
liert werden können. Wir wissen, dass nach
der Bankenkrise von 2008 die Finanzmärk-
te nicht reguliert wurden. Schon damals
wurde von der Kanzlerin gefordert, dass
Banken, die zu groß sind, um zu scheitern,
aufgespalten werden müssen. Doch weder
die Deutsche Bank noch eine andere Bank
wurden per Gesetz zerlegt. Alles läuft weiter
wie bisher. Schon wieder mussten Banken
in Europa mit Steuergeldern gerettet wer-
den. Die Spekulanten können ungestört
weiter ihre Spiele auf Kosten der Europäe-
rinnen und Europäer betreiben und mit
Wetten gegen ganze Staaten Menschen in
Angst und Schrecken versetzen. 

Warum hat die Bundesregierung da-
raus nichts gelernt? 
Ich befürchte, dass sie die Finanzmärkte nie
regulieren wollte. Wir hätten dem Rettungs-
schirm zugestimmt, wenn damit auch eine
Regulierung der Finanzmärkte beschlossen
worden wäre. Doch das hat die Bundesre-
gierung nicht einmal im Ansatz versucht.
Sie hat nicht den Mut aufgebracht, sich mit
den Banken und Versicherungen anzulegen.
Das ist ein Armutszeugnis.

Welche Alternativen gibt es?
Die Realwirtschaft muss von den Finanz-
märkten entkoppelt werden. Wir brauchen
eine öffentlich-rechtliche Bank, die Geld
der EZB an die europäischen Staaten zu ver-
nünftigen Zinsen vergibt. Bestimmte Fi-
nanzinstrumente, die nicht umsonst auch
als Massenvernichtungswaffen bezeichnet
werden, müssen verboten werden. Laut
Bundesbank hat die Finanzkrise 2008 den
deutschen Steuerzahler 335 Milliarden
Euro gekostet. Die Banken und Versicherun-
gen, die bisher noch keinen Cent für die von
ihnen mit verursachte Finanzkrise 2008 ge-
zahlt haben, müssen zur Kasse gebeten wer-
den. Eine Finanztransaktionssteuer ist
schon lange überfällig, doch der Finanzmi-
nister kann sich gegenüber der FDP nicht
durchsetzen. Wir werden auch zukünftige
Finanzkrisen nicht verhindern können, oh-
ne die Ursachen der Krise zu beseitigen. 

Abschließend noch ein Frage zum Ter-
ror von rechts. Halten Sie die Mittelaus-
stattung im Haushalt zur Bekämpfung des
Rechtsextremismus für ausreichend und
richtig eingesetzt?
Nein. Die Absenkung der Mittel zur Extre-
mismusprävention und die Halbierung der
Mittels des Entschädigungsfonds für Opfer
rechtsextremistischer Übergriffe im Haus-
haltsentwurf der Regierung hielt ich für
skandalös. Erst recht vor dem Hintergrund
der jüngsten Erkenntnisse über das rechts-
extreme Terrornetzwerk. Wir haben eine
Rücknahme der Kürzungen und eine Auf-
stockung der Mittel gefordert. Das wurde
von der Koalition jetzt zugesagt. Darüber
hinaus fordern wir, eine unabhängige Beob-
achtungsstelle Rechtsextremismus, Rassis-
mus, Antisemitismus im Geschäftsbereich
des Bundesinnenministeriums einzurich-
ten. Alle drei Maßnahmen würden Mehr-
ausgaben von 15,5 Millionen Euro bedeu-
ten. Durch eine Rücknahme der unnötigen
Erhöhung der Zuschüsse für den Verfas-
sungsschutz um über 14 Millionen Euro
wären diese dringend erforderlichen Ausga-
ben fast vollständig gedeckt.

Das Interview führten Michael Klein und
Hans-Jürgen Leersch.

Gesine Lötzsch (50) ist haushaltspolitische
Sprecherin der Linksfraktion und 
Vorsitzende der Partei Die Linke.

GASTKOMMENTARE

PRO

CONTRA

WIRD IM BUNDESETAT 2012 GENUG GESPART? 

Joachim Riecker 
»Märkische Allgemeine«,
Potsdam 

Manfred Schäfers
»Frankfurter Allgemeine
Zeitung«

Gute Planung 

Auf den ersten Blick ist es tatsächlich irri-
tierend, dass die Bundesregierung im
kommenden Jahr rund vier Milliarden
Euro mehr an Krediten aufnehmen will

als 2011: gut 26 Milliarden Euro neue Schulden ge-
genüber 22 Milliarden in diesem Jahr. Doch blickt
man genauer hin, löst sich das vermeintliche Ärger-
nis in Luft auf. Die 22 Milliarden Euro in diesem Jahr
sind die reale Zahl – im Haushaltsplan für 2011
ging Finanzminister Wolfgang Schäuble noch von
einer doppelt so hohen Summe aus. Wächst die
Wirtschaft weiter und hält die gute Entwicklung am
Arbeitsmarkt an, dürfte die reale Nettokreditauf-
nahme auch 2012 niedriger ausfallen als geplant.
In der Vergangenheit war es bei vielen Finanzminis-
tern umgekehrt. Sie veranschlagten im Haushalts-
plan eine relativ geringe Neuverschuldung, muss-
ten dann aber am Ende des Jahres zugeben, dass
sich die Bundesregierung sehr viel mehr Geld gelie-
hen hatte. Misst man die Nettokreditaufnahme am
Bruttoinlandsprodukt (BIP), kann sich Schäubles Fi-
nanzplanung ebenfalls sehen lassen. Für 2012 soll
die Neuverschuldung bei einem Prozent des BIP lie-
gen und im darauf folgenden Jahr bei nur noch 
0,7 Prozent. Auch das sind Werte, von denen frühe-
re Bundesregierungen nur träumen konnten. Und
der geplante Ausgabenzuwachs liegt 2012 mit ge-
rade einmal 0,1 Prozent sogar noch unter der vo-
raussichtlichen Inflationsrate. Natürlich kann man
einer Regierung immer vorhalten, sie solle noch
härter und noch konsequenter sparen. Um glaub-
würdig zu sein, müsste die Opposition dann aber
auch konkrete Vorschläge machen, wo die Milliar-
den aus dem Bundeshaushalt herausgeschnitten
werden könnten. Doch die Forderungen von SPD,
Linke und Grüne laufen nicht auf niedrigere, son-
dern auf höhere Staatsausgaben hinaus.

Fatales Signal  

Die Schuldenkrise hat Europa fest im
Griff. In diesem Umfeld beschließt der
Bundestag einen Haushalt mit einem
im Vergleich zum laufenden Jahr stei-

genden Defizit. Das Signal ist fatal. Wann, wenn
nicht jetzt, will die Koalition die Neuverschuldung
senken? Finanzminister Wolfgang Schäuble (CDU)
profitiert weiterhin von hohen Steuereinnahmen
und niedrigen Zinsen. Der positive Effekt droht zu
verpuffen.
Um den Haushalt zukunftsfest zu machen, hatten
Union und FDP vor eineinhalb Jahren ein ehrgeizi-
ges Konsolidierungsprogramm verabredet. Der Bei-
trag aus der Bundeswehrreform lässt jedoch auf
sich warten, die Einnahmen aus der Finanztransak-
tionsteuer geraten außer Sichtweite und die Ener-
giewende belastet die Finanzplanung. Die gute
Konjunktur hat das alles freundlich zugedeckt. Die
Koalition hat sich einlullen lassen. Statt das Defizit
weiter zu reduzieren, beschließt sie neue Wohlta-
ten: Sie erhöht das Weihnachtsgeld für Beamte,
führt mit dem Betreuungsgeld eine neue Sozialleis-
tung ein, kündigt eine Steuersenkung an – die den
Fiskus dauerhaft Geld kosten wird, weil man nicht
die Kraft hat, irgendwo zu kürzen.
Union und FDP leben in der Illusion, es wird schon
nicht so schlimm kommen. Ihre Vorgänger haben
erlebt, wie schnell sich die Verhältnisse ändern, die
Defizite in die Höhe schießen können. Weil damals
noch keiner an der Fähigkeit eines Euro-Landes
zweifelte, seine Schulden bedienen zu können, hiel-
ten sich die Folgen in Grenzen. Heute ist das an-
ders, ist Deutschland der letzte Stabilitätsanker in
Europa. Wenn an seiner Solidität Zweifel aufkom-
men sollte, gibt es in der Euro-Krise kein Halten
mehr. Deswegen ist die mit dem Haushalt 2012 ver-
bundene Selbsttäuschung gefährlich.

Bissiger Finanzpolitiker: Klaus-Peter Flosbach

Kurs halten. Das ist eine Devise, die Klaus-Peter Flos-
bach, finanzpolitischer Sprecher der CDU/CSU-Frakti-
on, immer wieder gerne ausgibt. So auch vergangene
Woche bei den abschließenden Haushaltsberatungen.

Mussten die geplanten 26 Milliarden Euro Neuverschuldung
beim Etat 2012 sein? Konnte die bürgerliche Koalition nicht mehr
sparen? „Wir müssen sehen, woher wir kommen“, mahnt der
59-Jährige. Vor zwei Jahren habe es in den Stürmen der Finanz-
krise noch eine Neuverschuldung von rund 80 Milliarden Euro
gegeben. Flosbach: „Wir sind auf einem dosierten Weg, bis 2016
die Neuverschuldung nahe Null zu senken.“ Durch zu viel Spa-
ren dürfe man aber die Wirtschaft vor dem ökonomisch schwie-
rigeren Jahr 2012 nicht zu stark bremsen.
Der Finanzfachmann ist ganz in seinem Element. Die Wahl zum
finanzpolitischen Fraktionssprecher im Januar 2011 war ein Kar-
rieresprung für den Rheinländer. Flosbach wurde Nachfolger von
Leo Dautzenberg, der in die Wirtschaft ging. Der CDU-Mann aus
Nordrhein-Westfalen musste aus regionalen Proporzgründen
durch einen Nachfolger aus dem gleichen Land ersetzt werden.
Zum Beispiel durch Klaus-Peter Flosbach.Als dann die Fraktions-
spitze Ende 2010 tatsächlich bei ihm anfragte, nahm der CDU-
Abgeordnete den Vorschlag („eine Herausforderung“) sofort an.
Damit verbunden war die Leitung der wichtigen Arbeitsgruppe
Finanzen in der Unions-Fraktion.
Der Posten des Fraktionssprechers für Finanzen bietet weitere
Karrierechancen. Flosbach wehrt ab: „Ich bin sehr froh mit die-

ser Aufgabe. Sie macht mir viel Spaß.“ Die neue Aufgabe passt
zum bisherigen beruflichen und politischen Leben des Klaus-Pe-
ter Flosbach. Seit seinem Studium der Betriebswirtschaften an
der Universität Köln, das er 1979 als Diplom-Kaufmann ab-
schloss, beschäftigt er sich mit Finanz- und Steuerfragen. Nach
der Unizeit arbeitete Flosbach zunächst 13 Jahre in Finanzfirmen,
dann sieben Jahre als selbstständiger Finanzberater.

Seit 2002 sitzt der CDU-Vorsitzende des Oberbergischen Kreises
im Bundestag. Von Beginn an war er Mitglied im einflussreichen
Finanzausschuss, dessen stellvertretender Vorsitzender er nach
der Wahl 2009 wurde. Hier fällt der sonst so umgängliche Flos-
bach immer wieder durch bissige Attacken gegen die Oppositi-
on auf. War Flosbach bis Jahresbeginn eher Fachleuten als Spe-
zialist im Bundestag für Detailfragen zu Versicherungen oder be-
trieblicher Altersversorgung bekannt, ist er seit Februar in der
Fraktion nun für das gesamte breite Themenspektrum der Steu-
er- und Finanzmarktpolitik zuständig.

Dazu gehört auch alles, was sich um den Euro dreht. Hier vertritt
Flosbach trotz Murrens im Wahlvolk eisern die Position von Frak-
tion und Partei, immer größere Rettungsschirme für kriselnde
Euro-Staaten zu spannen. Für Flosbach ist der Euro „politisch un-
verzichtbar“ für Europas Position in einer globalisierten Welt, wie
er kürzlich in einem Zeitungsbeitrag schrieb. Kritikern wie dem
Fraktionskollegen Bosbach aus seiner Heimatregion („wir ken-
nen uns schon seit fast 40 Jahren“) wirft er das Fehlen von Al-
ternativen vor: „Ich muss immer die Szenarien sehen, wenn der
Euro auseinanderbrechen sollte.“ Das hätte für Flosbach „kata-
strophale wirtschaftliche Folgen“.
Wie zufrieden ist der Finanzpolitiker Flosbach mit der Steuerpo-
litik der schwarz-gelben Koalition? Er verweist auf die kommen-
de Einkommensteuerreform und vor allem auf das Bürgerentlas-
tungs- und Wachstumsbeschleunigungsgesetz 2010, was den
Menschen 20 Milliarden Euro zusätzlich gebracht habe. Wegen
der Krisenmaßnahmen müssten jetzt aber „Stabilität und Etat-
konsolidierung als Überschrift über allem stehen“, sagt Flosbach.
Am vergangenen Freitag vertrat er die Koalitionspositionen in
der Schlussrunde der Etatwoche.
Daheim im 17-Häuser-Ortsteil Waldbröl-Puhl bei seiner Ehefrau
(die drei Söhne sind schon aus dem Haus) entspannt sich Flos-
bach vom Politikerstress gerne beim Gitarrenspielen. Klassische
und kölsche Weihnachtslieder stehen demnächst auf seinem Pro-
gramm. Finanzexperten können auch ganz musikalisch sein, ist
Flosbachs Botschaft. Hans Krump ❚

»Ich muss immer die
Szenarien sehen, wenn 
der Euro auseinander-

brechen sollte.«

»Neue
Schulden
unnötig«
GESINE LÖTZSCH Für die
Haushaltsexpertin der Fraktion 
Die Linke ist der Etat 2012 sozial
unausgewogen und unsolide 
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D
as wirtschaftliche Umfeld
gibt Grund zu Sorge: Die
europäische Finanzkrise
schwelt weiter und droht
auf die Realwirtschaft
überzugreifen. Vor die-

sem Hintergrund verabschiedete der Bun-
destag am Freitag den Haushalt 2012
(17/6600) nach viertägiger Beratung auf Be-
schlussempfehlung des Haushaltausschus-
ses (17/7123, 17/7124). In namentlicher
Abstimmung votierten 307 Abgeordnete da-
für, 253 Parlamentarier stimmten dagegen.
Der Bund soll danach im kommenden Jahr
306,2 Milliarden Euro ausgeben können.
Damit erhöhte der Bundestag die Ausgaben
gegenüber dem Regierungsentwurf um 200
Millionen Euro. In diesem Jahr sollen die
Gesamtausgaben des Bundes 305,8 Milliar-
den Euro betragen. Die Steigerung beträgt
somit 0,1 Prozent; die Inflationsrate wird
im kommenden Jahr auf 1,9 Prozent prog-
nostiziert.

Schuldenbremse eingehalten Der Bun-
destag reduzierte die für 2012 von der Re-
gierung geplante Neuverschuldung auf 26,1
Milliarden Euro. Im Entwurf waren noch
27,2 Milliarden Euro vorgesehen. Für dieses
Jahr ist eine Neuverschuldung von 48 Mil-
liarden Euro etatisiert; die tatsächliche Net-

tokreditaufnahme soll aber bei rund 22 Mil-
liarden Euro liegen. Nach der Schulden-
bremse ist 2012 eine maximal zulässige Net-
tokreditaufnahme von 40,49 Milliarden
Euro möglich.
Für Investitionen stellte das Parla-
ment im kommenden Jahr 26,86
Milliarden Euro bereit. Das sind
464 Millionen Euro mehr als im Re-
gierungsentwurf (26,39 Milliarden
Euro) vorgesehen. Die Einnahmen
aus Steuern sollen 2012 insgesamt
249,19 Milliarden Euro betragen.
Das sind 1,84 Milliarden Euro mehr
als die Regierung eingeplant hatte.
Die Höhe der eingeplanten Steuer-
einnahmen beruht auf der jüngsten
Steuerschätzung.
Die haushaltspolitischen Sprecher
der Koalition, Norbert Barthle
(CDU/CSU) und Otto Fricke (FDP),
erklärten in der Debatte, mit diesem
Etatentwurf werde der eingeschlage-
ne „wachstumsfreundliche Konsoli-
dierungskurs“ fortgesetzt – obwohl
die Finanzkrise weiter bestehe und
„dunkle Wolken am Konjunkturhim-
mel“ (Barthle) aufziehen würden. Deutsch-
land bleibe in Europa sowohl der Wachs-
tumsmotor als auch der Stabilitätsanker.
Barthle sagte weiter, dass die Koalition in

den Haushaltsberatungen mehr Mittel un-
ter anderem für Infrastruktur, für Bildung
und Forschung und für den Städtebau be-
reitgestellt habe. Diese Mittel seien an ande-
rer Stelle eingespart worden. Er nannte

„Konsolidierung, Investitio-
nen und steuerliche Entlastung“ einen Drei-
klang, der die Haushaltspolitik der Koaliti-
on präge. „Wir machen eine vorausschauen-

de Haushaltspolitik“, betonte Fricke. Des-
halb sei die geplante Neuverschuldung von
26,1 Milliarden Euro auch nur ein Höchst-
wert, der – wie in den vergangenen Jahren
– auch deutlich unterschritten werden

könnte.
Demgegenüber kritisierten die
Sprecher der drei Oppositionsfrak-
tionen vor allem die geplante Neu-
verschuldung. Sie sei höher als die
wahrscheinliche Nettokreditauf-
nahme in diesem Jahr. So werde ge-
gen den Geist der Schuldenbremse,
die ein jährliches Absinken der Neu-
verschuldung vorsehe, verstoßen.
Für Carsten Schneider, den haus-
haltspolitischen Sprecher der SPD,
ist der Etatansatz „voller Löcher“ Es
werde keine Vorsorge für mögliche
Risiken etwa bei Zinsen getroffen.
Außerdem spare die Koalition nicht.
Mehreinnahmen durch die gute Kon-
junkturentwicklung würden gleich
wieder ausgegeben statt sie zur Schul-
dentilgung zu verwenden. Nach der
in diesem Jahr zu erwartenden Neu-
verschuldung von 22 Milliarden Euro
solle im kommenden Jahr die Netto-

neuverschuldung wieder auf 26,1 Milliar-
den Euro steigen. Die Bundesregierung for-
dere ganz Europa auf zu sparen, und in

Deutschland würden die Defizite erhöht.
„Damit haben Sie jegliche finanzpolitische
Autorität in Europa verspielt“, sagte er an
den Finanzminister Wolfgang Schäuble
(CDU) gewandt. Dieser entgegnete, man
dürfe nicht den für dieses Jahr erwarteten
Abschluss mit dem für das kommende Jahr
geplanten Defizit vergleichen. „Das ist Äp-
fel mit Birnen vergleichen“, sagte er.

Kürzungen kritisiert Dietmar Bartsch,
Haushaltsexperte der Linksfraktion, hielt
den Etat für „ungerecht, unsozial und unso-
lide“. Wichtige Zukunftsausgaben würden
nicht angegangen. Es gebe eine massive
Umverteilung von unten nach oben. Für die
haushaltspolitische Sprecherin der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen, Priska Hinz, ist
der Etat ein „Dokument des Scheiterns“. Es
fehle jeder Gestaltungswille. Auch sie kriti-
sierte die Kürzungen im Sozialbereich. Die
Verringerung der Neuverschuldung um 1,1
Milliarden Euro gegenüber dem Regie-
rungsentwurf sei ausschließlich auf eine
Verringerung der geschätzten Ausgaben für
die Zinszahlungen zurückzuführen.
Bundesfinanzminister Schäuble betonte,
dass die „Unruhe an den Finanzmärkten“
auf die Realwirtschaft überzugehen drohe.
„Wir setzen alles daran, um das zu verhin-
dern.“ Der Euro müsse stabil bleiben. Des-

halb sei es wichtig, dass auch in Zukunft die
unabhängigen Zentralbanken nicht als No-
tenpressen zur Verfügung stehen würden.
Der eingeschlagene Weg der wachstums-
freundlichen Defizitreduzierung, der sich
im Etatentwurf widerspiegele, werde dazu
beitragen, dass Deutschland die Wachs-
tumslokomotive in Europa bleibe.
Mehrere Entschließungsanträge der Oppo-
sitionsfraktionen (SPD: 17/7860, Die Lin-
ke: 17/7861, Bündnis 90/Die Grünen:
17/7863) lehnte de Bundestag mit den
Stimmen der Koalition ab. 
Zur Kenntnis nahm der Bundestag die mit-
telfristige Finanzplanung des Bundes bis
2015 (17/6601, 17/7126). Sie sieht vor, dass
die Ausgaben nur moderat steigen. Betru-
gen die Ausgaben 2010 noch 303,7 Milliar-
den Euro, so sollen sie im Jahr 2015 auf 315
Milliarden Euro steigen. Stark steigen sollen
die Ausgaben für Rentenversicherungsleis-
tungen, die 2010 noch bei 80,7 Milliarden
Euro lagen und bis 2015 auf 85,5 Milliar-
den Euro erhöht werden sollen. Ansteigen
werden auch die Zinsausgaben für die
Staatsverschuldung. Sie lagen 2010 noch bei
33,15 Milliarden Euro und sollen bis 2015
auf rund 49,1 Milliarden Euro anwachsen–
trotz der geplanten Reduzierung der Netto-
kreditaufnahme auf 14,7 Milliarden Euro
im Jahr 2015. Michael Klein ❚
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DER BUNDESHAUSHALT 2012
EINNAHMEN

2012 
in 1.000 €

Veränderungen zu 
2011 in 1.000 €

2012 
in 1.000 €

Veränderungen zu 
2011 in 1.000 €

Einzelplan

01 Bundespräsident und Bundespräsidialamt 193 - 30.742 +866

02 Deutscher Bundestag 1.688 +22 693.986 +12.203

03 Bundesrat 51 -33 21.739 +397

04 Bundeskanzlerin und Bundeskanzleramt 3.123 -7 1.937.410 +95.455

05 Auswärtiges Amt 110.323 -19 3.323.724 +220.070

06 Bundesministerium des Innern 415.702 -9.787 5.490.317 +88.078

07 Bundesministerium der Justiz 441.502 +26.647 507.756 +14.671

08 Bundesministerium der Finanzen 221.395 -135.898 4.605.224 +145.595

09 Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie 374.892 +51.714 6.107.983 -8.882

10 Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz 58.687 -3.029 5.280.066 -211.492

11 Bundesministerium für Arbeit und Soziales 6.308.111 +14.685 126.460.940 -4.831.728

12 Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung 6.042.073 -598.549 25.934.138 +686.168 

14 Bundesministerium der Verteidigung 323.592 +99.907 31.871.857 +322.903

15 Bundesministerium für Gesundheit 92.352 +9.346 14.485.382 -1.291.864

16 Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 353.587 -13.236 1.590.524 -45.355

17 Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 62.207 -4.881 6.785.220 +314.179

19 Bundesverfassungsgericht 40 - 29.952 +4.981

20 Bundesrechnungshof 354 +163 122.747 -1.796

23 Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 660.259 +22.429 6.332.910 +163.790

30 Bundesministerium für Bildung und Forschung 126.496 +7.900 12.941.224 +1.295.191

32 Bundesschuld 27.544.579 -22.170.114 38.323.821 +1.151.502

60 Allgemeine Finanzverwaltung 263.058.794 +23.102.740 13.272.338 +2.275068

Summe 306.200.000 +400.000 306.200.000 +400.000

AUSGABEN

Für Carsten Schneider (SPD, rechts) steigt die Nettokreditaufnahme im kommenden Jahr wieder an. Bundesfinanzminister Wolfgang Schäuble (CDU) sieht das anders.

Wenn man sich etwas kaufen möchte, dafür aber gera-
de kein Geld im Portemonnaie oder im Sparschwein hat,
kann man sich von jemand anderem Geld leihen. Dann
hat man bei dieser anderen Person „Schulden“. Wenn
man sich das Geld bei einer Bank leiht, dann möchte
die Bank daran verdienen. Sie verlangt, je nachdem
wieviel und wielange sie Geld verleiht, wiederum Geld
dafür. Auch der Staat gibt im Moment mehr Geld aus
als er hat. Das Geld dafür muss er sich leihen. Er macht
also Schulden. Viele Schulden kosten auch viel Geld.
Damit der Staat nicht immer ärmer wird, ermahnt der
Finanzminister die anderen Minister, dass sie Geld
sparen müssen.

Schulden
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Die Mordserie von Neonazis hat der Bun-
destag nicht nur zum Anlass genommen,
noch vor seinen abschließenden Haushalts-
beratungen für 2012 über die rechtsextre-
mistischen Schreckenstaten und die Arbeit
der Sicherheitsbehörden zu debattieren
(siehe Seite 1); die Verbrechen der braunen
Terror-Zelle und die Bekämpfung des
Rechtsextremismus prägten vergangene Wo-
che auch die Aussprachen über die Einzel-
etats mehrerer Ministerien mit (siehe Bei-
träge oben und links). In der Debatte über
den Haushalt des Innenministeriums signa-
lisierten auch Oppositionsvertreter Unter-
stützung für die Pläne von Ressortchef
Hans-Peter Friedrich (CSU) etwa für ein
Gemeinsames Abwehrzentrum gegen
Rechtsextremismus. Friedrich selbst wandte
sich gegen Vorwürfe, die Polizei sei bei der
Extremismusbekämpfung auf dem rechten
Auge blind. „Überall, wo diese Bedrohun-
gen stattfinden, ist die Polizei da“, sagte er.

Innenetat wächst Friedrichs Etat
(17/7106, 17/7123, 17/7124) umfasst im
kommenden Jahr Ausgaben in Höhe von
gut 5,49 Milliarden Euro und damit rund
88 Millionen Euro mehr als im laufenden
Jahr. Im Regierungsentwurf für den Haus-
halt 2012 war das Ausgabenvolumen im
Einzelplan des Innenministeriums noch

mit knapp 5,47 Milliarden Euro veran-
schlagt gewesen. Mit 3,75 Milliarden Euro
sollen auch 2012 mehr als zwei Drittel der
Ressort-Ausgaben auf den Bereich der Inne-
ren Sicherheit entfallen. 
Der Minister begrüßte die Aufstockung der
Mittel im Sicherheitsbereich. Mit Blick auf
die Mordserie mahnte er, Migranten deut-
lich zu machen, „dass dieses Land für die Si-
cherheit aller Menschen, die hier leben, sor-
gen will und dass wir gemeinsam alles tun
werden, um das in der Zukunft sicherzustel-
len“. Über die im Zusammenhang mit der
Mordserie bekannt gewordene Namensliste
sagte er, außer den darauf stehenden etwa
10.000 Namen gebe es „keinerlei Hinweise
auf irgendeine akute Bedrohung“.

Opposition uneins Zuvor hatte der SPD-
Abgeordnete Peter Danckert darauf verwie-
sen, dass er am Vortag informiert worden
sei, auch auf dieser Liste zu stehen. Dan-
ckert warnte, der „braune Sumpf“ sei viel
verbreiteter als angenommen und „der Ex-
tremismus von rechts sehr viel gefährlicher“
als der von links. Für Die Linke monierte
der Parlamentarier Steffen Bockhahn, Fried-
rich wolle eine engere Zusammenarbeit von
Polizei und Geheimdiensten „als Antwort
auf den braunen Terror“. Eine der wichtigs-
ten Lehren der deutschen Geschichte sei

aber, Geheimdienste und Polizei strikt von-
einander zu trennen. Der Grünen-Abgeord-
nete Wolfgang Wieland entgegnete, auch
seiner Fraktion sei das Trennungsgebot sehr
wichtig, doch bedeute es „kein Informati-
onsverbot zwischen Nachrichtendiensten
und Polizei“. Die Grünen würden die Vor-
schläge des Bundesinnenministers prüfen
und sagten „a priori zu keinem Nein“. 

Der CDU-Parlamentarier Jürgen Herrmann
begrüßte Friedrichs Vorschläge für das Ab-
wehrzentrum und für eine Verbunddatei so-
wie einen besseren Informationsaustau-
sches zwischen Bund und Ländern. Sein
FDP-Kollege Hartfrid Wolff forderte, das
Nebeneinander von Verfassungsschutzäm-
tern müsse „genau unter die Lupe genom-
men werden“. Helmut Stoltenberg ❚

B
undesfamilienministerin
Kristina Schröder (CDU)
wollte über Erfolge reden, am
liebsten über die mehr als 
4,9 Milliarden Euro, die im
Etat 2012 ihres Hauses für das

Elterngeld vorgesehen sind (17/7116). Dass
bei diesem Posten sogar eine nochmalige
Aufstockung um 300 Millionen Euro im
Vergleich zum Regierungsentwurf nötig ge-
worden sei, zeige, dass hier „die richtigen
Prioritäten“ gesetzt wor-
den seien, sagte die Mi-
nisterin am vergangenen
Donnerstag in der Aus-
sprache über ihren Etat
des kommenden Jahres.
Mehr als ein Viertel der
Väter nehme inzwischen
eine Auszeit, um sich um
den Nachwuchs zu küm-
mern – und definiere so
die Vaterrolle neu. Dies sei „eine Politik der
Wahlfreiheit" und entspreche „den Bedürf-
nissen der Menschen“.
Doch die Debatte um den 6,79-Milliarden-
Euro-Etat der Familienministerin drehte
sich nicht vornehmlich um die Erfolge
Schröders, sondern um genau die Streit-
punkte, die sowohl die Familienpolitik als
auch die Extremismusbekämpfung des Bun-
des in den vergangenen Wochen begleite-
ten. Während die geplante Kürzung des
Haushaltstitels „Maßnahmen zur Stärkung
von Vielfalt, Toleranz und Demokratie“ um
zwei Millionen Euro auf 29 Millionen Euro,

die die Opposition besonders erbost hatte,
bereits zwei Tage zuvor durch einen Ände-
rungsantrag der Koalition (17/7826) wieder
rückgängig gemacht worden war, sorgten
die Kürzungen bei der Antidiskriminie-
rungsstelle des Bundes für weitere Ausei-
nandersetzungen: Hier haben die Haushäl-
ter des Bundestages die Mittel für Sachver-
ständige, Geschäftsbedarf und Öffentlich-
keit gekürzt – auch deshalb, weil die
Einrichtung ihr Budget für 2011 bei weitem

nicht ausge-
schöpft ha-
be, wie die
FDP-Famili-
enexper t in
M i r i a m
Gruß beton-
te. Es hande-
le sich um ei-
nen „deut-
lich sechs-

stelligen Betrag“, der unverbraucht
geblieben sei. Auch der CDU-Haushälter
Andreas Mattfeldt erklärte, man müsse fra-
gen, ob die Einrichtungen der „Sozialindus-
trie“ die Gelder, die sie vom Bund bekämen,
wirklich immer zum Wohl der Gesellschaft
einsetzen. Nicht immer seien „der
50.000ste Flyer und die 6.000ste Broschüre“
auch „zielführend“.
Dagegen kritisierte die Grünen-Familienpo-
litikerin Monika Lazar, die Kürzungen bei
der Einrichtung, die mit 2,9 Millionen Euro
ohnehin schon „nicht üppig ausgestattet“
gewesen sei, um zirka zwölf Prozent seien

„nicht nachvollziehbar“. Für Die Linke be-
dauerte ihr Haushaltsexperte Steffen Bock-
hahn ebenfalls die Kürzungen – bereits ge-
plante Initiativen könnten nun scheitern,
warnte er.   
Dagegen lobte Bockhahn, dass die geplan-
ten Kürzungen bei der Bekämpfung des
Rechtsextremismus um zwei Millionen zu-
rückgenommen worden seien. Es sei jedoch
„schlimm, dass es dazu eines solchen Anlas-
ses bedurfte“, fügte er hinzu. Auch sei un-
verständlich, warum Projekte zur Bekämp-
fung des Rechtsextremismus nur bis maxi-
mal 50 Prozent gefördert werden könnten,
Projekte zur Bekämpfung des Linksextre-
mismus jedoch bis zu 90 Prozent. Diese
„objektive Ungleichbehandlung“ sei ein
„falsches Signal“. Lazar warf der Ministerin
vor, mit ihrer umstrittenen Extremismus-
klausel vielen Initiativen gegen Rechtsextre-
mismus ihre Arbeit zu erschweren. 

Zum Grundgesetz bekennen Dies sah
Schröder, die anders als die Opposition statt
von einer Extremismus- von einer Demo-
kratieklausel spricht, anders: Es sei nicht zu
viel verlangt, wenn Initiativen, die Staatsgel-
der beantragten, sich zum Grundgesetz be-
kennen sollen, argumentierte sie. Man wol-
le nicht „Extremismus mit Extremisten be-
kämpfen“. Es mache sie sehr nachdenklich,
mit welchen Methoden nun einige versuch-
ten, „parteipolitischen Gewinn“ aus der
Mordserie von Neonazis zu ziehen.
Für Streit sorgte in der Debatte einmal mehr
auch eine Leistung, die im Etat 2012 noch

gar nicht enthalten ist: das von der Koaliti-
on geplante Betreuungsgeld, das Eltern ab
2013 erhalten sollen, wenn sie ihre unter
dreijährigen Kinder nicht in in einer Kita be-
treuen lassen. Für die SPD-Fraktion sagte
Caren Marks, die Ministerin könne die Pro-
bleme wie mangelnde Vereinbarkeit von Fa-
milie und Beruf, zu wenig Betreuungsplätze
und mangelnde Gleichstellungspolitik
nicht lösen. Familien bräuchten ein verläss-
liches und den Bedarf deckendes Betreu-
ungsangebot; das Betreuungsgeld sei hinge-
gen eine  „gesellschaftspolitische Katastro-

phe“. Die Grünen-Abgeordnete Katja Dör-
ner kritisierte, die Leistung, die jährlich mit
bis zu zwei Milliarden Euro zu Buche schla-
gen werde, strafe alle Beteuerungen zur
Haushaltsdisziplin Lügen und solle nur
vom Versagen beim Kita-Ausbau ablenken. 
Dass bei diesem Thema weiterer Streit auch
in der Koalition zu erwarten ist, deutete für
die FDP-Fraktion Miriam Gruß an: Sie ver-
folge „mit Interesse“ die Debatte innerhalb
der Union um das Betreuungsgeld – und sei
offen gegenüber allen Optionen zu dessen
konkreter Ausgestaltung. Susanne Kailitz ❚

Teilnehmer einer Demonstration halten Porträts der ermordeten Neonazi-Opfer hoch.

FAMILIE Bundestag verzichtet auf geplante Kürzungen bei Mitteln gegen Extremismus 

Schröder verteidigt Klausel  

Mehr Geld 
für Neumann
KULTUR UND MEDIEN Rund 50 Millionen
Euro mehr als im Etatentwurf der Bundes-
regierung vorgesehen werden Kulturstaats-
minister Bernd Neumann (CDU) im kom-
menden Jahr zur Verfügung stehen. Ur-
sprünglich waren Kulturausgaben in Höhe
von 1,16 Milliarden Euro eingeplant gewe-
sen. Doch im Zuge der Haushaltsverhand-
lungen bewilligte der Bundestag zusätzliche
Mittel. Im Vergleich zum Jahr 2011 wachse
der Etat damit um 5,1 Prozent, führte der
kulturpolitische Sprecher der FDP-Fraktion,
Reiner Deutschmann, erfreut an. Und sein
CDU-Kollege Wolfgang Börnsen lobte,
Neumann habe nun bereits zum siebten
Mal für eine Steigerung der Kulturausgaben
gesorgt.
Allein 30 Millionen Euro der zusätzlichen
Gelder fließen in die Fortsetzung der Denk-
malschutzprogramme der Vorjahre. Weitere
20 Millionen gehen an Projekte und Ein-
richtungen wie beispielsweise dem Weltkul-
turerbe Völklinger Hütte, dem Berliner
Haus der Kulturen oder der Bildungsarbeit
der Stasi-Unterlagen-Behörde.
Von Seiten der Opposition kritisierten die
SPD-Haushaltsexpertin Petra Merkel, die
kulturpolitische Sprecherin der Linksfrakti-
on, Lukrezia Jochimsen, und die Grünen-
Medienexpertin Tabea Rößner übereinstim-
mend, Neumann investiere nicht genug in
die kulturelle und mediale Bildung von Ju-
gendlichen und in die Förderung von Ju-
gendkulturen. aw ❚

Schavans 
Etat legt zu 
BILDUNG Rund 12,94 Millionen Euro will
der Bund 2012 für Bildung und Forschung
ausgeben. Am Donnerstag verabschiedete
das Plenum den Etat 2012 von Bildungsmi-
nisterin Annette Schavan (CDU) (17/6600,
17/6602, 17/7123, 17/7124). Ihr Haushalt
steigt damit um rund 1,3 Milliarden Euro
im Vergleich zu 2011. Während die Koaliti-
on den Etat als „Erfolgshaushalt“ würdigte,
kritisierten die Oppositionsfraktionen Ver-
teilung und Anwendung der Mittel. 
Der Bildungsetat sei im Vergleich zu 2011
um 11,1 Prozent gewachsen, betonte Eck-
hardt Rehberg (CDU). Die doppelten Abi-
turjahrgänge seien ebenso finanziert wie die
Aussetzung der Wehrpflicht. Zudem wür-
den die Kommunen entlastet. Obwohl
Deutschland die Schuldenbremse einhalte,
stiegen die Ausgaben für Bildung und For-
schung, lobte auch Heinz-Peter Haustein
(FDP). Dagegen nannte Klaus Hagemann
(SPD) das Zwölf-Milliarden-Euro Paket ei-
ne „Mogelpackung“. Es würden nur Auf-
wüchse gezählt, nicht aber die Kürzungen
im Bildungsbereich anderer Etats. Michael
Leutert (Linke) kritisierte, das Ressort verbu-
che einen ordentlichen Aufwuchs, doch
stünde Ländern und Kommunen nicht
mehr Geld zur Verfügung. Es könne nicht
sein, dass Schulen zu wenig Geld hätten,
während es in der Forschung nicht ausgege-
ben werde. Schavan konterte, es sei absurd,
Bildung gegen Forschung auszuspielen. 
Die Bildungsdebatte werde verkürzt, fand
Ekin Deligöz (Grüne). Es müsse auch über
Demokratie, Toleranz und interkulturelles
Miteinander geredet werden. Die Bildung
sei dafür ein „essenzieller Bereich“ und die
Politik in der Verantwortung, gemeinsam
die Grundlagen zu schaffen. Stattdessen
herrsche Wir-gegen-die. „Geht es Ihnen tat-
sächlich darum, die Bildungspolitik voran-
zubringen, oder geht es Ihnen um Rechtha-
berei?“, wollte Deligöz wissen. tyh ❚

»Man kann
Extremismus nicht
mit Extremisten
bekämpfen.«
Kristina Schröder (CDU)
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Mehr als zwei Drittel für Innere Sicherheit 
INNERES Oppositionsvertreter signalisieren Unterstützung für Ministervorschläge zu besserer Neonazi-Bekämpfung 

Der Bundestag hat in der vergangenen Wo-
che bei den Beratungen über den Etat 2012
des Bundesjustizministeriums den Titel
„Härteleistungen für Opfer extremistischer
Übergriffe“ im Vergleich zur Beschlussemp-
fehlung des Haushaltsausschusses um
500.000 Euro auf eine Million Euro erhöht.
Einen entsprechenden Änderungsantrag der
Koalition  (17/7815) zur Rücknahme einer
ursprünglich geplanten Kürzung der Mittel
nahm das Parlament einstimmig an. Zur Be-
gründung hieß es in der Vorlage, angesichts
„unvorstellbarer, rechtsextremistisch moti-
vierter kaltblütiger Morde und weiterer bru-
taler Gewalttaten“ sei es erforderlich, Op-
fern rechtsextremistischer Übergriffe und
ihren hinterbliebenen nahen Angehörigen
aus humanitären Gründen Hilfe zukom-
men zu lassen.
Bundesjustizministerin Sabine Leutheus-
ser-Schnarrenberger (FDP) hatte bereits zu-
vor in der Debatte über die neonazistische
Mordserie (siehe Seite 1) bekräftigt, aus
dem Haushaltstitel als „kleines  Zeichen“ ei-
ne Entschädigung an Angehörige der Mord-
opfer zahlen zu wollen. In der Aussprache
über den Justizetat betonte der CDU-Abge-
ordnete Alexander Funk, die Koalition set-
ze mit der Anhebung der Mittel ein  Zeichen
für die Ächtung solcher Taten. Der FDP-Par-
lamentarier Stephan Thomae nannte die

Erhöhung angemessen und ausreichend.
Der SPD-Abgeordnete Ewald Schurer fand
sie „löblich“, warb aber dafür, die Entschä-
digungsleistungen für Opfer rechtsradikaler
Gewalt wieder in einem eigenen Titel auf-
zuführen.  Die Grünen-Parlamentarierin
Ingrid Hönlinger  gab zu bedenken, welches
Signal für Demokraten wie Rechtsextremis-
ten von der zunächst vorgesehenen Kür-
zung der Mittel ausgegangen wäre. Für Die
Linke begrüßte der Abgeordnete Steffen
Bockhahn die Anhebung der Mittel, forder-
te aber „opferfreundlichere Auszahlungskri-
terien für den Fonds“.

Fast 15 Millionen Euro mehr Mit Ausga-
ben in Höhe von fast 507,76 Millionen
Euro ist der Etat des Justizressorts (17/7107,
17/7123) im Bundeshaushalt 2012 der
kleinste aller Ministerien. Neben den Aus-
gaben verzeichnet er mit 441,5 Millionen
Euro fast ebenso hohe Einnahmen, die zum
großen Teil durch Gebührenerlöse des
Deutschen Patent- und Markenamtes
(302,31 Millionen Euro) erzielt werden sol-
len. Verglichen mit 2011 bedeuten die für
das kommende Jahr vorgesehenen Ausga-
ben von 507,76 Millionen Euro eine Steige-
rung von 14,67 Millionen Euro. Im Regie-
rungsentwurf waren noch Ausgaben von
491,13 Millionen Euro geplant. bob/hau ❚

»Kleines Zeichen«  
JUSTIZ Mehr Mittel für Opferfonds als geplant 

>STICHWORT

> Etat Der Etat 2012 des Familienministeriums umfasst 
6,79 Milliarden Euro. Fast drei Viertel der Summe – 4,9 Mil-
liarden Euro – sind für das Elterngeld vorgesehen. Der Bun-
destag erhöhte den Ansatz um 300 Millionen Euro zum Ent-
wurf, weil immer mehr Männer Vätermonate nehmen.

> Extremismus: Das Ministerium hatte die Mittel für Initia-
tiven gegen Extremismus um zwei Millionen Euro kürzen
wollen, weil Verwaltungsausgaben entfallen seien. Ein An-
trag der Koalition machte die Kürzung rückgängig.

> Extremismusklausel: Initiativen gegen Extremismus, die
Geld aus dem Familienetat haben wollen, müssen unter-
schreiben, dass sie und ihre Kooperationspartner sich auf
dem Boden des Grundgesetzes  bewegen.

FAMILIENHAUSHALT 2012 – 4,9 Milliarden Euro für das Elterngeld 
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Demonstranten protestieren gegen einen Neonazi-Aufmarsch. Über die Voraussetzungen zur Förderung von Initiativen gegen Rechtsextreme streiten sich Regierung und Opposition.
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B
undesarbeitsministerin Ursu-
la von der Leyen (CDU) hat
kein Verständnis für das Weh-
klagen der Opposition. Die
Wirtschaft brumme, Deutsch-
land verzeichne die „höchste

Vollbeschäftigung seit der Wiedervereini-
gung“, was durch die Halbierung der Zahl
der Langzeitarbeitslosen und einer struktu-
rellen Arbeitslosigkeit bei jungen Menschen
von „nur 40.000“ verdeutlicht werde, be-
fand die Ministerin am vergangenen Don-
nerstag während der Abschlussberatung des
Etats 2012 ihres Ministeriums. Angesichts
dessen solle die Opposition „blass vor Neid
statt rot vor Zorn“ werden.  Doch statt Bei-
fall erntete von der Leyen Kritik von SPD,
Die Linke und Bündnis 90/Die Grünen. Der
Haushalt sei das „Dokument der sozialen
Schieflage“, fand Grünen-Arbeitsmarktex-
pertin Brigitte Pothmer. Die SPD-Abgeord-
nete Bettina Hagedorn nannte ihn „schlecht
für die Arbeitslosen in Deutschland“. Und
die Haushaltsexpertin der Linksfraktion,
Gesine Lötzsch kam zu dem Schluss, dass
der Sozialetat „ungerecht, unsolidarisch
und schon gar nicht christlich“ sei. 

Knapp fünf Milliarden Euro minus Dabei
stellt auch im Bundeshaushalt 2012 der mit
den Stimmen der Koalition verabschiedete
Etat des Ministeriums für Arbeit und Sozia-
les (17/7111, 17/7123) den größten Ausga-
benposten dar. 126,46 Milliarden Euro sind
vorgesehen. Das sind immerhin gut 41 Pro-
zent der Gesamtausgaben und zugleich
rund 4,83 Milliarden Euro weniger als noch
2011. Die größte Summe verwendet das Mi-
nisterium dabei für die Finanzierung der
Rentenversicherung: Insgesamt sind 81,63
Milliarden Euro vorgesehen – 1,29 Milliar-
den Euro mehr als im Jahr 2011. Die größte
Einzelsparsumme im Etat ergibt sich durch
den Wegfall des Darlehens an die Bundes-
agentur für Arbeit, das im Haushalt für die-
ses Jahr noch mit 5,4 Milliarden Euro zu Bu-
che schlägt. Zudem sieht der Etat insgesamt
33,07 Milliarden Euro für die Grundsiche-
rung für Arbeitsuchende vor. Das sind 
1,1 Milliarden Euro weniger als 2011. Die
Leistungen für Qualifizierungs- und Weiter-
bildungsmaßnahmen für Arbeitslose belau-
fen sich auf 4,4 Milliarden Euro – fast eine
Milliarde Euro weniger als 2011.
Hier setzt die Kritik der Opposition an. Die
Bundesregierung kürze bei den Instrumen-
ten der aktiven Arbeitsmarktpolitik, kriti-
sierte etwa Bettina Hagedorn. Dies gehe zu
Lasten der Langzeitarbeitslosen und sei
auch angesichts des Fachkräftemangels in
der deutschen Wirtschaft aus volkswirt-
schaftlicher Sicht falsch, sagte sie. Schon bei
dem im Sommer 2010 von der Koalition ver-
abschiedeten Sparpaket seien 40 Prozent
der Kürzungen dem Bereich Arbeit und So-
ziales zugewiesen worden. Da zwei Drittel
des Etats gesetzlich festgeschriebene Leis-
tungen seien, konzentrierten sich die Kür-
zungen auf die restlichen 40 Milliarden
Euro. „Das macht die soziale Schieflage
aus“, sagte Hagedorn.  

»Vollständig verschont« Ein großes Maß
an Ungerechtigkeit in dem Etat hat die
Linksfraktion ausgemacht. Gekürzt werde
da, wo Menschen, die am wenigsten haben,
am härtesten getroffen werden, bemängelte
Gesine Lötzsch. „Menschen, die nicht wis-
sen, wohin mit dem Geld, werden von den
Kürzungen vollständig verschont“, sagte sie.
Mit Gerechtigkeit habe auch der Rückgang
der Arbeitslosenzahlen nichts zu tun, da
dies nur zu Lasten eines „dramatischen Zu-
wachses“ im Niedriglohnsektor und bei der
Leiharbeit geschehen sei. Womit Lötzsch
beim Thema Mindestlohn angekommen
war. Sie bedauere es, sagte die Linkspartei-
chefin, dass die CDU jüngst auf ihrem Par-
teitag zuletzt keinen Mindestlohn beschlos-

sen habe. Stattdessen hätten sich die radika-
len Marktideologen erneut durchgesetzt. 
Auch Brigitte Pothmer zeigte sich enttäuscht
über Ministerin von der Leyen, die beim
parteiinternen Streit um den Mindestlohn
nur eine „kommentierende Nebenrolle“
eingenommen habe. Dabei könne sich die
Ministerin sicher sein, im Bundestag eine
Mehrheit für den gesetzlichen Mindestlohn
zu finden. Ursula von der Leyen selbst
machte deutlich, dass, „wenn die Tarifbin-
dung nicht mehr funktioniert, ein neuer
Rahmen gefunden werden muss“. Was je-
doch nicht auf eine gesetzliche Mindest-
lohnregelung hinaus laufen müsse. Ihrer
Ansicht nach sollten „Arbeitgeber und Ge-
werkschaften dies in einer Kommission aus-
handeln“.
Anders als die Opposition lobten die Koali-
tionsfraktionen die Etatplanung der Minis-
terin. So sprach auch der CDU-Abgeordne-
te Axel E. Fischer von einem „weiteren
Schritt zur Konsolidierung“. Die Finanzie-
rung des Bereiches Arbeit und Soziales wer-
de nachhaltig ins Gleichgewicht gebracht.
Trotz Einsparungen von knapp vier Prozent
sei der Anstieg der Hartz-IV-Regelsätze ge-
plant und eine Erhöhung der Zuschüsse für

die Grundsicherung im Alter um 3,3 Milli-
arden Euro festgeschrieben. „Das ist das Re-
sultat der intelligenten, wachstumsorien-
tierten Politik der christlich-liberalen Regie-
rungskoalition“, sagte Fischer.  
Was die von der Opposition kritisierte Sen-
kung der Eingliederungshilfen für Arbeitslo-
se angeht, machte Claudia Winterstein
(FDP) eine ganz andere Rechnung auf. An-
gesichts der gesunkenen Zahl an Arbeitslo-
sen sei „pro Kopf“ eine Erhöhung zu ver-
zeichnen. Der Haushalt sei im Übrigen so-
lide aufgestellt und sehe keine tiefen Ein-
schnitte vor, urteilte sie. Das Darlehen an
die Bundesagentur für Arbeit falle weg, weil
es „nicht mehr nötig ist“. Zudem müsse
Bund angesichts der positiven Entwicklun-
gen auf dem Arbeitsmarkt weniger für das
Arbeitslosengeld II zahlen, sagte Winter-
stein. 2,8 Milliarden Euro mehr als in 2011
werde für Bildung und die Grundsicherung
im Alter aufgewandt, sagte Winterstein.
„Das ist eine wesentliche Entlastung für die
Kommunen“, befand sie.
Das „Pro-Kopf-Argument“ Wintersteins auf-
greifend verwies die SPD-Abgeordnete Kat-
ja Mast darauf, dass der Haushalt „nicht
konjunkturelle sondern strukturelle Kür-
zungen“ aufweise. Steige die Zahl der Ar-
beitslosen, stehe trotzdem nur die jetzige
Summe zur Verfügung. „Das ist der eigent-
liche Skandal“, sagte Mast. Kürzungen bei
der Wiedereingliederung richteten vor dem
Hintergrund des Fachkräftemangels auch
aus volkswirtschaftlicher Sicht Schaden an,
befand Brigitte Pothmer. Damit werde die
soziale Spaltung auf dem Arbeitsmarkt ver-
tieft, was auch den sozialen Frieden in der
Gesellschaft gefährde. „Wenn die Menschen
nicht mehr daran glauben, dass sie durch ih-
re eigene Anstrengung ihre soziale Lage ver-
bessern können, unterstützt das den Extre-
mismus in diesem Land“, warnte sie.

Keine Warteschleifen Aus Sicht von der
Leyens ein unzutreffender Vorwurf: Die
Bundesregierung werde die Menschen in
den ersten Arbeitsmarkt integrieren, „nicht
in teure Warteschleifen“, sagte die Ministe-

rin. Zugleich verwies sie darauf, dass die Er-
folge auf dem Arbeitsmarkt sich auch auf
die Rente niederschlügen. Um 0,3 Prozent
seien die Beiträge gesenkt worden, was bei
Beschäftigten und Arbeitgeber zu jeweils 1,3
Milliarden Euro Einsparungen führe. „Das
entlastet die jüngere Generation“, zeigte
sich die Ministerin erfreut. Zugleich dürften
20 Millionen Rentner im nächsten Jahr mit
einer spürbaren Rentenerhöhung rechnen. 
Den optimistischen Blick bei der Rentenent-
wicklung teilte Lötzsch nicht. Um künftig
Renten zu erreichen, die ein Leben ohne Ar-
mut ermöglichen, brauche es heute gute
Löhne für alle. Diese seien aber nicht in
Sicht. Aber auch aktuell sieht Lötzsch Hand-
lungsbedarf: Wenn 14 Prozent aller Über-
65-Jährigen als arm gelten, sei klar: „Wir
brauchen eine solidarische Mindestrente,
die den Namen auch verdient hat.“ Soweit
ging die Ministerin zwar nicht, die Proble-
matik ist aber auch ihr bewusst. „Wer ein Le-
ben lang gearbeitet hat, darf am Ende nicht
ohne Rente da stehen“, sagte von der Leyen.
Um diese „Schwachstelle“ zu beseitigen,
werde nun der Rentendialog geführt, kün-
digte sie an. Götz Hausding ❚

SOZIALES Bundesministerin von der Leyen lobt gute Lage auf dem Arbeitsmarkt 
und bei den Renten. Opposition sieht soziale Schieflage im größten Einzeletat

»Blass vor Neid 
statt rot vor Zorn« 

>KOMPAKT

> Ausgaben Für Arbeit und Soziales wen-
det der Bund im kommenden Jahr 41,3
Prozent seiner Gesamtausgaben auf.

> Rentenversicherung Von den 126,46
Milliarden Eurodes Gesamtetats sind
81,63 Milliarden Euro zur Finanzierung
der Rentenversicherung vorgesehen, rund
130 Millionen Euro weniger als im Regie-
rungsentwurf veranschlagt, aber 1,29 Mil-
liarden Euro mehr als im laufenden Jahr.

> Arbeitslosengrundsicherung Ausge-
geben werden können 33,07 Milliarden
Euro, 1,1 Milliarden Euro weniger als
2011. Gekürzt wurde etwa bei der Kosten-
beteiligung für Unterkunft und Heizung.

Die Einladung zu seiner Geburtstagsparty
knüpfte Alois Karl an eine Bedingung:
„Wenn Sie alle unserem Haushalt zustim-
men, dann überlege ich mir, Sie alle einzu-
laden“, sagte der CSU-Abgeordnete in der
abschließenden Debatte des Gesundheits-
etats vergangene Woche im Bundestag. Das
Angebot des 61-jährigen Geburtstagskindes
konnte die Opposition freilich nicht um-
stimmen. Geschlossen lehnte sie den Ein-
zelplan 15 ab. In Kraft treten
wird der Gesetzentwurf
(17/7114, 17/7123)  den-
noch, denn die Koalitions-
fraktionen stimmten ihm
zu. Mit Ausgaben in Höhe
von 14,48 Milliarden Euro
(2011: 15,78 Milliarden
Euro) steht der Etat von
Bundesgesundheitsminister
Daniel Bahr (FDP) im Res-
sortvergleich auf dem vier-
ten Platz. Gleichwohl ist sei-
ne Ausgabenstruktur über-
sichtlich. Mit 14 Milliarden Euro geht der
größte Teil als Zuschuss an den Gesund-
heitsfonds – jenem großen Topf also, in den
seit dem Jahr 2009 neben den Steuermitteln
auch die Beiträge von Arbeitgebern und Ar-
beitnehmern fließen und aus dem die ge-
setzlichen Krankenkassen pro Versichertem
Zuweisungen erhalten.

»Ein Stück Verlässlichkeit« In der Debat-
te verteidigte Bahr die schwarz-gelbe Ge-
sundheitspolitik. Der Minister sagte, die Ko-
alition bewältige in dieser Legislaturperiode
ein enormes Arbeitspensum. „Was Rot-
Grün in zwei Legislaturperioden nicht er-
reicht hat, das schafft diese Koalition in die-
ser Legislaturperiode“, betonte Bahr und
verwies unter anderem auf das Anfang 2011
in Kraft getretene „Gesetz zur nachhaltigen
und sozial ausgewogenen Finanzierung der
gesetzlichen Krankenversicherung“ (GKV).
Das deutsche Gesundheitssystem sei heute
„finanziell stabil“, selbst
„wenn die Konjunktur sich
verschlechtert“, sagte der
Minister. Dies sei „ein Stück
Verlässlichkeit für die Pa-
tientinnen und Patienten“.
Die Opposition dagegen
ließ kein gutes Haar an der
Politik Bahrs und seines
Vorgängers Philipp Rösler
(FDP). Der gesundheitspo-
litische Sprecher der SPD-
Fraktion, Karl Lauterbach,
sagte, zur Halbzeit der
Wahlperiode könne für Schwarz-Gelb ledig-
lich eine Bilanz dessen gezogen werden,
„was nicht erreicht worden ist“. So seien we-
der ein Präventionsgesetz umgesetzt noch
die Kostensteigerungen im Gesundheitswe-
sen gestoppt worden. Sein Fraktionskollege
Ewald Schurer monierte, beim Gesund-
heitshaushalt sei ein „Gestaltungswille der
Koalition nicht erkennbar“. Schwarz-Gelb
liefere „in  homöopathischen Dosen. Das
ist zu wenig.“
Für Die Linke sagte ihre Gesundheitsexper-
tin Martina Bunge, dass trotz kleinerer Kor-
rekturen in den Etatberatungen der „Mittel-
ansatz für Prävention gekürzt“ worden sei.
Zudem sei es „bittere Realität“, dass die ge-
setzlichen Kassen sparten, um keinen Zu-
satzbeitrag erheben zu müssen, um so ge-
sunde, junge Mitglieder zu halten. Dieser
Wettbewerb zwischen den Kassen führe
nicht zu besserer Versorgung. Auch die Grü-

nen-Abgeordnete Katja Dörner bemängelte,
dass zu wenig für Gesundheitsförderung
und Prävention ausgegeben werde. Gerade
einkommensschwache Bevölkerungsgrup-
pen hätten deutlich höhere Gesundheitsri-
siken als andere. Es sei „bedauerlich“, dass
„Schwarz-Gelb einem Präventionsgesetz ei-
ne Absage erteilt hat“. Die Koalition habe
aber auch keine anderen Vorstellungen, wie
sie die Prävention voranbringen wolle, und

das sei „ein Armutszeug-
nis“, betonte Dörner.
Redner der Koalition wiesen
die Oppositionskritik strikt
zurück. Der CDU-Gesund-
heitsexperte Jens Spahn sag-
te, Schwarz-Gelb habe die
Finanzen der GKV in Ord-
nung gebracht. „Operation
gelungen“, resümierte
Spahn. Dies gelte auch für
die Eindämmung der Arz-
neimittelkosten. Der FDP-
Haushaltsexperte Otto Fri-

cke erläuterte, der 14-Milliarden-Euro-Zu-
schuss für die GKV aus Steuermitteln sei
„sehr, sehr viel Geld“. Er erwarte, dass die
Mittel gut und richtig verwendet werden.
Der Unions-Fraktionsvize Johannes Sing-
hammer (CSU) sagte, „diese christlich-libe-
rale Koalition hat neuen Schwung in die Ge-
sundheitspolitik gebracht“. Als nächstes
wolle die Koalition die Pflegeversicherung
in „entscheidenden Punkten verbessern“,
etwa bei den Leistungen für Demenzkranke.
Diese würden spätestens zum 1. Januar
2013 kommen, „idealerweise aber auch
schon früher“, ergänzte Spahn.
Nach Auffassung der Opposition hingegen
will die Koalition „ein erbärmliches Re-
förmchen“ auf den Weg bringen, wie Lau-
terbach sagte. Bunge kritisierte, die vorgese-
hene Einführung einer steuerlich geförder-
ten privaten Zusatzversicherung nach Vor-
bild der Riester-Rente sei „aberwitzig“
angesichts der „sich zuspitzenden Finanz-

marktkrise“. Die Grünen-
Pflegeexpertin Elisabeth
Scharfenberg sagte, den
„Mini-Bahr“ könnten sich
nicht alle Versicherten leis-
ten, Geringverdiener schau-
ten „in die Röhre“. Schwarz-
Gelb sei bei der Pflege
„grandios gescheitert“.
Beim Einzelplan 15 liegen
die Einnahmen 2012 bei
92,35 Millionen Euro 
(2011: 83 Millionen Euro),
das Plus soll das Bundesin-

stitut für Arzneimittel und Medizinproduk-
te (BfArM) einspielen. Bei den Ausgaben
schlagen neben dem Gesundheitsfonds die
Personalausgaben mit 187 Millionen Euro
(186,76 Millionen Euro) und die sächli-
chen Verwaltungsausgaben mit 133,06 Mil-
lionen Euro (111,85 Millionen Euro) zu Bu-
che. Die Investitionsausgaben sollen 69,91
Millionen Euro betragen, gut neun Millio-
nen Euro mehr als im laufenden Jahr.
Das Volumen der Zuweisungen und Zu-
schüsse beträgt 14,1 Milliarden Euro, neben
dem BfArM dürfen die Bundeszentrale für
gesundheitliche Aufklärung, das Deutsche
Institut für Medizinische Dokumentation
und Information, das Paul-Ehrlich-Institut
und das Robert-Koch-Institut in diesem Be-
reich jeweils etwas mehr ausgeben. Die Ver-
pflichtungsermächtigungen betragen im
kommenden Jahr 87,75 Millionen Euro
(71,5 Millionen Euro). Monika Pilath ❚

GESUNDHEIT Prävention und Pflege als zentrale Streitpunkte

Die Rentenversicherung wird im kommenden Jahr 81,63 Milliarden Euro aus dem Bundeshaushalt bekommen.

Die Leistungen der Grundsicherung für Arbeitssuchende, also Mittel für Hartz IV, schla-
gen im kommenden Jahr mit 33,07 Milliarden Euro zu Buche.
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Die Schleuse des Nordostseekanals in Brunsbüttel soll erweitert werden. Der Bundestag stellte dafür insgesamt 300 Millionen Euro zur Verfügung.
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Weniger Geld für 
kleine Baumaßnahmen 
Der Bundespräsident und das Bundespräsi-
dialamt können 2012 über 30,74 Millionen
Euro (2011: 29,88 Millionen Euro) verfügen.
Im Regierungsentwurf waren noch 31,49
Millionen Euro vorgesehen. Dabei haben die
Abgeordneten vor allem bei den kleinen
Baumaßnahmen den Rotstift angesetzt. Die
Personalausgaben steigen von 16,81 Millio-
nen Euro auf 17,17 Millionen Euro und die
sächlichen Verwaltungsausgaben von 8,59
Millionen Euro auf 8,81 Millionen Euro. Für
Investitionen sind nach 1,14 Millionen Euro
im Jahr 2011 für kommendes Jahr 1,3 Mil-
lionen Euro eingeplant. Für Zuweisungen
und Zuschüsse (ohne Investitionen) sind 3,8
Millionen Euro und für Investitionen 1,2 Mil-
lionen Euro vorgesehen. Die Ausgaben des
Bundespräsidenten sollen gleichbleibend
4,6 Millionen Euro betragen. Dabei sind für
Zuweisungen und Zuschüsse (ohne Investi-
tionen) wie bisher 3,5 Millionen Euro vorge-
sehen. ❚

Keine Veränderungen 
beim Bundesrat
Der Etat des Bundesrates ist bei den parla-
mentarischen Beratungen fast unverändert
geblieben. Daher kann die Länderkammer
im kommenden Jahr über 21,74 Millionen
Euro (2011: 21,34 Millionen Euro) verfügen.
Dabei steigen die Personalausgaben von
13,31 Millionen Euro auf 13,7 Millionen
Euro. Für sächliche Verwaltungsausgaben
sollen fast unverändert 7,48 Millionen Euro
zur Verfügung stehen. Für Investitionen sind
nach 359.000 Euro im Haushaltsjahr 2011
im kommendem Jahr 340.000 Euro vorgese-
hen. Für Zuweisungen und Zuschüsse (ohne
Investitionen) stehen 215.000 Euro
(206.000 Euro) bereit. ❚

Ausgaben beim
Bundesrechnungshof sinken
Die Ausgaben des Bundesrechnungshofes
(BRH) werden 2012 auf 122,74 Millionen
Euro (2011: 124,54 Millionen Euro) sinken.
Davon ist der weitaus größte Teil für Perso-
nalausgaben vorgesehen, die von 103,07
Millionen Euro auf 103,46 Millionen Euro
steigen. Die sächlichen Verwaltungsausga-
ben erhöhen sich ebenfalls von 12,54 Mil-
lionen Euro auf 16,21 Millionen Euro, und
die Investitionen fallen von 7,57 Millionen
Euro auf 932.000 Euro. Für die Prüfungsäm-
ter des Bundes bleiben die Ausgaben bei-
nahe unverändert bei 35,41 Millionen Euro
(35,16 Millionen Euro). Insgesamt blieb der
BRH-Etat bei den parlamentarischen Bera-
tungen unverändert. ❚

36,77 Milliarden Euro  
für den Schuldendienst
Die Gesamtausgaben bei der Bundesschuld
sollen 2012 insgesamt 38,32 Milliarden
Euro betragen, das sind 1,72 Milliarden Euro
weniger als zunächst von der Bundesregie-
rung veranschlagt (40,05 Milliarden Euro).
In diesem Jahr sollen die Ausgaben 37,17
Milliarden Euro betragen. Die  Ausgaben
verteilen sich in erster Linie mit 36,77 Milli-
arden Euro (35,34 Milliarden Euro) auf den
Schuldendienst. Dafür waren im Regie-
rungsentwurf noch 38,39 Milliarden Euro
vorgesehen. Bei den Beratungen wurden die
Ausgaben für Zinsen für Bundesanleihen um
2,5 Millionen Euro auf 24,46 Milliarden Euro
abgesenkt (17/7874). mik ❚

KURZ NOTIERT

Regierung und FDP-Fraktion haben sich in
der Wirtschaftsdebatte des Bundestages am
Donnerstag strikt gegen die Einführung so-
genannter Eurobonds zur gemeinsamen
Schuldenaufnahme der Euroländer ausge-
sprochen. Wirtschaftsminister Philipp Rös-
ler (FDP) warnte vor einer Transferunion,
weil der deutsche Steuerzahler dadurch für
die Schulden anderer Länder aufzukom-
men hätte. Eurobonds würden dramatisch
steigende Zinsen nach sich ziehen und das
Wachstum schwächen. „Die Menschen kön-
nen auf diese Regierungskoalition zählen.
Wir werden alles drei verhindern: Transfer-
union, Eurobonds und Jürgen Trittin als
Bundesfinanzminister“, sagte Rösler. 

Niemals nie sagen Florian Toncar (FDP)
unterstützte diese Position: „Sie können
Schulden nicht mit noch mehr Schulden
bekämpfen“, warnte er. Dagegen sah Hu-
bert Heil (SPD) Gegensätze zwischen Uni-
on und FDP und verwies auf den Unions-
Haushälter Norbert Barthle, der auch in der
Debatte sagte: „Wir sagen nicht nie. Wir sa-
gen nur: keine Eurobonds unter den gege-
benen Voraussetzungen.“
„Deutschland bleibt Wachstumslokomoti-
ve in Europa“, stellte Rösler zu seinem Etat
fest und verwies auf die Wachstumsraten
der vergangenen zwei Jahre. Auch im

schwieriger werdenden Jahr 2012 werde es
Wachstum geben. Klaus Brandner (SPD)
nannte vier Bereiche, wo zusätzliche Mittel
sinnvoll eingesetzt werden könnten: Die Er-
werbstätigkeitsquote der Frauen sei zu nied-
rig und solle erhöht werden. Jugendliche,
ältere Arbeitnehmer und Langzeitarbeitslo-
se müssten besser gefördert werden. 
Michael Luther (CDU/CSU) bezeichnete
die Wirtschaftslage als gut, forderte aber zu-

gleich, die Weichen für die Zukunft zu stel-
len. Die Koalition habe dazu 50 Millionen
Euro zusätzlich für Luft- und Raumfahrt be-
reitgestellt. Der Opposition, die diese Erhö-
hung ablehne, warf er vor: „Sie haben nicht
verstanden, was es heißt, morgen noch Spit-
ze in der Welt zu sein.“ 
„Die realen Ergebnisse Ihrer Wirtschaftspo-
litik sind ein inzwischen fest etablierter
Niedriglohnsektor“, kritisierte Roland
Claus (Linksfraktion). „Insbesondere junge
Menschen werden beim Eintritt in ihr Be-
rufsleben dadurch verunsichert, dass sie in
aller Regel nur Zeitverträge haben.“ Tobias
Lindner (Bündnis 90/Die Grünen) bezeich-
nete die Ankündigung  von Steuersenkun-
gen auf Pump als „Rettungsschirm für die
FDP“. Steuersenkungen seien aber in einer
Zeit der Konjunkturabflachung das falsche
Signal. 
Der vom Bundestag beschlossene Etat des
Wirtschaftsministeriums für 2012 bleibt mit
Ausgaben von rund 6,11 Milliarden Euro
(2011: rund 6,12 Milliarden) so gut wie un-
verändert. Auf Antrag der Koalitionsfraktio-
nen CDU/CSU und FDP waren die Zu-
schüsse für den Absatz deutscher Steinkoh-
le um 112 Millionen auf 1,2 Milliarden Euro
zurückgenommen worden. Ein Änderungs-
antrag der Linksfraktion (17/7829) wurde
abgelehnt. Hans-jürgen Leersch ❚

Lokomotiven und Bremsen
WIRTSCHAFT Rösler warnt vor Gefahren durch Eurobonds: Wachstumsschwäche droht

Agrarpolitik ist Sozialpolitik: An diesem
Punkt arbeiteten sich die Redner aller Frak-
tionen bei der Debatte um den Etat
(17/6600, 17/7110) des Bundesministeri-
ums für Ernährung, Landwirtschaft und Ver-
braucherschutz vergangene Woche ab. 
„Der Einzelplan des Landwirtschaftsminis-
teriums ist ein Sozialhaushalt und garan-
tiert mit fast vier Milliarden Euro die sozia-
le Sicherung im ländlichen Raum“, sagte
Georg Schirmbeck (CDU). Insgesamt wird
Ministerin Ilse Aigner (CSU) mit 5,28 Mil-
liarden Euro im Haushaltsjahr 2012 rech-
nen können. Die zeigte sich während der
Debatte zufrieden und überließ ihre Rede-
zeit den Abgeordneten ihrer Fraktion. 

Fehlende Impulse Schirmbeck dankte da-
für und stellte fest: „Es gibt ländliche Räu-
me, in denen es boomt, und es gibt Räume,
die nicht so gut laufen.“ Und er fragte, ob
der Grund für Erfolg und Misserfolg nicht
darin begründet liegt, dass diese Regionen
politisch unterschiedlich geführt werden;
eine Replik an seinen Vorredner Wilhelm
Priesmeier (SPD), der die Chance der Regie-
rung verpasst sah, ein zukunftsweisendes
Konzept vorzulegen. „Der Entwicklung des
ländlichen Raumes gibt der Haushalt keine
Impulse“, sagte Priesmeier und forderte die
Erhöhung der Mittel. 

Roland Claus (Die Linke) kritisierte, „dass
nur 1,5 Milliarden Euro übrig bleiben,
wenn die sozialen Ausgaben herausgerech-
net werden.“  Er monierte, die geplante Re-
form der acht Sozialversicherungen laufe
auf eine „Zwangsvereinigung“ hinaus, um
Geld einzusparen. „Warum wird dann nicht
das Landwirtschaftsministerium, das in
Bonn und Berlin sitzt, zusammengeführt?“,
fragte er.
Heinz-Peter Haustein (FDP) beklagte hin-
gegen, dass die wiederkehrende Unterstel-
lung, die Regierung sei nicht sozial, unge-
recht sei: „Die sozialen Ausgaben bestim-
men diesen Haushalt.“ Er verteidigte auch
das Festhalten an der Agrardieselsubventi-
on, die Wettbewerbsnachteile für die Bau-
ern ausgleiche. 
Für Katja Dörner (Bündnis 90/Die Grüne)
machte der Etat eines deutlich: „Die
schwarz-gelbe Agrarpolitik setzt auf indus-
trialisierte Massentierhaltung zu Lasten der
kleinen Bauern.“ 
Der Einzelplan 10 wurde mit den Stimmen
der Koalition gegen die Stimmen der Oppo-
sition angenommen. Ein von der Linksfrak-
tion zur Abstimmung vorgelegter Ände-
rungsantrag (17/7778), der 20 Millionen
Euro zusätzlich für die flächendeckende Fi-
nanzberatung forderte, wurde mit den Stim-
men der Koalition abgelehnt. Jan Eisel ❚

Ländliche Räume im Blick 
AGRAR Die Koalition weist Kritik am Aigner-Etat zurück 

Auslaufmodell: Kohle aus Deutschland

E
s geht um viel Geld. Der Etat
des Bundesministeriums für
Verkehr, Bau und Stadtent-
wicklung ist mit Ausgaben von
25,94 Milliarden Euro (2011:
25,24 Milliarden Euro) der

viertgrößte Einzeletat des Bundes und mit
Investitionen von 14,17 Milliarden Euro
(13,51 Milliarden Euro) der größte Investi-
tionsetat. Trotzdem scheint das Geld für
Deutschlands Straßen, Schienen und Was-
serwege nicht auszureichen.
Dabei wurden die Mittel während den par-
lamentarischen Beratungen die Mittel noch
um eine Milliarde Euro erhöht. Davon ste-
hen 500 Millionen Euro direkt zur Verfü-
gung, die zweiten 500 Millionen Euro als
Verpflichtungsermächtigung. Das Gesamt-
volumen wird auf die drei Verkehrsträger
Bundesfernstraßen (600 Millionen Euro),
Schiene (100 Millionen Euro) und Wasser-
straßen (300 Millionen Euro für den Nord-
ostseekanal 5. Schleuse) aufgeteilt. Die Re-
gierung muss bis zum 31. März 2012 eine
Projektliste vorzulegen, die vom Haushalts-
ausschuss genehmigt werden muss.

Mehr Geld für Wendlingen-Ulm Ebenfalls
erhöht wurden die Verpflichtungsermächti-
gungen für Investitionen in die Eisenbah-
nen des Bundes von 1,69 Milliarden Euro
im Regierungsentwurf auf 2,4 Milliarden
Euro. Die Erhöhungen greifen ab 2016 und
sind vorgesehen für die Neubaustrecke
Ulm-Wendlingen, deren Bau teurer wird als
bisher prognostiziert. Außerdem wurden
die Mittel für die Städtebauförderung auf
455 Millionen Euro erhöht.

Die Sprecher die Koalitionsfraktionen hiel-
ten den Etat für ausreichend finanziert. Bar-
tholomäus Kalb (CDU/CSU) wies darauf
hin, dass der Verkehrsetat der Investitions-
etat schlechthin sei. Infrastruktur sei wich-
tig, um eine hohe Mobilität zu garantieren.
Ansonsten könne eine „höchst arbeitsteili-
ge Wirtschaft“ nicht funktionieren. „Wir
brauchen moderne Verkehrswege“, betonte
er. Mit dem Etat würde dieser Forderung
Rechnung getragen. Trotzdem müsse die Ef-
fizienz und Leistungsfähigkeit noch weiter
gesteigert werden. Die zusätzlichen Mittel
von einer Milliarde Euro müssten zügig in
Projekte umgesetzt werden. 
Für die FDP-Fraktion betonte Claudia Win-
terstein, dass in diesem Haushalt der Ein-
klang gelungen sei, die Schuldenbremse
einzuhalten und die Investitionen zu erhö-
hen. Die zusätzliche eine Milliarde Euro sei
wichtiger Beitrag für die Infrastruktur, trotz-
dem wird damit der Investitionsstau nicht
beseitigt. Sie warf den Vorgängerregierun-
gen vor, zu wenig getan zu haben, da die
Brücken schon „länger bröckelten“. Weiter
sprach sie sich dafür aus, zur Finanzierung
der Verkehrswege die öffentlich privaten
Partnerschaften weiter zu entwickeln. Die
ersten Erfahrungen in diesem Bereich seien
positiv. 
Kritisch sahen die Sprecher der Opposition
die finanzielle Ausstattung im Verkehrs-
und Baubereich. Für Johannes Kahrs (SPD)
ist der Etat trotz der zusätzlichen eine Milli-
arde Euro für Infrastrukturmaßnahmen im-
mer noch unterfinanziert. Deshalb gebe es
auch eine Diskussion um die Pkw-Maut
nach dem Motto: Wir brauchen Geld, der

Autofahrer soll es zahlen. Kahrs wies darauf
hin, dass bei der Lkw-Maut rund 33 Prozent
der Einnahmen für die Betriebskosten ver-
wendet würden. Insgesamt warf er Verkehrs-
minister Peter Ramsauer (CSU) vor, viel an-
zukündigen, aber nur wenig zu tun. Er for-
derte, die zusätzlichen eine Milliarde Euro

für Infrastrukturmaßnahmen zu verstetigen,
so dass auch in den nächsten Jahren die sel-
be Summe jeweils zur Verfügung stehen
würde. 
Die Abgeordnete Heidrun Bluhm von der
Linksfraktion setzte sich vor allem mit der
Städtebauförderung auseinander. Sie hielt

auch nach der Erhöhung auf 455 Millionen
Euro die Mittel „bei weitem“ für nicht aus-
reichend. Deshalb fordere ihre Fraktion
auch eine Aufstockung auf 535 Millionen
Euro. Dabei werde wirtschaftlich zudem an
der falschen Stelle gespart. „Sie verhindern
Investitionen und leisten der sozialen Spal-

tung Vorschub“, sagte sie in Richtung der
Koalition. 
Auch Sven Kindler (Bündnis 90/Die Grü-
nen) sprach sich für den Ausbau der Städte-
bauförderung aus. Dadurch werde auch die
Wirtschaft angekurbelt, denn ein Euro Bun-
desmittel ziehe acht Euro Privatinvestitio-

nen nach sich. Insgesamt sah er in dem Etat
kein Konzept für die Verkehrswende, es han-
dele sich nur um die Verwaltung des „Status
Quo“. Die Diskussion um die Pkw-Maut
nannte er eine Geisterdebatte. Er sprach sich
dafür aus, umweltschädliche Subventionen
abzubauen und schlug statt dem Bau von
Prestigeprojekten die Umschichtung der
Mittel in den Erhalt von Straßen, von Schie-
nenwegen und von Radwegen vor.
Für Bundesminister Peter Ramsauer (CSU)
bleibt der Bund verlässlicher Partner der
Kommunen bei der Städtebauförderung. Er
wies darauf hin, dass zusätzlich 92 Millio-
nen Euro für die energetische Stadtsanie-
rung bereitgestellt würden. „Die Energie-
wende ist jedoch nicht alleine eine Aufgabe
des Bundes, sondern eine gesamtgesell-
schaftliche Aufgabe“, betonte er. Im Ver-
kehrsbereich ginge es zunächst um die In-
standhaltung der bestehenden Strecken und
um laufende Projekte schnellst möglichst
fortzuführen. Dann könnten auch noch
Neubaumaßnahmen des dringenden Be-
darfs angegangen werden.

Änderungsanträge erfolglos Änderungs-
anträge der SPD (17/7837) und der Links-
fraktion (17/7838) lehnte der Bundestag in
namentlicher Abstimmung ab. Die Fraktio-
nen forderten darin, die Mittel für die
Städtebauförderung zu erhöhen. Schließ-
lich stimmte das Plenum dem Etatentwurf
(17/6600) auf Beschlussempfehlung des
Haushaltsausschusses (17/7112, 17/7123,
17/7124) mit den Stimmen der Koalitions-
fraktionen zu. Die Opposition votierte da-
gegen. Michael Klein ❚

VERKEHR UND BAU Eine Milliarde Euro mehr für die Infrastruktur. Opposition sieht Unterfinanzierung

Schleusen auf 

Auch zukünftig sollen Verkehrsprojekte durch eine Maut finanziert werden.
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Weniger Geld
von Treuhand
FINANZEN Der Etat des Finanzministeri-
ums, über den der Bundestag am Dienstag
debattierte, wurde bei den Beratungen des
Haushaltsausschusses nur unwesentlich ge-
genüber dem Regierungsentwurf für 2012
verändert. Bei den Ausgaben wurden sieben
Millionen Euro gestrichen, darunter fünf
Millionen Euro beim Titel Erwerb von Ge-
räten, Ausstattungs- und Ausrüstungsgegen-
ständen für Verwaltungszwecke. Insgesamt
kann der Finanzminister im kommenden
Jahr rund 4,61 Milliarden Euro ausgeben.
Im Etat des laufenden Jahres sind 4,46 Mil-
liarden Euro vorgesehen. 
Größere Ausgabenpositionen sind unter an-
derem der Zuschuss an die Branntweinmo-
nopolverwaltung (80 Millionen Euro). Die
Energiewerke Nord, die mit dem Rückbau
der Atomkraftwerke Greifswald und Rheins-
berg beauftragt sind, sollen im kommenden
Jahr knapp 69 Millionen Euro erhalten. Die
Abgeltung von Schäden im Zusammenhang
mit dem Aufenthalt ausländischer Streit-
kräfte beträgt 14 Millionen Euro.  
Die Einnahmen im kommenden Jahr sollen
rund 221,4 Millionen Euro betragen und
damit erheblich niedriger ausfallen als 2011
(357,3 Millionen Euro). So wird erwartet,
dass die Einnahmen aus dem Bereich der
Treuhand-Nachfolgeeinrichtungen von 220
auf 90 Millionen Euro zurückgehen. hle ❚
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Für Erkundungsarbeiten im atomaren Zwischenlager Gorleben (Foto) sind im Haushalt 2012 insgesamt 73 Millionen Euro eingeplant – 26,2 Millionen Euro mehr als im Jahr 2011.

E
igentlich sind die neuesten
Zahlen alarmierend: das arkti-
sche Meereis schmilzt schnel-
ler als bisher und bis Ende des
Jahrhunderts wird ein Anstieg
des Meeresspiegels um einen

Meter erwartet – mehr als doppelt soviel wie
der Weltklimarat IPCC bislang prognosti-
ziert hatte. „Es zeigt sich, dass die Realität
die Modelle überholt“, warnte der Klimafor-
scher Stefan Rahmstorf vom Potsdamer In-
stitut für Klimafolgenforschung kurz vor
dem UN-Weltklimagipfel, der am heutigen
Montag in Durban (Südafrika) beginnt.
Und doch beherrschte nicht  wie in den ver-
gangenen Jahren der Klimawandel die poli-
tische Debatte, sondern die Energiewende –
und damit auch die Frage eines atomaren
Endlagers. Nachdem die Koalitionsregie-
rung als Folge der Reaktorkatastrophe von
Fukushima den Atomausstieg besiegelt hat-
te, brachte es der Umwelthaushalt 2012 erst-
mals auf den Punkt, wie die Energiewende
finanziell umgesetzt werden soll. 

Kleiner Haushalt Der Haushalt des Um-
weltministeriums, in der Fachsprache Ein-
zelplan 16 genannt, sei auf den ersten Blick
„wirklich klein“, gab Bernhard Schulte-
Drüggelte, Berichterstatter der CDU/CSU
Fraktion, zu. Mit 1,59 Milliarden Euro ma-
che er nur 0,5 Prozent des Gesamthaushal-
tes aus. Insgesamt stünden für den Umwelt-

bereich im Haushalt 2012 jedoch 7,4 Milli-
arden Euro zur Verfügung. Dies entspreche
einem Anteil von 22 Prozent, erklärte Schul-
te-Drüggelte in der Debatte am vergangenen
Dienstag.  Die Kürzung um 45,36 Millionen
Euro beweise, dass die Regierung in Zeiten
der Konsolidierung mit dem Geld der Steu-
erzahler „sorgfältig und ver-
antwortungsbewusst umge-
he“, sagte er. 
Der FDP-Politiker Stephan
Thomae hob hervor, dass es
sich beim Umweltbereich
um eine „Querschnittsauf-
gabe“ handele, in dem die
Dimension des Ausstiegs
aus der Kernenergie und des
Umstiegs in erneuerbare
Energien „deutlich sichtbar“
werde. 
Diesen Einstieg in ein neues
Energiezeitalter konnte die Opposition
nicht erkennen: „Mit diesem Haushalt ver-
größern Sie nicht nur die fiskalische Ver-
schuldung, sondern auch die ökologische
Verschuldung“, sagte Sven-Christian Kind-
ler, der für die Fraktion Bündnis 90/die Grü-
nen im Haushaltsausschuss sitzt. Als ein
Beispiel nannte er die geplanten Ausgaben
aus dem Energie- und Klimafonds. Die Er-
löse des Fonds, der aus dem Emissionshan-
del finanziert wird, seien „massiv über-
bucht“ kritisierte er. Vor ihm hatte bereits

Matthias Miersch (SPD) angeprangert, dass
dort – statt wie geplant 17 Euro pro Tonne
CO2 – momentan nur 10 Euro pro Tonne
CO2 erzielt würden. „Das ist keine verläss-
liche Politik“, mahnte Miersch. Auch die
Linke sieht in dem Haushalt keinen Rich-
tungswechsel der Umweltpolitik: „Der

Haushalt spiegelt nicht den
vermeintlichen Erkenntnis-
gewinn der schwarz-gelben
Regierung nach oder durch
Fukushima wieder“, betonte
Dorothée Menzner von der
Linksfraktion. 
Ganz im Gegensatz zu Bun-
desumweltminister Norbert
Röttgen (CDU), der die
Energiewende als das „he-
rausragende Thema dieser
Legislaturperiode“ bezeich-
nete. Neue Zeiten sieht er

daher auch in der jahrelangen Streitfrage
um ein Endlager für atomare Abfälle ge-
kommen: „Wir haben jetzt in Deutschland
den sichersten Ort zu suchen“, sagte Rött-
gen, der am 11. November bei einer Sitzung
mit Vertretern der Ländern in dieser Frage ei-
ne „weiße Landkarte“, also eine offene Su-
che ohne Tabus, angekündigt hatte. 
Röttgen betonte, dass die sicherst mögliche
Entsorgung von radioaktivem Abfall weder
ein lokales noch ein regionales, sondern ein
Thema sei, „das in deutsche Verantwortung

fällt, und zwar in die Verantwortung unse-
rer Generation“, betonte Röttgen. Der Op-
position warf er vor, in der Vergangenheit
versagt zu haben: „Sie haben dezidiert ge-
sagt, wir suchen nicht nach einem Endlager“
und fügte hinzu: „Sie haben sich wegge-
duckt, weil Ihnen die Aufgabe zu schwer
war.“ 
An der offenen Suche nach einem Endlager
hat die Opposition allerdings große Zweifel
– und machte das auch am Haushalt fest:
„Solange sie weiterhin so viel Geld, nämlich
73 Millionen Euro in den Ausbau des Stand-
orts Gorleben stecken, sind sie an einer Su-
che, die sich auf ganz Deutschland erstreckt
gar nicht interessiert“, argwöhnte Bärbel
Höhn (Bündnis90/Die Grünen). Nach Mei-
nung von Dorothée Menzner (Die Linke)
seien 25 Millionen Euro zur bergtechni-
schen Sicherung von Gorleben ausreichend.
Ansonsten habe auch der Untersuchungs-
ausschuss gezeigt, dass „Gorleben ungeeig-
net“ sei, erklärte die Umweltpolitikerin. 

Alte Meiler Die SPD erinnerte daran, dass
neben den Ausgaben für die Endlagerung
noch weitere immense Kosten für den Ab-
riss der Atomkraftwerke auf die Haushalte
zukommen werden. „Die ersten Rechnun-
gen gehen davon aus, dass dieser Abriss 18
Milliarden Euro kostet“, sagte Marco Bülow.
Auch andere Lagerstätten, in denen mo-
mentan Atommüll lagere, wie die Asse oder
Morsleben, würden weitere Kosten in Milli-
ardenhöhe verursachen, warnte er. Das zei-
ge, „dass das Märchen von der billigen
Atomenergie, das sie jahrelang gesungen ha-
ben, eine große Lüge ist“, erklärte der Um-

weltexperte. Für die FDP forderte Michael
Kauch die Opposition auf, bei der Endlager-
suche endlich einen Konsens zu finden –
und lobte dabei sogar den politischen Geg-
ner: Der grüne Ministerpräsident von Ba-
den-Württemberg,Winfried Kretschmann,
habe bei den Gesprächen über ein Endlager
den richtigen Schritt gemacht, indem er er-
klärt habe, „dass das Ende von Gorleben
keine Vorbedingung für Konsensgespräche
ist.“  Annette Sach ❚

UMWELT Regierung und Oppsition streiten über Suche nach einem atomaren Endlager 

Teure Altlasten 

»Sie haben 
sich 

weggeduckt,
weil ihnen die

Aufgabe zu
schwer war.« 
Norbert Röttgen (CDU)

Mehr zum Thema  unter:
www.bfs.de/de/kerntechnik

>KOMPAKT

> Umweltetat Dem Bundesumweltminis-
ter stehen 2012 rund 1,59 Milliarden Euro
zur Verfügung – 45,36 Millionen Euro we-
niger als 2011. Das entspricht 0,5 Prozent
des Gesamtetats.

> Einzelplan Im Haushaltsgesetz (17/6600)
trägt der Umwelthaushalt den Namen Ein-
zelplan 16. Im Vergleich ist der Umwelt-
etat der zweitkleinste Posten des Gesamt-
haushalts.

> Umweltpolitik Insgesamt stehen im
Bundeshaushalt für die Umweltpolitik zu-
sammen mit anderen Ressorts 7,4 Milliar-
den Euro zur Verfügung. Das entspricht 
22 Prozent des Gesamthaushalts.
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Kosten für das 
Personal steigen
Der Deutsche Bundestag, der Wehrbeauf-
tragte des Deutschen Bundestages und die
Mitglieder des Europäischen Parlaments
können im Jahr 2012 über 693,97 Millionen
Euro verfügen. Das sind 12,2 Millionen Euro
mehr als in diesem Haushaltsjahr (2011:
681,78 Millionen Euro). Die meisten Mittel
sind dabei für das Personal reserviert. Die
Ausgaben betragen dafür 469,77 Millionen
Euro (460,56 Millionen Euro). Für Investi-
tionen sind 20,09 Millionen Euro (27,91 Mil-
lionen Euro) eingeplant und für sächliche
Verwaltungsausgaben 111,28 Millionen
Euro (101,73 Millionen Euro). Für Zuweisun-
gen und Zuschüsse (ohne Investitionen) sind
fast unverändert 92,84 Millionen Euro
(91,58 Millionen Euro) vorgesehen. Bei den
parlamentarischen Beratungen wurden die
Leistungen für Mitglieder des Präsidiums
verändert. Für ehemalige Bundestagspräsi-
denten verlängert sich  danach der Anspruch
auf ein voll ausgestattetes Büro im Bundes-
tag um die Dauer ihrer Amtszeit. Die Ge-
samtausgaben des Wehrbeauftragten des
Deutschen Bundestages sollen 2012 rund
3,86 Millionen Euro (3,67 Millionen Euro)
betragen. ❚

Berliner Kultur erhält 
mehr Förderung 
Der Etat der Bundeskanzlerin und des Bun-
deskanzleramtes kann 2012 über 1,94 Mil-
liarden Euro (2011: 1,84 Milliarden Euro)
verfügen. Im Regierungsentwurf waren
noch 1,88 Milliarden Euro vorgesehen.Wäh-
rend für das Personal insgesamt 252,83 Mil-
lionen Euro (251,16 Millionen Euro) einge-
plant sind, sollen die sächlichen Verwal-
tungsausgaben 624,95 Millionen Euro
(583,76 Millionen Euro) betragen. Für Zu-
weisungen und Zuschüsse (ohne Investitio-
nen) sind nach 791,19 Millionen Euro 2012
insgesamt 858,97 Millionen Euro einge-
plant. Den größten Anteil am Gesamtetat
hat der Beauftragte der Bundesregierung für
Kultur und Medien. Hier sollen mehr als ei-
ne Milliarde Euro zur Verfügung stehen. Bei
den parlamentarischen Beratungen wurden
die Zuschüsse für kulturelle Einrichtungen in
Berlin um 3,3 Millionen Euro auf 28 Millio-
nen Euro erhöht. ❚

Deutlich höhere
Steuereinnahmen erwartet 
Die Bundesregierung erwartet im kommen-
den Jahr deutlich höhere Einnahmen. Diese
sollen 263,06 Milliarden Euro betragen. Das
sind 23,1 Milliarden Euro mehr als in diesem
Jahr (239,96 Milliarden Euro). Im Regie-
rungsentwurf waren noch 260,58 Milliarden
Euro vorgesehen. Die erwarteten Mehrein-
nahmen beruhen auf der jüngsten Steuer-
schätzung. Danach sollen die Einnahmen
aus der Lohnsteuer auf 62,18 Milliarden
Euro steigen, verglichen mit 60,61 Milliar-
den Euro im Regierungsentwurf. Die Abgel-
tungssteuer auf Zins- und Veräußerungser-
träge wird mit 3,67 Milliarden Euro ange-
setzt. In der Regierungsvorlage waren es
3,73 Milliarden Euro. Die Energiesteuer soll
gegenüber dem Regierungsentwurf um 48
Millionen Euro auf 35,72 Millionen Euro
steigen. Ebenfalls ansteigen sollen die Ein-
nahmen aus der Stromsteuer: Nach 6,8 Mil-
liarden Euro im Entwurf auf 6,82 Milliarden
Euro. Von 2,3 auf 1,47 Milliarden Euro sol-
len nach dem Atomausstieg die Einnahmen
aus der Kernbrennstoffsteuer fallen. mik ❚
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AnzeigeWeiter Streit um
CCS-Technik    
Erneut gescheitert ist im Vermittlungsaus-
schuss von Bundestag und Bundesrat am
vergangenen Dienstag der Versuch, einen
Kompromiss im festgefahrenen Dauerstreit
um ein Gesetz zu finden, das die Erfor-
schung von CCS regelt. Das Kürzel steht für
Carbon Capture Storage. Bei diesem Verfah-
ren wird Kohlendioxid, das bei der Kohle-
verbrennung in Kraftwerken und Industrie
anfällt, abgetrennt und anschließend in ver-
flüssigter Form unterirdisch verpresst. 
Angesichts massiver Bürgerproteste gegen
die Erprobung solcher Vorhaben pochen
vor allem Niedersachsen und Schleswig-
Holstein darauf, auf ihrem Territorium un-
terirdische CCS-Speicher untersagen zu
können. Brandenburg wiederum, wo Vat-
tenfall für 1,5 Milliarden Euro ein Pilotvor-
haben für die CCS-Technologie plant, wehrt
sich gegen eine entsprechende Ausstiegs-
klausel im Entwurf des Bundestags und will
die CCS-Lasten nicht allein tragen. 
Im Bundesrat wird auch moniert, die Haf-
tung für Risiken im Gefolge von CCS-Depo-
nien sei nur unzureichend geklärt. Wie es
im Vermittlungsausschuss nun weitergeht,
ist offen. Die EU hat gegen Deutschland be-
reits ein Vertragsverletzungsverfahren einge-
leitet, weil hierzulande die Brüsseler Vor-
schrift zur gesetzlichen Regelung der CCS-
Erprobung noch immer nicht umgesetzt ist.
EU-Staaten können CCS – wie beispielswei-
se in Österreich – ganz verbieten. kos ❚

Der Regierungsentwurf
zum Haushalt für 2012 sah
Ausgaben in Höhe von 306
Milliarden Euro vor. Welche
Veränderungen hat es im
Rahmen der Haushaltsbera-
tungen gegeben? 
Die Ausgaben im Etat 2012
wurden im parlamentari-
schen Verfahren leicht er-
höht, sie liegen nun bei ins-
gesamt 306,2 Milliarden
Euro. Gleichzeitig wurde die
Neuverschuldung um 1,1
Milliarden Euro auf 26,1 Mil-
liarden Euro gesenkt. Dies
liegt an der guten Konjunktur
und den höher prognosti-
zierten Steuereinnahmen. 

Inwiefern spielte die
derzeitige Eurokrise eine
Rolle bei den Haushaltsbe-
ratungen? 
Die Finanzmarkt- und Staats-
schuldenkrise spielte natür-
lich eine große Rolle. Allein
schon , weil uns die Vorlagen,
so zu den Leitlinien oder
auch Berichte über die Ent-
wicklungen in Griechenland
immer aktuell zugeleitet wur-
den und wir diese auch auf
der Tagesordnung im Au-
schuss hatten oder in Sonder-
sitzungen beraten mussten.

Im Entwurf fehlen die
Einnahmen aus der Finanz-
markttransaktionssteuer.
Hat die Bundesregierung
kein Interesse an einer Be-
steuerung des Finanzsek-
tors? 
Es scheint so. Die Regierung
setzt sich, meiner Meinung
nach, nicht mit Nachdruck
für diese Steuer ein. Neben
den Einnahmen, die aus so
einer Steuer erzielt werden,
ist für mich das Signal auch
wichtig, diejenigen an den
Kosten zu beteiligen, die
auch durch die staatliche In-
tervention gerettet wurden
und noch werden – eben
Banken und Spekulanten.

Sie haben unlängst da-
von gesprochen, dass höhere
Steuern benötigt würden,
um die Konjunktur in
Europa anzukurbeln. Wer
also soll zahlen? 
Es gibt genug Menschen, die
hohe Vermögen haben oder
so viel verdienen, dass ihnen
eine Steuererhöhung oder ei-
ne Vermögenssteuer nicht
wehtäte. In Deutschland und
Europa, ja weltweit melden
sich ja sogar Millionäre zu
Wort, die gerne mehr Steuern

zahlen würden. Auch wenn
es abgedroschen ist: Starke
Schultern müssen und kön-
nen mehr schultern als
schwache. Das ist sozial, ge-
recht und solidarisch. 

Das Bundesverfassungs-
gericht hat das geplante
Neuner-Gremium, das für
eilige und vertrauliche Ent-
scheidungen im Zusammen-
hang mit dem Rettungs-
schirm EFSF zuständig sein
sollte, auf Eis gelegt. Wie
soll es nun weitergehen?
Sollten nach der einstweili-
gen Verfügung des Bundes-
verfassungsgerichts eilige
oder vertrauliche Entschei-
dungen nötig sein, ist die
Handlungsfähigkeit auf je-
den Fall durch den Haus-
haltsausschuss oder das Ple-
num des Bundestages ge-
währleistet. Wie das ausse-
hen könnte, wird derzeit
geprüft. Ob die gesetzliche
Grundlage für die Parla-
mentsbeteiligung überarbei-
tet  werden muss, hängt vom
Urteil des Bundesverfas-
sungsgerichts ab.

Die Fragen stellte 
Götz Hausding.

PETRA MERKEL (SPD)
Vorsitzende des
Haushaltsausschusses
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»Es gibt genug
Menschen,
denen höhere
Steuern nicht
wehtäten.«

FÜNF FRAGEN ZUM: BUNDESHAUSHALT
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Für den Minister ist es der „dritte Rekord-
haushalt in Folge“, die Opposition hält das
Ergebnis mit Blick auf die Armutsbekämp-
fung eher für mager. Das Ministerium für
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung (BMZ) unter Ressortchef Dirk Nie-
bel (FDP) kann im kommenden Jahr mit ei-
nem Budget in Höhe von 6,33 Milliarden
Euro rechnen. Das sind insgesamt rund 164
Millionen Euro mehr als im laufenden
Haushaltsjahr.  Gegen die Stimmen der Op-
position verabschiedeten Union und FDP
vergangen Woche den BMZ-Etat in der vom
Haushaltsausschuss beschlossenen Fassung
(17/7119, 17/7123, 17/7124, 17/7125). 
Niebel nutzte die Debatte, um auf eine hö-
here Wirksamkeit und Effizienz der Ent-
wicklungszusammenarbeit hinzuweisen:
Dazu gehörten die Zusammenführung der
Durchführungsorganisationen zur Gesell-
schaft für Internationale Zusammenarbeit

(GIZ), die Einrichtung einer „Servicestelle
für bürgerschaftliches und kommunales En-
gagement“ und die Etablierung eines Evalu-
ierungsinstituts. Als wichtigen Schwerpunkt
nannte Niebel die Entwicklung ländlicher
Räume, die lange „schmählich“ vernachläs-
sigt worden sei: „Wir wollen dazu beitragen,
Menschen nicht nur zu versorgen, sondern
für sie vorzusorgen“, sagte der Minister mit
Blick auf die Hungerkatastrophe am Horn
von Afrika. Hier habe das BMZ nicht nur
mit 160 Millionen Euro geholfen, sondern
trage auch dazu bei, solche Katastrophen in
Zukunft zu verhindern.

Kampf gegen Armut Gerade dies stellte die
Opposition in Frage: Die Armutsbekämp-
fung käme im Etat zu kurz, sagte der Haus-
hälter Lothar Binding (SPD) zu Beginn der
Debatte. Es sei kein Aufwuchs erkennbar, der
wesentlich zur Erreichung des Millennium-

Ziels der Vereinten Nationen beitrage, bis
2015 0,7 Prozent des Bruttonationaleinkom-
mens für Entwicklungszusammenarbeit zu
verwenden. Auch Priska Hinz (Bündnis
90/Die Grünen) hielt der Koalition in die-
sem Zusammenhang Lippenbekenntnisse
vor. In der Finanzplanung sei für das BMZ ei-
ne Etatkürzung im Jahre 2013 vorgesehen.
„Ohne Geld werden Sie nicht weiterkom-
men“, sagte die Haushaltsexpertin. 
Von einem „mickrigen Aufwuchs“ im Etat
sprach Heike Hänsel für die Linksfraktion.
Der Minister spreche von Eigenverantwor-
tung und Wirtschaftspartnerschaften, mei-
ne „aber im Grunde die Förderung deut-
scher Wirtschafts- und Rohstoffinteressen“.
Der „Griff in die neoliberale Mottenkiste“,
habe Entwicklung in Ländern des Südens
bislang verhindert, sagte Hänsel.
Nicht Geld allein, auch Schwerpunkte und
die Qualität der Entwicklungspolitik seien

entscheidend, unterstrich Christiane Rat-
jen-Damerau (FDP) Der BMZ-Etat sei ein
„Wirksamkeitshaushalt“, sagte die Abge-

ordnete und verwies auf das Evaluierungs-
institut und die stärkere Einbindung priva-
ter Träger wie Kirchen und Stiftungen. 

Volkmar Klein
(CDU) sagte, dass
D e u t s c h l a n d
mehr bieten kön-
ne als nur Geld:
„Das Wertvollste,
was wir Deutsch-
land weiterzuge-
ben haben, ist un-
sere positive Er-
fahrung mit der
sozialen Markt-
wirtschaft.“ Zu-
dem lobte Klein
die geplanten
Wirksamkeitsprü-
fungen und eine
Effizienzsteige-

rung durch die GIZ-Strukturreform im Res-
sort. „Das ist ein klarer Erfolg, auch des zu-
ständigen Ministers.“

Änderungsanträge Im Anschluss an die
Debatte lehnte das Plenum mit den Stim-
men der Koalitionsfraktionen zwei Ände-
rungsanträge der SPD-Fraktion (17/7812,
17/7813) und einen gemeinsamen Ände-
rungsantrag von SPD und Bündnis 90/Die
Grünen (17/7814) ab. Die Sozialdemokra-
ten wollten zusätzliche Mittel für Klima-
schutzmaßnahmen in Entwicklungslän-
dern (210 Millionen Euro) und für den
schutz des Yasuni-Nationalparks in Ecuador
(40 Millionen Euro) bereitstellen. Im ge-
meinsamen Änderungsantrag forderten
SPD und Grüne eine Erhöhung der Ent-
wicklungsmittel um insgesamt 1,2 Milliar-
den Euro, um das 0,7-Prozent-Ziel doch
noch zu erreichen.        Alexander Heinrich ❚

Am Minister scheiden sich die Geister
ENTWICKLUNG Das Ressort von Dirk Niebel (FDP) kann 2012 mit 114 Millionen Euro mehr rechnen. Der Opposition ist das entschieden zu wenig

VERTEIDIGUNG Ursprünglich sollte die
Bundeswehr sparen. Doch trotz
Aussetzung der Wehrpflicht und
Verkleinerung der Truppe bleibt der Etat
weiter auf hohem Niveau

Teure 
Truppe

Niebel zu Besuch in einer Textilfabrik in Bangladesch im Juni 2011

Mit der Strukturreform der Bundeswehr soll die Zahl der Soldaten in den nächsten Jahren auf 170.000 bis 185.000 Mann sinken.

T
homas de Maizière (CDU)
zeigte sich optimistisch: Der
Verteidigungshaushalt sei im
kommenden Jahr mit 31,87
Milliarden Euro  zwar „nicht
üppig“, aber er sei „angemes-

sen“. Die erneute leichte Anhebung des
Wehretats begründete der Verteidigungsmi-
nister mit dem Umbau der Bundeswehr von
einer Wehrpflicht- zu einer Freiwilligenar-
mee, die weltweit im Einsatz sei. „Die Neu-
ausrichtung ist sicherheitspolitisch begrün-
det. Sie ist mit Blick auf unsere kleiner wer-
denden Jahrgänge demografisch abgesi-
chert, und sie ist solide finanziert“,
argumentierte de Maizière in der abschlie-
ßenden Beratung des Wehretats am vergang-
nen Mittwoch im Bundestag.
Auch in den kommenden Jahren werden die
Einsparungen bei den deutschen Streitkräf-
ten deutlich geringer ausfallen als dies de
Maizières Vorgänger Karl-Theodor zu Gut-
tenberg (CSU) ursprünglich versprochen
hatte. Rund 8,3 Milliarden Euro hatte dieser
in den kommenden Jahren bei der Truppe
einsparen wollen. Sein Nachfolger de Ma-
zière hatte sich von diesem ehrgeizigen
Sparziel allerdings schnell verabschiedet.
Sollte der Wehretat ursprünglich bis zum
Jahr 2015 nur noch 27,6 Milliarden Euro be-
tragen, so liegt die Zielmarke nach der neu-
en Finanzplanung des Bundes (17/6601)
nur noch bei 30,4 Milliarden Euro. 

Gestiegener Etat Die Haushälter des Bun-
destages hatten den Etatentwurf der Bun-
desregierung (17/6600, 17/6602) in den
Haushaltsberatungen (17/7123, 17/7124,
17/7125) sogar noch einmal um 190 Millio-
nen Euro aufgestockt. Damit stieg der Wehr-

etat 2012 im Vergleich zum laufenden Jahr
um 323 Millionen Euro. Zu sichtbaren Ver-
änderungen im Verteidigungshaushalt wird
der Umbau der Streitkräfte jedoch trotzdem
führen. So sinken nach den Planungen erst-
mals seit vielen Jahren die Personalausga-
ben: um 1,61 Milliarden auf 14,92 Milliar-
den Euro. Allerdings wird aus dem Topf der
Allgemeinen Finanzverwaltung eine weitere
Milliarde Euro bereitgestellt, um zivile Mit-
arbeiter, die aus der zivilen Wehrverwaltung
in andere Bereiche des öffentlichen Diens-
tes versetzt werden, zu bezahlen. Der Groß-
teil der eingesparten Personalausgaben wird
im Gegenzug durch die um 980 Millionen
Euro steigenden Verwaltungskosten bereits
wieder aufgefressen. Sie schlagen mit insge-
samt 5,18 Milliarden Euro zu Buche. 

Neuer Grundkonsens Applaus für den
Kurswechsel im Verteidigungsministerium
bekommt der neue Hausherr dafür nicht
nur aus den Reihen der Koalitionsfraktio-
nen, sondern auch von den Sozialdemokra-
ten. So stelle der SPD-Haushaltsexperte
Bernhard Brinkmann klar: „Die vollmundi-
gen und nicht haltbaren Sparvorgaben des
Herrn zu Guttenberg sind damit endgültig
Makulatur, und das ist auch gut so.“ 
Und Rainer Arnold (SPD) hob hervor, dass
seit dem Ministerwechsel im Frühjahr, der
„Grundkonsens in der Sicherheits- und Ver-
teidigungspolitik“ zwischen der Mehrheit
der Fraktionen „wieder deutlicher und ein-
facher herzustellen“ sei. Gleichzeitig mahn-
te er aber an, dass von der Bundesregierung
über neue, grundsätzliche Fragen diskutiert
werden müsste, etwa nach Rolle  und Ver-
antwortung Deutschlands in der sicher-
heitspolitischen Welt. Auch Auf europäi-

scher Ebene brauche man eine neue Debat-
te über eine Gemeinsame Sicherheits- und
Verteidigungspolitik,  sagte Arnold.   
Ein weiteres Vorhaben de Mazières, alle Rüs-
tungs- Beschaffungsmaßnahmen zu über-
prüfen, wurde von der FDP gelobt. Jürgen
Koppelin würdigte den Mut des Verteidi-
gungsministers, alte Verträge zur Rüstungs-
beschaffung zu korrigieren. Dabei gehe es
überwiegend „um Beschlüsse und lange Ver-
träge, die seinerzeit unter Rot-Grün eingetü-
tet“ worden sein, erklärte Koppelin. Unter
anderem will de Mazière auf 37 „Euro-
fighter-Kampfflugzeuge“ und 40 Kampf-
hubschrauber vom Typ „Tiger“ verzichten.
„Wir brauchen nicht die Sachen, die ihr ir-
gendwann bestellt habt, sondern wir brau-

chen modernes Gerät“, sagte Koppelin. Har-
sche Kritik  an der geänderten Politik kam
allerdings aus den Reihen der Fraktion Die
Linke und Bündnis90/Die Grünen. Sie spra-
chen sich dagegen aus, die Sparziele wieder
zurückzunehmen. 
Der Haushaltspolitiker Tobias Lindner
(Bündnis90/Die Grünen) forderte eine Ver-
kleinerung der Bundeswehr auf 160.000
Soldaten. „Wir müssen die Bundeswehr an
die sicherheitspolitischen Realitäten anpas-
sen.“ Bei der Bundeswehrreform greife der
Verteidigungsminister „zu kurz“, sagte Lind-
ner. „Sie verharren in alten Denkmustern
und haben die Chance vertan, unsere Streit-
kräfte auf ihre wahrscheinlichsten Kern-
kompetenzen zu konzentrieren“, kritisierte
er.

Mogelpackung Kritik an dem Etat des Ver-
teidigungsministeriums übte die Linke-Ab-
geordnete Christine Buchholz. Sie bezeich-
nete ihn als „Mogelpackung“. So würden die
Kosten des Afghanistaneinsatzes „herunter-
gerechnet“ und Ausgaben in andere Ressorts
„ausgelagert“, sagte sie.  Mit den in anderen
Einzeletats verbuchten Kosten würden die
Ausgaben für den Verteidigungsetat 2012
insgesamt 35,4 Milliarden Euro betragen,
kritisierte Buchholz. Der Verteidigungsmi-
nister nahm die Kritik gewohnt nüchtern
und gelassen auf. Er erklärte, dass die Ent-
scheidungen in diesem Jahr „noch der leich-
tere Teil der Übung“ waren. Denn jetzt gehe
es um die Umsetzung:  „Dafür brauchen wir
Jahre.“ Alexander Weinlein/Annette Sach ❚

Mehr zur Bundeswehrreform unter: www.bmvg.de
(Informationen zur Neuausrichtung)

>KOMPAKT

> Verteidigungsetat Mit 31,87 Milliarden
Euro ist der Wehretat der drittgrößte Etat
des Bundeshaushaltes. In den Haushalts-
beratungen wurde er noch einmal um 
190 Millionen Euro aufgestockt. Damit
steigt der Etat im Vergleich zum Jahr 2011
um 323 Millionen Euro.

> Sparziele Ursprünglich sollte der Etat in
den kommenden Jahren nach den Plänen
von de Maizières Amtsvorgänger um 
8,3 Milliarden Euro gekürzt werden.

> Reformpläne Die Bundeswehr soll in
den kommenden Jahren von ursprünglich
250.000 auf 170. 000 bis 185.000 Solda-
ten verkleinert werden.

Sogar die Opposition hatte ein Lob parat: Er
begrüße, dass „der Etat um 6,5 Prozent
steigt“, sagte der Sozialdemokrat Klaus
Brandner  in der abschließenden Haushalts-
debatte zum Auswärtigen Amt am vergan-
genen Mittwoch. Dadurch entstünden neue
Handlungsspielräume, die genutzt werden
müssten. „Damit werden essenzielle Felder
wie der Bereich 'Sicherung von Frieden und
Stabilität' gestärkt.“ Kritisch sah er, dass
durch die von der Regierung geförderte Ko-
operation des Auswärtigen Amtes mit dem
Bundesministerium für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit und Entwicklung (BMZ)
Mittel an das BMZ abflie-
ßen. „Das ist dringend an-
zumahnen“, sagte Brand-
ner, weil ein schlüssiges
Konzept fehle. Die Aufwen-
dung von zusätzlichen 
100 Milllionen Euro zur Un-
terstützung des Demokrati-
sierungsprozesses in Ägyp-
ten begrüßte SPD-Abgeord-
nete wiederum.
„Die Zukunft Deutschlands
liegt nur in Europa“, leitete
Rainer Stinner (FDP) seine
Rede ein. Ein weiteres Markenzeichen der
deutschen Außenpolitik sei die Zunahme
bilateraler Kooperationen mit China, Russ-
land, Palästina und Israel. „Eine solche in-
tensive Kooperation hat es vorher nicht ge-
geben.“ Das sei eine neue Qualität der Au-
ßenpolitik. Bei der gemeinsamen europäi-
schen Außenpolitik habe Deutschland
jedoch noch „ein dickes Brett zu bohren“.
Stinner: „Aber ohne Europa wird Deutsch-
land in Zukunft nicht bestehen können.“
Michael Leutert (Die Linke) kritisierte, dass
die Finanzplanung des Auswärtigen Amtes
von Jahr zu Jahr  unterschiedlich ausfalle:
„In ihrem Bereich herrschen chaotische Zu-
stände.“ Mal würden Haushaltstitel gesenkt,
mal wieder erhöht. Weiter forderte Leutert
mit Blick auf den Ausgabetitel zum Nato-Zi-
vilhaushalt, dass das Budget des Auswärti-
gen Amtes nicht militärisch sein darf. „Alles
Militärische muss aus diesem Haushalt ver-
schwinden“, sagte er.

Stärkung der Demokraten Philipp Miß-
felder (CDU) hob die den „arabischen
Frühling“ begleitende außenpolitische Ar-
beit der Bundesregierung hervor. „Wir freu-
en uns über die Demokratisierungsprozesse
und machen uns über Radikalisierungsten-
denzen große Sorgen“, sagte er. „Es lohnt
sich hinzuschauen, mit wem man es dort zu
tun hat.“ Es sei Aufgabe, die Demokraten
vor Ort zu stärken. Das gelinge aber nur,
wenn auch Deutschland helfe, die Parteien-
demokratie im arabischen Raum aufzubau-

en. „Diesen Beitrag leistet das Auswärtige
Amt in hervorragender Art und Weise.“ 
Mißfelder verteidigte den Export von Pan-
zern nach Saudi-Arabien: „Die strategische
Argumentation überwiegt.“ Zwar bewege
man sich in einer „Grauzone“, aber er sehe
darin kein Problem, solange das entspre-
chende Verfahren demokratisch und trans-
parent sei, „wie es bei allen schwierigen
Waffenexporten der Vergangenheit war“.
„Wir brauchen ein langfristiges Konzept zur
zivilen Krisenprävention“, sagte Sven-Chris-
tian Kindler (Bündnis 90/Die Grünen).
„Und wir brauchen eine nachhaltige Finan-

zierung.“ Das Auf und Ab
der Mittelzuweisung im Etat
des Auswärtigen Amtes sei
nicht berechenbar und zer-
störe Vertrauen. Seinen Vor-
redner kritisierte Kindler
scharf: „Überhaupt nicht
nachhaltig ist, wenn sie als
Regierung Gewaltherrscher
unterstützen, die Men-
schenrechte mit Füßen tre-
ten.“ Die geplante Lieferung
von 200 Kampfpanzern
nach Saudi-Arabien sei kei-

ne Grauzone, sondern „zynische Außenpol-
itk“.
2012 wird das Auswärtige Amt 3,23 Milliar-
den Euro zur Verfügung haben. Das ent-
spricht einem Zuwachs von 220,07 Millio-
nen Euro. An Zuweisungen und Zuschüssen
stehen fast 2,12 Milliarden Euro zur Verfü-
gung; fast 848,83 Millionen Euro an Perso-
nalausgaben. Verwaltungsausgaben schla-
gen mit 229,65 Millionen Euro zu Buche,
Ausgaben für Investitionen mit fast 159 Mil-
lionen Euro. Bernard Bode/Jan Eisel ❚

Westerwelles Etat legt zu
AUSWÄRTIGES AMT Haushalt steigt um 6,5 Prozent
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Amtssitz in Berlin
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Die Mittel für humanitäre Hilfsmaßnah-
men im Ausland steigen im kommenden
Jahr auf 105 Millionen Euro. In diesem Jahr
sind sie noch um 16,43 Millionen auf 
82,21 Millionen Euro gesunken. Auch die
Mittel für Krisenprävention wurden im
Haushalt 2012 aufgestockt: 120 Millionen
Euro sollen dafür ausgegeben werden. Das
sind rund 29 Millionen Euro mehr als in
diesem Jahr. Beide Posten finden sich im
Etat des Auswärtigen Amtes (AA).
Da der Bereich Menschenrechte und huma-
nitäre Hilfe keinen eigenen Etat hat, kom-
men die menschenrechtlich relevanten Aus-
gaben aus sechs verschiedenen Einzelplä-
nen. Neben dem Auswärtigem Amt haben
auch das Justizministerium, das Verteidi-
gungsministerium und das Familienminis-
terium menschenrechtlich relevante Ausga-
ben. Das Innenministerium wird im kom-
menden Jahr rund 37,4 Millionen Euro zur
Unterstützung der Menschenrechte zur Ver-
fügung stellen – unter anderem im Rahmen
der Förderung der Reintegration mittelloser
Ausländer und bei der Unterstützung von

deutschen Minderheiten in Ostmittel-, Ost-
und Südosteuropa.

Entwicklung Auch Dirk Niebels Ressort
fördert menschenrechtliche Belange mit ei-
genen Mitteln. Alle Vorhaben der bilatera-
len Entwicklungszuammenarbeit werden
laut Ministerium in einer Art Menschen-
rechts-TÜV auf ihre Auswirkungen geprüft.
Ein Teil der entsprechenden Mittel hat das
Entwicklungsministerium (BMZ) kurz nach
der Bereinigungssitzung des Haushhalts-
ausschusses durch eine Vereinbarung an das
Auswärtige Amt gegeben, was in der ab-
schließenden Haushaltsberatung am ver-
gangenen Donnerstag für Verstimmung bei
der Opposition sorgte. Demnach soll der Ti-
tel „Entwicklungsorientierte Not- und
Übergangshilfe“, der unter anderem men-
schenrechtlichen Prinzipien Geltung ver-
schaffen soll, im BMZ-Haushalt aufgelöst
werden, 95 Millionen Euro werden daraus
in den Etat des AA übertragen. Die Restmit-
tel des derzeit 129 Millionen Euro starken
Titels sollen beim BMZ bleiben. ahe/tyh ❚

Humanitäres Puzzle
MENSCHENRECHTE Mittel aus sechs verschiedenen Etats

»Es lohnt sich
hinzuschauen,

mit wem
man es
dort

zu tun hat.«
Philipp Mißfelder (CDU)
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K
napp 30 Kilometer vor
Cottbus auf der A 15. Auf
der rechten Spur steht ein
Wagen mit der Reichs-
kriegsflagge großflächig auf
der Heckscheibe. Sie ist von

weitem gut zu erkennen, besser als das Mo-
dell des mausgrauen Wagens, der sich beim
Näherkommen als betagter Opel Ascona zu
erkennen gibt. Am Steuer eine junge Frau.
Und die Reichskriegsflagge? Sie ist keine
richtige Reichskriegsflagge, sie ist angedeu-
tet und anstelle der Linien sind um das
Kreuz herum Worte ange-
ordnet: Neubau, Altbau, Re-
paratur, Montage. Erreicht
man in Cottbus seine Kun-
den auf diese Art? Die kai-
serliche Reichskriegsflagge
gilt als Erkennungssymbol
der rechten Szene und ist im
Osten Deutschlands immer
wieder zu finden. 
Das Kfz-Kennzeichen ANA
des Opel auf der A15 vor
Cottbus steht für Annaberg
– das liegt in Sachsen, nicht
im brandenburgischen Cottbus. Das passt
zu Behauptungen, in Cottbus gebe es im
Grunde keine Probleme mit Neonazis: „Die
sind in Sachsen und in Thüringen“, sagt
später am Tag der scheue, schlaksige Mitar-
beiter der sanierten lutherischen Schlosskir-
che in der Innenstadt der Lausitzmetropole.
Aber das liegt wohl vielmehr daran, dass
ihm eine ganz andere Subkultur schlaflose
Nächte bereitet. „Die Satanisten“, empört er
sich, „die haben die Kirche direkt am Ein-
gang mit ihren Symbolen beschmiert: ei-
nem umgedrehten Kreuz und so. Und zwar
schon zum zweiten Mal in diesem Jahr“. So
wie der ergraute Mann mit dem wuscheli-
gen Lockenkopf und dem etwas zu groß ge-
ratenen Schnäuzer die Schmierereien erre-
gen, können sie noch nicht lange her sein.

Doch außen an der Kirche ist nichts mehr
zu sehen. Sie ist gleichmäßig weiß getüncht,
keine Spur von Vandalismus.
In Cottbus scheint man sehr schnell damit
zu sein, unliebsame Vandalismusakte jegli-
cher Art schnell aus dem kollektiven Ge-
dächtnis verschwinden zu lassen. So auch
auf einem der städtischen Friedhöfe. Erst
am Sonntag hatten Unbekannte dort ein
zwei Meter langes Scheingrab gegraben und
mit Symbolen der rechtsextremen Szene
umrandet. Vor dem Kopf des Grabes errich-
teten sie ein zwei Meter hohes Kreuz, dane-

ben einen Aufsteller mit der
Inschrift „Demokraten“,
rundherum ein paar Fried-
hofskerzen. Eine eindeutige
Botschaft – von der schon
wenige Tage später nichts
mehr zu sehen ist. Der Vor-
fall wurde scheinbar zum
Anlass genommen, den ge-
samten Friedhof akribisch
zu entlauben, zu harken
und zu pflegen. Nur wenige
Meter hinter der kleinen Ka-
pelle steht ein großer gift-

grüner Müllcontainer, die Utensilien des
Scheingrabes sind jedoch nicht darin gelan-
det. Aller guten Pflege zum Trotz, an diesem
Ort möchte man sich weder tot noch leben-
dig aufhalten. Ein wenig beängstigend er-
scheint vor diesem Hintergrund auch die
Gedenkstätte für die Opfer des Zweiten
Weltkriegs nahe des Eingangs.

Ursachenforschung Nur etwa 20 Kilome-
ter Luftlinie von Polen entfernt, ist für Cott-
bus der Zulauf zu den Rechtsextremisten
auch mit der Nähe zum Nachbarland zu er-
klären. Im Grenzgebiet gibt es viele negati-
ve Meinungen über die „Polaken“. Extremis-
musexperte Professor Hajo Funke ist ein
Kenner der Szene. Er lehrte an der Freien
Universität Berlin. Seine Schwerpunkte sind

Rechtsextremismus und Antisemitismus.
Obwohl er seit 2010 emeritiert ist, scheint
sein Ruhestand nur formalen Charakter zu
sein. Im wahren Leben ist er schwer zu er-
reichen, weil sich die Journalisten der Repu-
blik gegenwärtig bei ihm die Klinke in die
Hand geben. Funke ist sich sicher, dass das
Phänomen Rechtsextremismus zwar in Ost-
deutschland besonders verbreitet ist, aber
egal ob in Grenznähe im Osten oder in der
westfälischen Arbeiterstadt Dortmund sei-
en „Erscheinen und Intensität“ überall
gleich. Allerdings sei der Ursprung in der
DDR ein eigener: „Faschos und Skinheads
gab es auch schon in der DDR“, sagt der Ex-
perte, „aber die Bewegung weitete sich erst
in den 1990er Jahren aus“. 

Umbruch ausgenutzt Zu DDR-Zeiten hät-
ten die Rechtsextremisten einigen Unzufrie-
denen eine Alternative zu den Bürgerrecht-
lern geboten. Das antifaschistische SED-Re-
gime schwieg zu dem Neonazi-Problem.
Funke führt aus, dass die Menschen im Os-
ten nach der Wende orientierungslos waren,
„vor allem die jungen Männer“. Dies habe
zu „Frustration und Not geführt. Das haben
die Rechtsextremisten dann aufgegriffen
und ausgenutzt“. Eine weitere Ursache, so
Funke, sei schon viel früher zu finden: „In
der DDR wurde zwar der Antifaschismus ge-
predigt, aber der Faschismus nie aufgearbei-
tet“. Und danach seien Vorfälle wie in Hoy-
erswerda nie aufgearbeitet worden. „Das ist
das Problem der Verharmlosung, weshalb
die sich gehalten haben“. 
Hoyerswerda ist nur 35 Kilometer von Cott-
bus entfernt. 1991 kam es zu ausländer-
feindlichen Übergriffen auf Asylbewerber.
„Die Polizei hat damals nachgegeben und
die Asylbewerber abtransportiert und somit
dem Volkszorn nachgegeben. Die haben die
Bewegung geradezu ermuntert“, erinnert
sich Funke. Allerdings seien die Drahtzieher
von damals nicht unbedingt die gleichen

wie heute. Sie seien älter und wahrschein-
lich „ruhiger“ geworden.  
Fast zwölf Prozent Arbeitslosigkeit, das ist
nicht nur über dem bundesweiten Durch-
schnitt, auch über dem Brandenburgs. Blü-
hende Landschaften gibt es in Cottbus und
um Cottbus nicht einmal im Sommer. Die
Dörfer sind genauso klein und schmal wie
die Straßen, die zu ihnen führen. Ihr Zu-
stand ist schlecht. Auch in den Außenbezir-
ken von Cottbus. An der Straße, die vom
Zentrum zu dem besagten Friedhof führt,
steht ein schiefes Schild mit der Aufschrift
„Vorsicht Gehwegschäden“.
Hätte die Stadt die Schilder
überall dort aufgestellt, wo
es Gehwegschäden gibt,
dann könnten kaum ein
Bürgersteig hier benutzt
werden. Das Erbe des Sozia-
lismus ist auch in Cottbus
wie in vielen ostdeutschen
Städten noch immer mani-
festiert in seinen Platten-
bauten. Viel Substanz ist we-
gen Leerstands abgerissen.
In den übrig gebliebenen
Blöcken massieren sich Hartz-IV-Empfän-
ger und Arbeitslose.
Das Zentrum ist im wahrsten Sinne des
Wortes das Herz der Stadt: restaurierte Fas-
saden, kein Leerstand. Neben den national
oder international bekannten Geschäften
und Lokalen, die beim Besuch jeder Stadt
ein déjà-vu hervorrufen und dem Neuling
das Gefühl geben, nicht Fremder, sondern
Freund zu sein, gibt es hier sogar einige klei-
ne Boutiquen, die der Innenstadt einen
Hauch von Noblesse verleihen. Ein kleiner
Weihnachtsmarkt auf dem zentralen Platz
tut ein Übriges zu dieser – im Gegensatz zur
Umgebung – fast märchenhaften Kulisse
hinzu. Hier scheinen die sich ständig wie-
derholenden Negativschlagzeilen über
Rechtsextremisten weit weg zu sein. 2008

greifen Neonazis am Ende ihres einhundert
Mann starken Fackelzuges zum Maifeiertag
Polizisten an, jährlich gedenken sie der Op-
fer der Bombardierung Dresdens und von
Cottbus im Zweiten Weltkrieg und dem To-
destag von Hitler-Stellvertreter Rudolf Heß.  
Was sagt der Bürgermeister zu all dem? Das
sei auf dem Presseportal der Stadt Cottbus
online nachzulesen, sagt der Pressesprecher
und gibt leutselig Tipps zur Navigation auf
der Seite. Besonders freut ihn, dass der Bür-
germeister und Oberbürgermeister in einer
Pressemitteilung die Friedhofsschändung

verurteilen und es im On-
linearchiv „viele Reden“ ge-
be, in denen die Herren Stel-
lung beziehen. Zu sprechen
sind sie nicht; der eine ist
zur Kur, der andere auf einer
mehrtägigen Veranstaltung.
Und je später der Tag, desto
mehr der üblichen Verdäch-
tigen sind auf den Straßen
der Stadt unterwegs. Verein-
zelt, leise, geschäftig, mit
Freundin, unauffällig. Teils
mit Baseballkappe, teils oh-

ne. Immer kahlrasiert oder 30er-Jahre-
Schick auf dem Kopf; Bomberjacke, Jeans
und – Turnschuhe. Die Zeiten, als Rechtsex-
treme mit Springerstiefeln in der Öffentlich-
keit auftreten, sind vorbei. Sie tragen statts-
dessen klobige Turnschuhe, unauffällige
Modelle. Das ist bequemer und unauffälli-
ger. Längst gibt es Konsens in der Szene, sich
nicht auszugrenzen, sondern zu integrieren;
kein Feindbild zu sein, sondern der nette
Nachbar von nebenan. Das wollen Extre-
mismusexperten wie Hajo Funke durch-
kreuzen. Er appelliert deshalb an Politik
und Medien, „an dem Thema dran zu blei-
ben und für lückenlose Aufklärung zu sor-
gen“, damit es nicht in Vergessenheit gerät. 
Funke hofft, dass es damit jetzt endgültig
„ein Ende hat“. Verena Renneberg ❚

Bilder aus Cottbus: Die NPD demonstriert in der Lausitzmetropole. Gegensätze wie die schmucke sanierte Innenstadt und triste Plattenbauten bestimmen das Bild der Stadt im Osten Deutschlands.

Mit einem
makabren
Scheingrab
wird das

System der
Bundesrepublik

verhöhnt.

»Die Polizei hat
Asylbewerber

abtransportiert
und dem
Volkszorn 

nachgegeben.«
Hajo Funke
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Die alltägliche Gewöhnung
RECHTSEXTREMISMUS Frustration und Not verschaffen Neonazis Zulauf im Osten. Auch in Cottbus
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Anzeige

Eine rechte Terrorgruppe hat ei-
ne Mordserie verübt – wurden die
Gefahren des Rechtsextremismus in
Deutschland unterschätzt?
Nein. Es gibt eine Vielzahl von staat-
lichen Förderprogrammen gegen
Rechtsextremismus seit 2000, die
Jahr für Jahr mit 24 Millionen Euro
bedacht werden. Es wird ständig vor
Rechtsextremismus in Deutschland
gewarnt – in der Politik, der öffentli-
chen Meinung und der Wissenschaft.
Manchmal stellte sich gar heraus,
dass dieser nicht hinter bestimmten
Ereignissen steckte. Dem Rechtsextre-
mismus wurde nicht zugetraut, dass
sich eine offenbar kleine kriminelle
Gruppe wie in Zwickau – ob es sich
um ein Netzwerk handelt, bedarf der
Prüfung – so abkapseln und derarti-
ge terroristische Straftaten begehen
konnte. Insofern liegt eine Fehlein-
schätzung vor. Aufgrund der Last der
Vergangenheit ist die deutsche Ge-

sellschaft sensibel für rechtsextremis-
tische Gefahren. 

Die Täter kommen aus dem Os-
ten Deutschlands. Ist man dort an-
fälliger für braunes Gedankengut? 
Ja. Zum einen ist dies sozialisations-
bedingt, weil die DDR keine weltof-
fene Gesellschaft war. Hinzu kommt
die Umbruchsituation nach
1989/90, mit der ganzen Unsicher-
heit der Menschen samt hoher Ar-
beitslosigkeit in den neuen Ländern.
Wir sollten uns aber vor einer Kam-
pagne gegen den „braunen Osten“
hüten. Auch eine kleine Gruppierung
in Bayern hätte solch entsetzliche Ta-
ten begehen können. 

Hatten Sie überhaupt solche
Mordaktionen von Rechtsaußen
hierzulande für möglich gehalten?
Nein. Wir haben bisher erlebt, dass
Rechtsextremisten nachher sich mit

ihren Aktionen brüsten und viel
prahlen. Diesmal schwiegen sie jah-
relang. Es gab keine Selbstbezichti-
gungsschreiben. Auch mit dem Aus-
maß der Planungsintensität war
nicht zu rechnen.

Die Tätigkeit von V-Leuten der
Verfassungschutzes in der rechtsex-
tremen Szene ist in Verruf geraten.
Was muss sich ändern?
Bei gewaltbereiten Gruppen müssen
verdeckte Ermittler eingeschleust
werden. Bei sonstigen extremisti-
schen Vereinigungen ist es nötig, die
V-Leute und deren Informationen
genauer „anzuschauen“. Es gibt ein
Dilemma: V-Leute an der Spitze einer
Organisation könnten deren Kurs
beeinflussen, was nicht sein darf. Auf
unterer Ebene hingegen bekommen
sie zu wenig mit. In jedem Fall muss
der Informationsfluss der Sicher-
heitsbehörden untereinander und

im föderalen System besser abge-
stimmt werden.

Es wird wieder ein Verbot der
NPD gefordert. Zurecht?
Ich sehe gegenwärtig keinen Zusam-
menhang  zwischen der Mordserie
der Zwickauer Gruppe und der NPD.
Deren Existenz kann sogar dafür sor-
gen, dass nicht zu viele Leute in
rechtsterroristische Strukturen abglei-
ten. Ein Verbot erhöht die Gefahr der
Unkontrollierbarkeit der „Szene“.
Man muss trennen zwischen gewalt-
tätigem subkulturellem Rechtsextre-
mismus und der NPD, die harten
Rechtsextremismus verficht, aber kei-
ne Gewalt vertritt, ungeachtet aller
Schnittmengen. Ich halte die Verbots-
debatte für ein Zeichen von Reflexen
und von Symbolpolitik. Das ist nicht
gut für unsere Demokratie. Ein Verbot
ist kein demokratisches Gebot.

Die Fragen stellte Hans Krump. 

FÜNF FRAGEN ZU: RECHTSTERROR IN DEUTSCHLAND

ECKHARD JESSE
Politik-Professor an der
TU Chemnitz und
Extremismusforscher 
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„Brauner Terror
ist eine Schande
für dieses Land.
Wir treten die-
sem Terror mit
ganzer Kraft und
gemeinsam ent-
gegen. Wir sind
uns alle einig:
Die entsetzlichen
Verbrechen, die
jetzt offenbar
wurden, sind lü-
ckenlos aufzuklä-
ren. Wir müsen aufklären, warum diese Ver-
brecherbande jahrelang weitestgehend un-
endeckt blieb.“

„Da sind Men-
schen in hasser-
fülltem Nationa-
lismus hingerich-
tet worden. Men-
schen, die unter
uns, mit uns leb-
ten, die zu uns
g e h ö r t e n .
Das festzustel-
len, gehört an
den Anfang, be-
vor die Aufklä-
rung wirklich
beginnt. Mehr
noch: Diese Trup-
pe von Neonazis hat brutal Menschenleben
ausgelöscht.“ 

„Die Morde ha-
ben das Vertrau-
en in unser
Rechtssystem er-
schüttert. Gerade
die Millionen von
Menschen mit ei-
ner Zuwande-
rungsgeschichte,
die zufällig zu
Opfern hätten
werden können,
müssen sich jetzt
fragen, ob sie
hinreichend geschützt werden. Jeder in
Deutschland hat das Recht, in Frieden und
Freiheit zu leben.“ 

„Es ist bemer-
kenswert, dass
die NPD und ihr
rechtsextremes,
auch rechtsterro-
ristisches Umfeld
seit Jahren, seit
Jahrzehnten mit
V-Leuten durch-
setzt sind.
Wenn über 13
Jahre lang keine
einzige Informa-
tion zu den bis-
her bekannten Mordfällen von den V-Leuten
kam, ist das Beweis genug für die ganze
Nutzlosigkeit dieser Strategie.“

„Wir wollen wis-
sen, wer was
wusste und wer
was unternom-
men hat oder
nicht. Dafür
reicht uns kein
Ermittler. Wir
wollen Untersu-
chungsausschüs-
se und schriftli-
che Berichte, in
die jeder schauen
kann. Das sind
wir den Opfern
schuldig.“ ver ❚

Stimmen aus 
den Fraktionen

Hermann Gröhe, CDU
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Frank-Walter
Steinmeier, SPD
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Christian Lindner, FDP
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Gregor Gysi, Die Linke
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Renate Künast,
Bündnis 90/
Die Grünen
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Längere Mitzeichnungsfrist
für öffentliche Petitionen
Der Petitionsausschuss des Bundestages hat
beschlossen, die Mitzeichnungsfrist für öf-
fentliche Petitionen um eine Woche auf vier
Wochen zu verlängern. Somit steht künftig
eine zusätzliche Woche zur Verfügung, um
das Quorum von 50.000 Mitzeichnungen zu
erfüllen, das erforderlich ist, damit die Peti-
tion in einer öffentlichen Ausschusssitzung
beraten wird. Ebenfalls angeglichen hat der
Ausschuss die Frist für das Schreiben von
Diskussionsbeiträgen zu einzelnen öffentli-
chen Petitionen im Internetforum des Aus-
schusses. Diese Frist beträgt nun ebenfalls
vier Wochen. Die Änderungen treten zum 
1. Januar 2012 in Kraft. vom ❚

Kompromiss bei Förderung
von Arbeitslosen
Die Reform der Fördermaßnahmen für Ar-
beitslose kann in Kraft treten. Mit der Mehr-
heit von CDU/CSU und FDP gegen das Vo-
tum der Opposition stimmte der Bundestag
am vergangenen Donnerstag einer Be-
schlussempfehlung des Vermittlungsaus-
schusses (17/7775) zum Gesetz zu Verbes-
serung der Eingliederungschancen am Ar-
beitsmarkt (17/6277, 17/6853, 17/7065) zu.
Am vergangenen Freitag ließ der Bundesrat
den geänderten Entwurf passieren. Die im
Vermittlungsausschuss zustande gekomme-
ne Einigung von Bund und Ländern sieht un-
ter anderem vor, dass die Förderung der Ein-
stiegsqualifizierung auf Dauer erhalten
wird. Die vom Bundestag ursprünglich be-
schlossene Kürzung der Förderdauer für äl-
tere Arbeitnehmer auf zwölf Monate wird
gestrichen. Es bleibt aber bei den geplanten
Einschnitten beim Gründungszuschuss für
arbeitslose Existenzgründer. mpi ❚

Neues Gesetz zur 
Überschuldungsstatistik
Bei Enthaltung der Linksfraktion hat der
Bundestag vergangene Woche den Gesetz-
entwurf der Bundesregierung über die Sta-
tistik der Überschuldung privater Personen
(17/7418, 17/7698) angenommen. Ziel ist
es, umfassende Informationen über den von
einer finanziellen Notsituation betroffenen
Personenkreis zur Verfügung zu stellen, um
aus den Erkenntnissen Vorschläge zu entwi-
ckeln, wie Überschuldung verhindert und
überwunden werden kann. vom ❚

Die Linke verlangt
Umbenennung von Kasernen
Nach dem Willen der Linksfraktion sollen bei
der Umbenennung von Bundeswehrkaser-
nen keine Personen Namensgeber sein, „die
weder ethisch und rechtsstaatlich, noch frei-
heitlich oder demokratisch beispielhaft erin-
nerungswürdig sind“. Einen entsprechen-
den Antrag (17/7485) überwies der Bundes-
tag am vergangenen Mittwoch an den Ver-
teidigungsausschuss. Die Linke schreibt
darin, bis heute seien „noch mehr als zwei
Dutzend Kasernen nach Wehrmachtssolda-
ten benannt, die den verbrecherischen An-
griffs- und Vernichtungskrieg mitgetragen
haben“.Weiter heißt es, im Umgang mit his-
torisch belasteten Kasernen- und Straßen-
namen offenbare sich „am deutlichsten der
Unwille“ im Verteidigungsministerium, „mit
der unrühmlichen Geschichte der Wehr-
macht konsequent zu brechen“. mpi ❚

Gesetz gegen zu viele
Abmahnungen gefordert
Die Linksfraktion will die Haftung und die
Abmahnkosten bei Urheberrechtsverletzun-
gen begrenzen. Ihren Gesetzentwurf
(17/6483) überwies der Bundestag am ver-
gangenen Bundestag an den Rechtsaus-
schuss. Ihren Vorstoß begründen die Abge-
ordneten damit, dass die Verfolgung von Ur-
heberrechtsverletzungen im vergangenen
Jahr einen neuen Höchststand erreicht ha-
be. „Allein sechshunderttausend Abmah-
nungen mit einem geschätzten Gesamtvo-
lumen von einer halben Milliarde Euro“ sol-
len bei Urheberrechtsverletzungen in
Tauschbörsen im Auftrag von Rechteinha-
bern versandt worden sein. vom/ver ❚

SPD-Fraktion will mehrfache
Staatsbürgerschaft erlauben
In Deutschland geborene Kinder von Aus-
ländern sollen sich nach dem Willen der
SPD-Fraktion künftig nicht mehr mit Errei-
chen der Volljährigkeit zwischen der deut-
schen Staatsbürgerschaft und der ihrer El-
tern entscheiden müssen. In einem Antrag
(17/7654) fordert die Fraktion die Abschaf-
fung des so genannten Optionsmodells im
Staatsangehörigkeitsrecht. Danach soll ein
Kind ausländischer Eltern neben deren
Staatsbürgerschaft dauerhaft auch die deut-
sche Staatsangehörigkeit erhalten, wenn es
in der Bundesrepublik geboren wird und
sich mindestens ein Elternteil mit einem un-
befristeten Aufenthaltstitel langjährig legal
in Deutschland aufhält. sto ❚

KURZ NOTIERT

Vorrang für 
das Kindeswohl 
FAMILIE Die Opposition will die Rechte der Kleinen ins Grundgesetz aufnehmen

Kinder wollen – wie beim Unicef-Aktionstag – mit ihren Anliegen Gehör finden. Ob ihre Rechte eigens im Grundgesetz verankert werden sollen, ist umstritten.

Erste Debatte zu
Intersexuellen   
GRUNDRECHTE Die Rechte intersexueller
Menschen müssen nach Ansicht aller Bun-
destagsfraktionen gestärkt werden. Dies
wurde am Donnerstag in der Aussprache
über einen Grünen-Antrag mit dem Titel
„Grundrechte von intersexuellen Menschen
wahren“ (17/5528) deutlich, mit dem die
Fraktion die erste Debatte des Bundestages
über dieses Thema anstieß.
Intersexuelle Menschen haben Merkmale
beider Geschlechter, lassen sich also weder
Mann noch Frau eindeutig zuordnen. Die
Gesamtzahl der Betroffenen liegt laut Bun-
desregierung bei 8.000 bis 10.000 Betroffe-
nen. Intersexuellen-Verbände gehen von ei-
ner höheren Zahl aus. Viele intersexuelle
Kinder werden sehr jung an ihren Genital-
organen operiert, damit ihre Geschlechts-
merkmale eindeutig sind. Bisher müssen
Neugeborene als männlich oder weiblich
registriert werden. Die Grünen fordern un-
ter anderem, eine Vorschrift zum Personen-
standsrecht so zu ändern, dass eine dritte
Wahlmöglichkeit besteht. 
In der Debatte beklagte Monika Lazar (Grü-
ne), Betroffene seien „medizinischen Men-
schenversuchen unterzogen und gesell-
schaftlicher Ausgrenzung ausgesetzt“ wor-
den. Christel Humme (SPD) sagte, mit dem
Zwang zur Geschlechtsbestimmung kurz
nach der Geburt „beginnt für diese Men-
schen ein langer Leidensweg“. 
Peter Tauber (CDU) mahnte in seinem Re-
debeitrag: „Niemals darf der Anspruch von
Intersexuellen auf ihre Zugehörigkeit zu un-
serer Gesellschaft in Frage gestellt werden.“
Sibylle Laurischk (FDP) äußerte die An-
sicht, dass niemand ohne Erlaubnis der Be-
troffenen „das Recht hat, an den Genitalien
eines Kindes herumzuschneiden“. Man sol-
le akzeptieren, „dass es mehr als zwei Ge-
schlechter gibt“, gab Barbara Höll (Die Lin-
ke)  zu Protokoll. ske ❚

Rückendeckung
für Lammert   
BUNDESTAG In der Diskussion über das Re-
derecht im Bundestagsplenum für Gegner
der Euro-Rettungsbeschlüsse hat sich der
Vorsitzende der Geschäftsordnungsaus-
schusses, Thomas Strobl (CDU), hinter
Bundestagspräsident Norbert Lammert
(CDU) gestellt. „Das Rederecht für Klaus-
Peter Willsch und Frank Schäffler in der
Euro-Rettungsschirm-Debatte war nach
Auffassung der beratenden Bundestagsjuris-
ten zulässig“, sagte er. Eine abschließende
Bewertung im Geschäftsordnungsausschuss
stehe jedoch noch aus. 
Lammert hatte Ende September in der De-
batte über den EFSF-Rettungsfonds Willsch
(CDU) und Schäffler (FDP), die gegen die
damaligen Euro-Rettungsbeschlüsse waren,
das Wort erteilt, obwohl sie von ihren Frak-
tionen nicht als Redner benannt worden
waren. Bei Koalition wie Opposition war
dies auf Kritik gestoßen.
Strobl betonte, „um den Sinn einer parla-
mentarischen Beratung zu erfüllen“, sei das
Rederecht für die Abweichler in diesem Fall
seiner Meinung nach „angebracht und so-
gar notwendig“ gewesen. Dies gelte indes
nicht für alle Debatten. Sonst könnten wo-
möglich Parlamentarier versucht sein, auch
bei nur geringfügig abweichender Haltung
gleichfalls Rederecht einzufordern. sto ❚

Mehr Verträge
ohne Befristung
WISSENSCHAFT Die Grünen fordern ein
entschiedenes Vorgehen gegen die hohe
Zahl an befristeten Stellen in der Wissen-
schaft. In einem Antrag (17/7773), der am
vergangenen Mittwoch im Plenum an die
zuständigen Ausschüsse überwiesen wurde,
setzt sich die Fraktion für die Aufhebung der
Tarifsperre im Wissenschaftszeitvertragsge-
setz ein. Ein Wissenschaftstarifvertrag oder
Spartenregelungen in den Tarifverträgen des
öffentlichen Dienstes seien mögliche Wege,
mehr unbefristete Beschäftigungsverhält-
nisse zu erreichen, schreiben die Abgeord-
neten weiter.
Laut Vorlage haben 83 Prozent der haupt-
beruflich wissenschaftlichen und künstleri-
schen Mitarbeiter an Hochschulen und For-
schungseinrichtungen eine befristete Stelle,
53 Prozent der Arbeitsverträge wiesen zu-
dem eine Laufzeit von unter einem Jahr auf.
Dies bedeute nicht nur unbefriedigende
Karriereperspektiven für den wissenschaftli-
chen Nachwuchs, sondern gehe auch zu
Lasten des Wissenschafts- und Hochschul-
systems insgesamt, betonen die Abgeordne-
ten. Vor diesem Hintergrund sei das Wissen-
schaftszeitvertragsgesetz „dringend korrek-
turbedürftig“. Neben der Aufhebung der Ta-
rifsperre sprechen sich die Abgeordneten
außerdem dafür aus, dass Befristungen eine
Laufzeit von zwei Jahren oder die Dauer des
Bewilligungszeitraumes von Drittmitteln in
der Regel nicht unterschreiten sollen. Das
Wissenschaftszeitvertragsgesetz hat 2007
die Befristungsbestimmungen im Hoch-
schulrahmengesetz abgelöst. tyh ❚

D
ie Frage, ob Kinderrechte
im Grundgesetz veran-
kert sein sollten, ist seit
Jahren heftig umstritten
und lebt vor allem im-
mer dann wieder auf,

wenn neue Fälle von Kindesmisshandlun-
gen bekannt werden. In der vergangenen
Woche hatte eine entsprechende Debatte
des Bundestags allerdings einen erfreuli-
chen Anlass: Vor ziemlich genau 22 Jahren,
am 20. November 1989, verabschiedeten
die Vereinten Nationen das „Übereinkom-
men über die Rechte des Kindes“. 
Diese UN-Kinderrechtskonvention legt
Standards zum Schutz von Kindern fest; sie
beschreibt unter anderem das Recht auf
Gleichbehandlung, Ge-
sundheit, Bildung und Für-
sorge. Deutschland ratifi-
zierte die Konvention im
Jahr 1992, erklärte aller-
dings Vorbehalte, die die
Bundesregierung erst im ver-
gangenen Jahr zurückge-
nommen hat. Seither gilt:
„Bei allen Maßnahmen, die
Kinder betreffen, gleichviel
ob sie von öffentlichen oder
privaten Einrichtungen der
sozialen Fürsorge, Gerich-
ten, Verwaltungsbehörden oder Gesetzge-
bungsorganen getroffen werden, ist das
Wohl des Kindes ein Gesichtspunkt, der
vorrangig zu berücksichtigen ist.“

»Viele Baustellen« Doch bei aller Freude
darüber, dass die Konvention auch in
Deutschland volle Gültigkeit erlangt hat,
zeigte sich die Opposition am vergangenen
Donnerstag davon überzeugt, dass die Kin-
derrechte hierzulande dringend weiter ge-
stärkt werden müssen. Ihr Hauptanliegen
ist es, Kinderrechte im Grundgesetz festzu-
schreiben. Die SPD-Familienexpertin Mar-
lene Rupprecht sagte in der Debatte, auch
nach der Rücknahme der Vorbehaltserklä-
rung seien „noch viele Baustellen“ verblie-
ben. Man habe bislang noch nicht richtig

überprüft, ob sich die deutschen Gesetze
mit den Erfordernissen der UN-Konvention
in Übereinstimmung befänden. Es sei auf-
fällig, merkte Rupprecht an, dass Kinder in
der Verfassung nicht als Rechtssubjekte vor-
kommen würden. Sie hätte gern – ähnlich
dem Wehrbeauftragten für die Soldaten –
„einen Kinderbeauftragten in der Verfas-
sung verankert“, sagte Rupprecht. Die Miss-
brauchsdebatte habe gezeigt, dass Kinder
oft nicht wissen, an wen sie sich wenden
können, wenn ihre Rechte verletzt werden. 

Unterstützung für Kampagne In einem
Antrag zur Stärkung der Kinderrechte
(17/6920), den der Bundestag mit den
Stimmen der Koalition entsprechend einer

Beschlussempfehlung des
F a m i l i e n a u s s c h u s s e s
(17/7800) ablehnte, hatte
die SPD vor allem „Anpas-
sungsbedarf“ im Asylverfah-
rensgesetz und im Aufent-
haltsgesetz gesehen. In ei-
nem zweiten Antrag zur Be-
kämpfung sexueller Gewalt
gegen Kinder (17/7807),
der mit weiteren Anträgen
der Opposition zur Bera-
tung in den Familienaus-
schuss überwiesen wurde,

sprechen die Sozialdemokraten sich dafür
aus, die Kampagne des Europarats zur Be-
kämpfung sexueller Gewalt gegen Kinder zu
unterstützen. Die Ende 2010 gestartete
Kampagne solle Kinder und Erwachsene
sensibilisieren und mit dem Wissen ausstat-
ten, das „für die Vorbeugung von sexuellem
Missbrauch oder für die Meldung einer ent-
sprechenden Straftat“ nötig sei.
Auch Die Linke will wie die SPD eine ande-
re Behandlung von Flüchtlingskindern er-
reichen. Die kinder- und jugendpolitische
Sprecherin der Fraktion, Diana Golze, be-
tonte in der Debatte, auch nach der Rück-
nahme der Vorbehaltserklärung würden in
Deutschland minderjährige Flüchtlinge wie
Erwachsene behandelt. Sie hätten keinen
Rechtsbeistand im Asylverfahren und könn-

ten sogar in Abschiebehaft genommen wer-
den. Ihnen würden die Ansprüche auf Bil-
dung, Jugendhilfe und gesundheitliche Ver-
sorgung verwehrt, die ihnen nach der UN-
Kinderrechtskonvention zustünden. Daher
sei die Rücknahme des Vorbehalts so lange
eine „Showveranstaltung“, wie keine Ände-
rungen im Asyl- und Sozialrecht folgten.
Golzes Fraktion hat deshalb einen Antrag
zur Anwendung der UN-Kinderrechtskon-
vention bei Flüchtlingskindern (17/7643)
vorgelegt: Darin heißt es, den staatlichen
Umgang mit Flüchtlingskindern in
Deutschland bestimme „nach wie vor nicht
die Sorge um die bestmöglichen Entwick-
lungschancen der Kindern, sondern ein von
Misstrauen geprägtes nationalstaatliches
Abwehrdenken mit dem
Ziel, unerwünschte Einwan-
derung und Zuflucht mög-
lichst effektiv zu verhin-
dern“. In einem zweiten An-
trag spricht Die Linke sich
für die Aufnahme der Kin-
derrechte ins Grundgesetz
(17/7644) aus.
Für die Grünen sagte Katja
Dörner, es sei „hinlänglich
bekannt“, dass die Kinder-
rechte auf der Agenda der
Bundesregierung nicht weit
vorn stünden. Das zeige nicht zuletzt die
Tatsache, dass Bundesfamilienministerin
Kristina Schröder (CDU) den Aktionsplan
für ein kindergerechtes Deutschland „sang-
und klanglos beerdigt“ habe. 
Dörner forderte außerdem, die Bundeswehr
müsse aufhören, Minderjährige zu rekrutie-
ren. Jährlich würde sie rund 1.000 17-Jähri-
ge aufnehmen und an der Waffe ausbilden
– diese stünden aber unter dem besonderen
Schutz der UN-Kinderrechtskonvention.
Dazu legte Dörners Fraktion einen entspre-
chenden Antrag vor (17/7772). Wie SPD
und Linksfraktion fordert die Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen eine Stärkung der
Kinderrechte in Deutschland. In einem An-
trag (17/7187) sprechen sie sich unter an-
derem für die „Einrichtung einer unabhän-

gigen Menschenrechtsinstitution auf Bun-
desebene“ aus. 

Zukunftsmusik Die Koalition bezweifelte,
dass die Aufnahme von Kinderrechten ins
Grundgesetz sinnvoll sei. „Jedes Kind hat
Grundrechte, wie auch jeder andere
Mensch“, sagte Norbert Geis (CSU). Diese
seien in der Verfassung verankert – „nicht
mehr und nicht weniger“. Der CDU-Famili-
enpolitiker Peter Tauber unterstrich, die Ko-
alition habe etwa mit der Klarstellung, dass
Krach von Kindern „kein Lärm, sondern Zu-
kunftsmusik“ sei, bereits viel auf den Weg
gebracht. Kinderrechte nützten nichts,
wenn sie nur auf dem Papier stünden. Die
Idee eines Kinderbeauftragten beurteile er

skeptisch, sagte Tauber. An-
ders als Soldaten seien Kin-
der nicht in ihren Grund-
rechten eingeschränkt. Die
FDP-Familienpolitikerin Si-
bylle Laurischk betonte, der
Schutz von Kindern sei eine
zentrale Aufgabe des Staa-
tes. Man müsse nun aber
das tun, was gerade anstehe
– nämlich dem Kinder-
schutzgesetz zur Wirksam-
keit zu verhelfen. Laurischks
Appell an die Oppositon,

dem Gesetz im Bundesrat zuzustimmen,
verhallte aber ungehört. 

Vermittlungsausschuss angerufen Am
vergangenen Freitag kam in der Länderkam-
mer keine Mehrheit für den vom Bundestag
bereits Anfang November verabschiedeten
Gesetzentwurf (17/6256) zustande. Darauf-
hin rief die Bundesregierung nun den Ver-
mittlungsausschuss von Bundestag und
Bundesrat an. Die Länder verlangen unter
anderem, dass der Bund die Kosten für die
geplanten Familienhebammen dauerhaft
übernimmt. Susanne Kailitz ❚

»Ich hätte
gerne einen

Kinder-
beauftragten in
der Verfassung

verankert.«
Marlene Rupprecht (SPD)

»Jedes Kind 
hat

Grundrechte,
wie auch jeder

andere
Mensch.«

Norbert Geis (CSU)

Mehr zum Thema unter:
www.unicef.de 
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Am Schluss gab´s Brecht. Der „Vorhang zu
und alle Fragen offen“, resümierte Heinrich
Oberreuter und meinte damit das Thema
des Forums „Parlament und Regierung –
Getriebene der Finanzmärkte?“, zu dem die
Deutsche Vereinigung für Parlamentsfragen
am Mittwochabend in den Bundestag ein-
geladen hatte. Nun hätte das Publikum im

Sitzungssaal des Jakob-Kaiser-Hauses die
Abschlussbemerkung des Vorstandsmit-
glieds der Vereinigung und Direktors der
Akademie für politische Bildung in Tutzing
als einen Ausdruck der Enttäuschung wer-
ten können. Allein: Dazu bestand wahrlich
kein Anlass, hatte das Plenum doch in den
zwei Stunden zuvor Gewinn bringende Er-
kenntnisse der Referenten erfahren.
Der frühere Staatssekretär und Wirtschafts-
politiker Johann Eekhoff sowie Michael
Kemmer, Hauptgeschäftsführer und Vor-
standsmitglied des Bundesverbandes deut-
scher Banken, konnten zwar die Fragen, ob,
wie und warum die Finanzmärkte die Poli-
tik vor sich hertreiben, auch nicht in allen
Facetten schlüssig beantworten. Angesichts
der Komplexität des Themas hatte das im
gut besuchten Saal aber auch niemand wirk-
lich erwartet. Wohl aber eine prominente
Analyse der bestehenden Zustände.
Und die beschrieb Bänker Kemmer so: Die
Politik habe an Autonomie eingebüßt. Das
habe aber ursächlich nichts mit dem Primat
der Finanzmärkte zu tun, sondern mit den
Erfordernissen, die eine globalisierte Welt
an nationale Politik stelle. Jetzt, in der Kri-
se, sei es geboten, Banken, deren Aufsicht
und die Wirtschaftspolitik zu verändern.
„Eine stabile Weltwirtschaft braucht struk-
turelle Reformen“, sagte Kemmer und
nannte als Ansatzpunkte den Arbeitsmarkt
sowie das Renten- und Gesundheitssystem.

Er erinnerte daran, dass die Liberalisierung
der Märkte „einen erheblichen Wohlfahrts-
effekt“ gebracht habe. Allerdings seien die
Zeiten des mit Schulden finanzierten Wohl-
fahrtstaates vorüber – in Europa, aber auch
in den USA. Schulden übrigens, die die
Staaten, nicht die Banken gemacht hätten.
Deshalb: „Die Regierungen müssen akzep-
tieren, dass der politische Handlungsdruck
selbst erzeugt ist“, schlussfolgerte Kemmer.
Das sah auch Johann Eekhoff so. Er verwies
aber gleichzeitig
auf die Mechanis-
men der Finanz-
märkte, die von
Regierungen und
P a r l a m e n t e n
nicht immer aus-
reichend zur
Kenntnis genom-
men würden.
„Die Krise in den
USA ist entstan-
den, weil der Staat
mehr leisten woll-
te als er sich leis-
ten konnte“, sagte
Eekhoff. Es sei
nun mal nicht
Aufgabe der Re-
gierung, dafür zu
sorgen, dass mög-
lichst jeder Bürger

ein eigenes Haus besitzt. Hemmungslose
Staatsverschuldung sei besonders gefähr-
lich, wenn das Geld nicht für Investitionen
verwendet würde. In diesem Zusammen-
hang wandte sich Eekhoff energisch gegen
einen Rettungsschirm für schwache Euro-
Staaten. Damit werde signalisiert: Man er-
wartet gar nicht, dass Länder wie Italien
oder Spanien ihre Schulden tatsächlich be-
gleichen müssen. „Die einfache Regel, wer
Schulden aufnimmt, muss sie auch zurück-

zahlen, gilt auch für Nationen“, sagte Eek-
hoff. Werde dieses Prinzip ausgehöhlt, sei es
ausgeschlossen, eine Währungsunion in
Europa dauerhaft zu halten. Aufgabe des
Staates sei es, dafür zu sorgen, Arbeitslosig-
keit abzubauen und damit die Steuerein-
nahmen zu erhöhen. „Wie kommt man da
auf die Idee, wir bräuchten flächendecken-
de Mindestlöhne?“, rief Eekhoff in den Saal
und erntete dafür verbreitet beifälliges Ni-
cken. Und noch eine These Eekhoffs sorgte
für angeregtes Grummeln im Auditorium:
„Der Staat muss sich aus den Bankgeschäf-
ten heraushalten.“ Wenig überraschend
konterte der Vertreter des Banken-Verban-
des. Kemmer wies darauf hin, dass sich
durch die Sparkassen die Hälfte aller deut-
schen Geldinstitute in öffentlicher Hand
befänden. „Wollen wir die“, fragte er, „wirk-
lich alle privatisieren?“
Diese Frage blieb ungeklärt. Moderator
Oberreuter gab in dem von ihm formulier-
ten Abspann stattdessen eine Antwort auf
die Ausgangsfrage des Abends, ob Parla-
mente und Regierung Getriebene der Fi-
nanzmärkte sind. „Parlamentarier sind Ge-
triebene der Anspruchshaltung ihrer Wäh-
ler“, sagte er und versteckte damit eine Auf-
forderung an Politiker, sich zumindest nicht
ausschließlich von den Erwartungen derer
leiten zu lassen, die sie ins Amt gebracht ha-
ben. Ob´s Anklang findet? Der Vorhang zu
und alle Fragen offen. Jörg Biallas ❚

Viele Antworten – und trotzdem bleiben Fragen
FORUM Die Deutsche Vereinigung für Parlamentsfragen beleuchtet das Verhältnis zwischen Politik und Finanzmärkten

D
ass Parteien, um in den
Bundestag oder in ein
Landesparlament einzu-
ziehen, mindestens fünf
Prozent der Zweitstim-
men auf sich vereinigen

müssen, war in der Bundesrepublik bislang
unstrittig und für viele eine der Lehren aus
dem Scheitern der Weimarer Republik. Die
Fünf-Prozent-Hürde soll Splittergruppen
fernhalten, um die Funktionsfähigkeit des
Parlaments zu sichern. Seit dem 9. Novem-
ber ist diese Sperrklausel kein eherner
Grundsatz mehr. Ausgerechnet die obersten
Verfassungshüter in Karlsruhe haben sie  für
verfassungswidrig erklärt. Zwar nicht gene-
rell, sondern nur für die Wahl zum Europa-
parlament 2009 in Deutschland, und auch
nur mit denkbar knapper Fünf-zu-drei-
Mehrheit der Richter im Zweiten Senat des
Bundesverfassungsgerichts. Verstimmt war
aber einmal mehr der Gesetzgeber selbst,
der Deutsche Bundestag in Berlin.
Einmal mehr, weil das Gericht erst wenige
Tage zuvor, am 27. Oktober, dem Bundes-
tag in einer einstweiligen Anordnung unter-
sagt hatte, die Beteiligungs-
rechte des Parlaments in Sa-
chen Euro-Rettungsschirm
auf ein so genanntes Neu-
ner-Gremium von Mitglie-
dern des Haushaltsaus-
schusses zu übertragen. So
lange jedenfalls, bis das Ge-
richt in der Hauptsache,
dem laufenden Organstreit-
verfahren, entschieden hat.
Dabei hatte das Parlament
die Kompetenzen dieses
Gremiums gerade erst am
29. September im Stabilisierungsmechanis-
mus-Gesetz definiert. Bundestagspräsident
Norbert Lammert (CDU) blieb nichts ande-
res übrig, als die Konstituierung dieses Gre-
miums vorläufig auszusetzen.

Beachtliches Interesse Das im Grundge-
setz angelegte Spannungsverhältnis zwi-
schen dem Gesetzegeber und den Verfas-
sungshütern ist in den 60 Jahren des Beste-
hens des Karlsruher Gerichts selten so offen
zutage getreten wie in den vergangenen Wo-
chen. Das Zusammentreffen der obersten
Repräsentanten beider Verfassungsorgane
in einer kürzlich von den Wissenschaftli-

chen Diensten des Bundestages veranstalte-
ten Podiumsdiskussion in Berlin stieß da-
her auf ein beachtliches öffentliches Interes-
se. Norbert Lammert und der Präsident des
Verfassungsgerichts, Andreas Voßkuhle,
nutzten die Gelegenheit, Übereinstimmun-
gen ebenso offenzulegen wie unterschiedli-
che Sichtweisen.
Voßkuhle versuchte seinen Gastgeber zu be-
sänftigen. Dass Karlsruhe das vom Bundes-
tag verabschiedete Gesetze ganz oder teilwei-
se für verfassungswidrig und damit für nich-
tig erklärt, komme „verhältnismäßig selten“
vor. In 60 Jahren seien es 630 Fälle gewesen,
was bei 6.500 jährlichen Entscheidungen des
Gerichts auf durchschnittlich zehn Fälle pro
Jahr hinauslaufe, sagte Voßkuhle.

»Genetischer Code« Einig waren sich bei-
de darin, dass das Spannungsverhältnis der
Verfassungsorgane einer „unausweichli-
chen Verfassungslage“ geschuldet sei. Voß-
kuhle sprach gar vom „genetischen Code
des demokratischen Verfassungsstaates“.
Das Gericht müsse auftragsgemäß kontrol-
lieren, ob der Gesetzgeber die von der Ver-

fassung gesetzten Grenzen
eingehalten hat. Lammert
pflichtete bei: „Es gibt ein
Spannungsverhältnis, das
aufgrund der Konstruktion
unserer Verfassung unver-
meidlich ist.“ Im Ganzen
habe das Gericht mit seinen
jüngeren Entscheidungen
die Funktion des Bundesta-
ges im Staatsgefüge aber
eher stabilisiert.
Lammert widersprach indes
der These Voßkuhles, dass

Entscheidungen aus Karlsruhe ausschließ-
lich juristisch und nicht politisch begründet
seien. Die Weisheit der Entscheidungen zei-
ge sich auch darin, dass das Gericht „eben
politische Implikationen im Bewusstsein“
habe. Das Urteil zum Lissabon-Vertrag vom
30. Juni 2009 sei für ihn eine der „genials-
ten Rechtsfiguren“, weil das Gericht zum Er-
gebnis gekommen sei, dass der völkerrecht-
liche Vertrag selbst der Prüfung standgehal-
ten habe, nicht aber die Parlamentsbeteili-
gung bei der Übertragung von Souve-
ränitätsrechten auf europäische Institutio-
nen. Lammert sah darin eine „besonders in-
telligente, unverzichtbare Verbindung poli-

tischer und juristischer Perspektiven bei der
Betrachtung völkerrechtlicher Dokumente“.
Kritischer äußerte er sich auf Nachfrage des
Moderators Ulrich Schöler zum jüngsten
Urteil zur Fünf-Prozent-Sperrklausel, weil
man bei der Abwägung zwischen dem
Gleichheitsanspruch der Parteien und den
Anforderungen an die Funktionsfähigkeit
eines Parlaments auch zum Ergebnis hätte
kommen können, dass die gewachsene Be-
deutung des Europaparlaments zu einer
wachsenden Sensibilisierung für die Funk-
tionsbedingungen führt. „Die Weisheit in
der Balance zwischen politischen und juris-
tischen Abwägungen habe ich vermisst“,
sagte Lammert. Voßkuhle entgegnete, das
Gericht habe versucht, das Europaparla-
ment in seiner Eigenart zu begreifen und
darin nicht einen „Bundestag auf EU-Ebe-
ne“ zu sehen. Das Gericht sei verwundert
darüber, dass die Presse dies als Abwertung
des Europaparlaments gesehen habe. Die
Kernfrage bei der Urteilsfindung habe ge-
lautet, ob es gerechtfertigt sei, die Gleichheit
der Wahl mit der Begründung zu beschnei-
den, die Funktionsfähigkeit des Parlaments
müsse gewahrt bleiben.
Beschlüsse des Bundestages im Zusammen-
hang mit dem europäischen Integrations-
prozess werden bei den europäischen Nach-
barn in der Regel mit ebenso großer Auf-

merksamkeit registriert wie die begleitende
Rechtsprechung aus Karlsruhe dazu. Nach
den Worten Lammerts reicht dieses Interes-
se bis hin zur Besorgnis, „was wohl das Bun-
desverfassungsgericht oder der Bundestag
sagen könnten“. Kein anderes einzelnes Ge-
richt und Parlament könnten einen ähnlich
hohen Einfluss auf den europäischen Pro-
zess haben, sagte Lammert. 
Neu sei aber auch, dass der „unbestrittene
Führungsanspruch“ der Bundesregierung
zunehmend der Rechtfertigung vor Verfas-
sungsnormen unterliege und sich gegen die
Beteiligungsansprüche des Parlaments be-
haupten müsse. Das werde mit einer „Mi-
schung aus Bewunderung und Verzweif-
lung“ registriert, betonte Lammert.

Europäischer Bundesstaat Die Diskussi-
on kulminierte in der Frage, wie sich diese
deutsche Verfassungskonstruktion einer et-
waigen Entwicklung hin zu einem europäi-
schen Bundesstaat stellt. „Ein europäischer
Bundesstat ist mit der bisherigen Verfassung
nicht machbar“, sagte der Gerichtspräsi-
dent. Der Weg dahin sei aber über Arti-
kel 146 des Grundgesetzes vorgezeichnet.
Darin heißt es: „Dieses Grundgesetz, das
nach Vollendung der Einheit und Freiheit
Deutschlands für das gesamte deutsche
Volk gilt, verliert seine Gültigkeit an dem Ta-

ge, an dem eine Verfassung in Kraft tritt, die
von dem deutschen Volke in freier Entschei-
dung beschlossen worden ist.“ Voßkuhle
forderte eine „hohe Legitimation“ ein, um
sagen zu können: „Wir haben es gewollt.“
Dies sei im Lissabon-Urteil sehr deutlich ge-
sagt worden.
Lammert räumte ein, diesem Urteil habe er
beim „zweiten Lesen“ mehr abgewinnen
können als bei der ersten Lektüre. Das Ge-
richt sage, es gebe einen „politisch vorstell-
baren“ Punkt, wo eine wachsende Integrati-
on der EU in eine „neue Qualität“ um-
schlägt und sich die Frage stelle, ob das „im
Kontext unserer Verfassung“ möglich wäre.
Davon sei man aber „politisch noch gehö-
rig weit entfernt“, betonte der Parlaments-
präsident. Die Absicht, den qualitativen
Sprung zum Bundesstaat vorzunehmen, las-
se sich nirgends erkennen, wenn man ange-
sichts der aktuellen Krise auch „im Trend“
zu weiteren Integrationsschritten bereit sei.
Voßkuhle hielt dagegen, er glaube nicht,
dass man die Vision eines europäischen
Bundesstaates in eine „imaginäre Ferne“ rü-
cken sollte. „Gerade in Zeiten der Krise“ sol-
le man sich so etwas „immer wieder vorstel-
len und vor allem darüber nachdenken“,
wie ein europäischer Bundesstaat gebaut
sein könnte. „Wir sollten nicht so weiterma-
chen wie bisher, nicht so tun, als hätten wir

viel Spielraum für weitere Integrations-
schritte“, sagte Voßkuhle.  Und: „Wir kom-
men in einen Bereich, in dem es kritisch
wird.“ Von der nationalen Kompetenz sei
schon sehr viel abgeschnitten worden.

Schleichender Prozess Lammert sieht der-
zeit kein Parlament in Europa, das bereit
sein könnte, mit der Zeit der Nationalstaa-
ten förmlich abzuschließen und die Über-
führung in einen Bundesstaat zu wagen.
Und es gebe außer dem Bundesverfassungs-
gericht kein anderes Gericht in Europa, das,
wenn die dortige Regierung einer solchen
Transformation zustimmen würde, dies
aufhalten könnte. Die Bereitschaft, den Na-
tionalstaat aufzugeben, sei im übrigen
Europa um Längen geringer ausgeprägt als
in Deutschland. Voßkuhle sprach dagegen
von einer „schleichenden Transformation
in einen europäischen Bundesstaat“. In der
politischen Agenda werde behauptet, man
sei noch weit davon entfernt, faktisch wer-
de er aber vollzogen. „Es kann sein, dass wir
von einem europäischen Bundesstaat in der
Ferne reden und nicht erkennen, dass wir in
einem europäischen Bundesstaat leben.“
Man müsse aufpassen, nicht einen schlei-
chenden, unerkannten Prozess in Gang zu
setzen, „den wir nicht kontrollieren kön-
nen“, sagte Voßkuhle. Volker Müller ❚

In gespannter Verfassung
DISKUSSION Lammert und Voßkuhle loten die Rollen von Parlament und Verfassungsgericht im werdenden Europa aus

Das Bundesverfassungsgericht wacht über die Einhaltung des Grundgesetzes. Auch vom Bundestag verabschiedete Gesetze sind schon häufig von Karlsruhe gestoppt worden.

»Wir 
kommen 
in einen
Bereich,

in dem es 
kritisch wird.«

Andreas Voßkuhle
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Diskutierten bei der Vereinigung für Parlamentsfragen: Johann
Eekhoff, Heinrich Oberreuter und Michael Kemmer (von links).

©
 D

BT
/L

ich
tb

lic
k/

M
el

de
 

Im Disput: Norbert Lammert (l.) und Andreas Voßkuhle (r.) mit Moderator Ulrich Schöler 
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> Vorstandswahlen Im Vorfeld des Fo-
rums traf sich die Deutsche Vereinigung
für Parlamentsfragen, um einen neuen
Vorstand zu wählen.

> Neue Vorsitzende Die Vereinigung wird
künftig von der Abgeordneten Brigitte Zy-
pries geführt. Die Justiziarin der SPD-Bun-
destagsfraktion löst Joachim Hörster ab,
der für die CDU im Bundestag sitzt.

> Stellvertreter Zu Stellvertretern der Vor-
sitzenden wurden gewählt: Heinrich Ober-
reuter, der Journalist Georg Paul Hefty
(Frankfurter Allgemeine Zeitung) und An-
drea Voßhoff (Vorsitzende der Arbeits-
gruppe Recht der CDU/CSU-Bundestags-
fraktion). Geschäftsführer ist Michael F.
Feldkamp (Bundestagsverwaltung).
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Von den 12.200 registrierten Lobbyisten in
Washington arbeitet das Gros für den mili-
tärisch-politischen Komplex. Im Präsiden-
tenwahljahr 2012 werden die Einflüsterer
von Rüstungsfirmen und der nationalen Si-
cherheit verpflichteten Denkfabriken ihre
Anstrengungen auf Capitol Hill voraus-
sichtlich enorm verstärken, um zu verhin-
dern, was ins Haus steht. Nach den geschei-
terten Verhandlungen eines von Republika-
nern und Demokraten im Kongress paritä-
tisch besetzten „Super-Komitees“ zur
Beilegung des Dauerstreits um das Staatsde-
fizit greifen ab Januar 2013 automatische
Kürzungen im großen Stil. Rund 700 Milli-
arden Dollar entfallen danach über ein
Jahrzehnt auf die staatlichen Krankenversi-
cherungen für Arme (Medicaid) und Alte
(Medicare). 500 Milliarden Dollar müsste
das Pentagon einsparen. Zu viel, sagt Vertei-
digungsminister Leon Panetta und warnt
vor einem „gefährlichen Schrumpfkurs“,
der die Sicherheit Amerikas gefährde.

Rasenmähermethode Ein Argument, das
in konservativen Kreisen verfängt. Mitt
Romney, aussichtsreicher Kandidat der Re-
publikaner auf die Präsidentschaftskandi-
datur, hat bereits angekündigt, im Fall sei-
ner Wahl etwa die US-Seestreitkräfte massiv
aufzurüsten. Übereinstimmend rechnen

Kommentaren in Washington darum da-
mit, dass die beiden großen politischen La-
ger ab Januar versuchen werden, dem Spar-
diktat nach Rasenmähermethode („Seque-
strierung“) durch neue Verhandlungen zu
entgehen.
Zwei Monate lang hatte das zwölfköpfige
Super-Komitee hinter verschlossenen Türen
getagt. Vor dem Nationalfeiertag Thanksgi-
ving sollten abstimmungsreife  Sparvor-
schläge in Höhe von 1.200 Milliarden Dol-

lar für das kommende Jahrzehnt vorgelegt
werden. Die Erwartungen waren groß. Der
Gesamtschuldenstand der USA liegt bei 
15 Billionen Dollar, rund 11,1 Billionen
Euro. Der Kongress hatte den Schuldenab-
bau Ende August an das Super-Komitee de-
legiert, nachdem die USA in letzter Minute
an der Zahlungsunfähigkeit vorbeige-
schrammt waren.
Verdichtet man die Schuldzuweisungen
führender Vertreter des Komitees wie Jon

Kyl (Republikaner) und John Kerry (Demo-
kraten), bleibt festzuhalten:  Die Republika-
ner waren nicht bereit, die aus der Ära von
George W. Bush rührenden Steuererleichte-
rungen auslaufen und Steuererhöhungen
für Reiche passieren zu lassen. Die Demo-
kraten waren nicht gewillt, einseitig große
Einschnitte in die sozialen Sicherungssyste-
me vorzunehmen. Vereinzelte Versuche auf
republikanischer Seite, das Steuer-Dogma
aufzuweichen, wurden auf Druck des radi-
kalen Tea-Party-Flügels innerhalb der Partei
vereitelt.
Präsident Barack Obama beklagte das Re-
sultat und gab dem im Wahlkampf massiv
gegen ihn opponierenden politischen Geg-
ner die Schuld: „Es gibt immer noch zu vie-
le Republikaner im Kongress, die sich wei-
gern, auf die Stimme der Vernunft und des
Kompromisses zu hören“, sagte er. Neben-
effekt des Scheiterns, das in der Öffentlich-
keit als ein Versagen der demokratischen
Ordnung wahrgenommen wird: Das Super-
Komitee sollte auch die Verlängerung der
Arbeitslosenhilfe und eine Verringerung der
Sozialabgaben vorbereiten; beides Maß-
nahmen, die der Binnenkonjunktur 2012
Auftrieb geben sollten. Beide Einzelmaß-
nahmen liegen zurzeit auf Eis. Ob es bis Jah-
resende noch zu einer Einigung kommt, ist
ungewiss.                           Dirk Hautkapp ❚

Pleite für das »Super-Komitee«
USA Demokraten und Republikaner finden im Kongress keine gemeinsamen Rezepte zum Schuldenabbau

D
er Bundeshaushalt war
noch nicht verabschie-
det, da nahmen die Abge-
ordneten am vergange-
nen Donnerstag bereits
einen anderen Etat in den

Blick:  Rund eine Billion Euro will die EU in
den Jahren 2014 bis 2020 ausgeben, die
Kommission hatte dazu im Juni  ihre Vor-
schläge vorgelegt. Erstmals befasst sich der
Deutsche Bundestag mit einem Finanzrah-
men der EU – bevor dieser überhaupt von
den Mitgliedstaaten und dem Europaparla-
ment beschlossen wird. Ein Umstand, den
Joachim Spatz (FDP), als erster Redner in
der Debatte zum Haushaltsrahmen der EU
2014-2020 eine „historische Neuerung“
nannte. Spatz spielte damit auf die Beteili-
gungsrechte des Parlaments an, die sich der
Bundestag in der Folge des Lissabon-Ver-
trags und nach einem entsprechenden Ur-
teil des Bundesverfassungsgerichts 2009
selbst gegeben hatte. Anlass der Debatte wa-
ren ein Antrag der Koalitionsfraktionen
(17/7767) und ein Antrag der Fraktion der
SPD (17/7808). Beide wurden in die Aus-
schüsse überwiesen.
In Zeiten der europäischen Staatsschulden-
Krise gehen die Meinungen zum künftigen
EU-Haushalt auseinander. Union und FDP
fordern eine Begrenzung des EU-Budgets
auf ein Prozent der Wirtschaftsleistung des
EU-Raumes und eine „Konzentration auf
das Machbare“. Die Oppositionsfraktionen
hingegen sehen mehr Spielraum bei der De-
ckelung und fordern darüber hinaus eine
konsequente Neuausrichtung der Ausga-
benpolitik: Weg von großzügigen Agrarsub-
ventionen – hin zu mehr Bildung, For-
schung und Sozialprogrammen.
Der Liberale Joachim Spatz machte deut-
lich, dass Union und FDP sowohl die Ein-
führung von Eurobonds als auch einer EU-
Steuer ablehnen würden. Eine Finanztrans-
aktionssteuer solle nur dann angestrebt wer-
den, wenn sie europaweit und nicht nur
innerhalb der Eurozone eingeführt werden
kann und wenn die Einnahmen in die na-
tionalen Haushalte fließen statt in jenen der
Gemeinschaft. Spatz vermutete auf diesem
Feld noch erheblichen Widerstand: „Ich se-
he schon unsere Kollegen nach London fah-
ren und sagen: Leute, die Steuer, die ihr so-
wieso nicht wollt, dürft ihr gleich in Brüssel
abliefern.“ Als Schwerpunkte einer künfti-
gen EU-Förderungen mit „europäischem
Mehrwert“ nannte Spatz unter anderem die
Bereiche Forschung, Technologie und Inves-
titionen in transnationale Netze bei Ver-
kehr, Energie und Kommunikation.

Investitionen Bettina Kudla vom Koaliti-
onspartner CDU/CSU unterstrich, dass ge-
rade in diesen Bereichen in den nächsten
Jahren erhebliche Investitionen anstehen.
Sie forderte eine „Vorfahrt für Investitionen
vor konsumtiven Ausgaben“ und schlug vor,
für diese Bereiche durch öffentlich-private
Partnerschaften privates Kapital zu mobili-
sieren. Eine eigene EU-Steuer lehnte die Fi-
nanz- und Europaexpertin strikt ab: „Ein ei-
genes Einnahmerecht der Europäischen
Union würde auch das Risiko beinhalten,
dass die EU eigene Schulden aufnimmt“,
warnte Kudla und fügte hinzu: „Die Akzep-
tanz der Europäischen Union wird nicht
besser, wenn wir die Bürger mit neuen Steu-
ern belasten.“ Das bisherige Einnahmesys-
tem, das an der wirtschaftlichen Leistungs-
fähigkeit der einzelnen Staaten ausgerichtet
sei, habe sich bewährt. 
Michael Roth von der SPD-Fraktion warf der
Koalition vor, sie verfahre nach dem Motto
„wasch mich, aber mach mich nicht nass“.
Wer sonntags mehr Europa, Montag bis
Freitag aber weniger Beiträge für Brüssel for-
dere, mache sich unglaubwürdig. Die Koali-
tion und insbesondere Landwirtschaftsmi-
nisterin Ilse Aigner (CSU) stelle sich „kalt-
blütig“ an die Spitze der deutschen Agrarin-
dustrie,  die von den Subventionen durch

die EU erheblich profitiere – viel stärker als
etwa Landwirtschaftsbetriebe in Osteuropa.
Prioritäten des EU-Haushalts sollten viel-
mehr Energie, Klimawandel, Innovation,
Wachstum und Beschäftigung sein, sagte
Roth und verwies dabei unter anderem auf
die erschreckenden Jugendarbeitslosigkeit
in Ländern wie Griechenland und Spanien.
Roth sprach sich für eine EU-weite oder zu-
mindest auf den Euro-Raum beschränkte
Einführung einer Finanztransaktions-Steuer
aus, ergänzte aber: „Wenn das auch in der
Euro-Zone nicht durchgesetzt werden kann,
dann müssen eben Deutschland, Frank-
reich, die Beneluxstaaten, Österreich und
andere Staaten voranschreiten.“ Die Verur-
sacher der Krise müssten endlich auch an
der Finanzierung der Krisenbewältigung be-
teiligt werden. 

Dieter Dehm, Europaexperte der Linksfrak-
tion, sah im Koalitionsantrag den Geist ei-
nes „deutschen Marktextremismus“ am
Werk. „Ihr Dogma vom hemmungslosen
Wettbewerb ist und bleibt antieuropäisch“,
sagte Dehm in Richtung Koalition. Insbe-
sondere kritisierte er eine von ihr angeblich
angestrebte Militarisierung der EU durch die
Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik,
eine fehlende Ausrichtung auf erneuerbare
Energien und die Unterordnung des Sozia-
len unter die Maßstäbe des Wettbewerbs. Als
Beispiel nannte er die Beteiligung privater
Geldgeber an öffentlichen Aufgaben. „Auch
Teilprivatisierung ist ein Brandbeschleuniger
für Preise“, sagte Dehm.
Von einem klug aufzustellenden EU-Haus-
halt „mit ausreichend Manövriermasse“ zur
Krisenbewältigung sprach Viola von Cra-

mon-Taubadel von der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen. Sie forderte unter anderem
eine großzügigere Deckelung des EU-Haus-
halts auf 1,12 Prozent der EU-Wirtschafts-
leistung – auch deshalb, weil frühere Eigen-
mittel der EU weggefallen und neue Kosten
auf Brüssel abgewälzt worden seien. Im Ge-
gensatz zu manchen Stammtischreden hät-
ten sich die deutschen Nettozahlungen an
die EU von 11,3 Milliarden Euro im Jahr
1994 auf heute noch acht Milliarden Euro
verringert. Cramon-Taubadel forderte einen
„Green New Deal auf EU-Ebene“ der sich
„wie ein grüner Faden“ durch den Haushalt
ziehen solle. Nicht in alte Wachstumsideale
und Beton sei zu investieren: „Wir wollen
Köpfe und Knowhow sowie bildungs- und
sozialpolitische Teilhabe fördern“, sagte die
grüne Abgeordnete. Alexander Heinrich ❚

Brücken bauen 
EUROPA I Union und FDP wollen den EU-Haushalt langfristig
deckeln. Die Opposition drängt auf die Finanzmarktsteuer 

US-Präsident Barack Obama wirft den Republikanern Blockadehaltung vor.

Brüssel nimmt – und gibt: Der Bau der Autobahn zwischen Dresden und Prag wurde unter anderem mit EU-Mitteln finanziert.
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Die Schuldenkrise zeigt Wirkung: EU-Staa-
ten, Europaparlament und EU-Kommission
haben sich beim EU-Haushalt 2012 im ers-
ten Anlauf auf ein Sparbudget geeinigt. Die
Gemeinschaft darf im nächsten Jahr 
129,08 Milliarden Euro ausgeben. Das ent-
spricht einem Anstieg von knapp zwei Pro-
zent gegenüber dem laufenden Haushalt.
Kommission und Parlament hatten 133 Mi-
liarden Euro gefordert und damit einen Auf-
schlag von mehr als fünf Prozent. In einem
mehr als 16-stündigen Verhandlungsmara-
thon konnten sich die Mitgliedsstaaten
durchsetzen. „Angesichts der angespannten
Haushaltslage in der Eurozone mussten wir
jeden Euro zweimal umdrehen“, erklärte
der Verhandlungsführer der Mitgliedsstaa-
ten, der polnische Finanz-Staatssekretär Ja-
cek Dominik. Die Entscheidung sei einstim-
mig getroffen worden, hieß es in Brüssel.

Inflationsrate „Das ist ein typischer Spar-
haushalt“, erklärte der für das Budget zu-
ständige EU-Kommissar Janusz Lewan-
dowski. Er verwies auf steigende Inflations-
raten, die den Mittelzufluss in realen Zahlen
schrumpfen lassen. Der Vorsitzende des
Haushaltsauschusses im Europaparlament,
Alain Lamassoure (EVP-Fraktion), lobte den
Kompromiss: „Angesichts der  schwierigen
Lage hatten alle den Willen, zu beweisen,
dass das Europa der 27 funktioniert.“
Die Budgetgespräche, die von der EU-Kom-
mission vorbereitet und mit den Mitglieds-
ländern sowie dem Europaparlament bera-
ten und abgestimmt werden müssen, gehö-

ren zu den schwierigsten Verhandlungen in
Brüssel. Noch nie konnte sich ein Vermitt-
lungsauschuss im ersten Anlauf einigen. Im
vergangenen Jahr waren die Verhandlungen
gescheitert. Erst ein Kompromissvorschlag
der Kommission führte damals in letzter
Minute zur Billigung durch das Parlament. 
Das Budget von 129 Milliarden Euro ent-
spricht 0,98 Prozent der EU-Wirtschaftsleis-
tung der gesamten EU. Zwei Drittel werden
durch die 27 Mitgliedsstaaten finanziert.
Der Rest kommt aus Steuern und Zöllen.
Deutschland ist der größte Nettozahler, es
schultert rund 17 Prozent. Im Dezember
soll der neue Haushalt verabschiedet wer-
den, damit er pünklich zum neuen Jahr in
Kraft treten kann. Sabine Seeger, Brüssel ❚

Brüssel soll sparen
EUROPA III Parlament und Rat einigen sich auf Etat 2012

Verhandlungsführer Jacek Dominik
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Bundeskanzlerin Angela Merkel und Frank-
reichs Präsident Nicolas Sarkozy haben am
vergangenen Donnerstag konkrete Vor-
schläge für Änderungen der EU-Verträge an-
gekündigt, die noch vor dem kommenden
EU-Gipfel am 9. Dezember vorliegen sol-
len. Die Initiative gehe „in Richtung einer
Fiskalunion“, sagte die Kanzlerin in Straß-
burg nach einem Treffen mit Sarkozy und
dem neuen italienischen Ministerpräsiden-
ten Mario Monti. Vor allem die Haushalts-
disziplin innerhalb der Eurozone soll ge-
stärkt werden. 

Eurobonds Die deutsch-französische An-
kündigung kam einen Tag, nachdem die 
EU-Kommission vergangene Woche Vor-
schläge für die umstrittenen Eurobonds vor-
gelegt hatte. Die Kommission hatte in ih-
rem sogenannten Grünbuch drei Optionen
für gemeinsame Anleihen der 17 Staaten
der Eurozone vorgestellt. Zwei davon wür-
den Vertragsänderungen voraussetzen. In
der ersten Variante würden nationale Anlei-
hen komplett durch Eurobonds ersetzt, in
der zweiten nur teilweise. In der dritten Va-
riante würden die Länder nicht gemeinsam
haften, sondern nur anteilig. Die EU-Kom-
mission argumentiert, dass der europäische
Anleihemarkt bisher stark zersplittert ist.
Würden die Euro-Länder gemeinsam Anlei-
hen begeben, entstünde ein Markt von an-
nähernd der Größe des US-Anleihemarktes. 

Transfer Die Bundesregierung lehnt Euro-
bonds bisher jedoch ab, da Deutschlands
Refinanzierungskosten erheblich steigen
würden. Die Kommission hat vorgeschla-
gen, dass Länder mit hoher Bonität wie
Deutschland für ihre höheren Kosten ent-
schädigt würden. Länder mit schwächerer
Bonität, die durch die Eurobonds entlastet

würden, müssten einen Transfer leisten. Ob
dies je politisch durchsetzbar wäre, ist je-
doch völlig offen.  
Bei der gemeinsamen Pressekonferenz in
Straßburg betonte Merkel, dass die Vertrags-
änderungen nicht die Europäische Zentral-
bank (EZB) beträfen. Sarkozy sprach davon,
dass an die EZB „weder positive noch nega-
tive Forderungen“ gerichtet würden. In der
vergangenen Woche haben französische Po-
litiker jedoch Deutschland aufgefordert,
über eine Rolle der EZB als letzen Retter
(„lender of last ressort“) nachzudenken. Ein
mögliches Eingreifen der EZB sei das beste
Mittel gegen eine Ansteckung, hatte etwa Fi-
nanzminister François Baroin gefordert.
Kanzlerin Merkel lehnt dies ab, weil sie dies
als Weg in die Inflation sieht.

Anleihen unter Druck Angesichts der
jüngsten Entwicklung an den Finanzmärk-
ten stellt sich die Frage, ob die Politik über-
haupt Zeit für eine schnelle Vertragsände-
rung hat, zumal kleinere Staaten wie Lu-
xemburg und Österreich einem solchen
Schritt skeptisch gegenüberstehen. Trotz
des Regierungswechsels in Spanien flüchten
Anleger weiter aus den Staatsanleihen des
Landes. Auch belgische Staatsanleihen sind
unter Druck, weil dem Land nach wie vor
eine Regierung fehlt. Die Renditen italieni-
scher Anleihen bewegten sich vergangene
Woche über sieben Prozent – ein Niveau,
bei dem Portugal und Irland beim europäi-
schen Rettungsschirm EFSF Hilfe beantrag-
ten. Analysten werteten es als Alarmzei-
chen, dass am vergangenen Mittwoch bei ei-
ner Auktion zehnjähriger Bundesanleihen
rund ein Drittel keinen Abnehmer fanden.
Dies deutet darauf hin, dass auch die Bun-
desrepublik nicht vor einem Käuferstreik
geschützt ist.            Silke Wettach, Brüssel ❚

Zankapfel Staatsanleihen
EUROPA II Merkel und Sarkozy kündigen Vertragsänderungen an

Nach dem triumphalen Sieg in der spani-
schen Parlamentswahl stimmt der künftige
konservative Regierungschef Mariano Rajoy
(56) das Volk auf harte Zeiten ein: Spanien
befinde sich mit dramatischer Massenar-
beitslosigkeit und horrenden Haushaltschul-
den „in den heikelsten Umständen der letz-
ten 30 Jahre“. Er forderte von den Bürgern ei-
nen „gemeinsamen, solidarischen Kraftakt“,
um die Krise zu überwinden. Rajoy wird vo-
raussichtlich nicht vor Mitte Dezember die
Geschäfte vom scheidenden Ministerpräsi-
denten, dem Sozialisten Jose Luis Zapatero
(51), übernehmen.   

Erdrutschsieg Rajoys konservative Volkspar-
tei (PP) hatte mit fast 45 Prozent 186 Man-
date und damit die absolute Mehrheit im
Parlament erreicht – das beste Ergebnis in der
Geschichte der Konservativen. Die Sozialisti-
sche Arbeiterpartei (PSOE) Zapateros stürzte
auf knapp 29 Prozent und 110 Sitze. Von der
Unzufriedenheit mit den Sozialisten profi-
tierten auch  die baskischen und katalani-
schen Regionalparteien, die zunehmend auf
Distanz zum Zentralstaat  Spanien gehen.
Der kommende Regierungschef dämpfte Er-
wartungen, dass sich die Lage schnell verbes-
sern werde. „Es wird keine Wunder geben.“
Bereits vor seinem Sieg hatte er angekündigt,
dass er weitere harte Sparmaßnahmen

durchsetzen werde. Rajoy appellierte an die
Finanzmärkte, seinem Land eine Chance zu
geben. Doch er kann offenbar nicht mit ei-
ner Schonfrist rechnen: Die Zinsen für lang-
fristige spanische Staatsanleihen blieben sehr
hoch und schwankten nach der Wahl zwi-
schen 6,5 und sieben Prozent.  
Auf den scheidenden Premier Zapatero
wächst derweil der Druck, die Macht mög-
lichst schnell  zu übergeben und als PSOE-
Vorsitzender  zurückzutreten. Spaniens größ-
te Tageszeitung, das sozialdemokratische
Blatt „El Pais“, ging mit Zapatero hart ins Ge-
richt, warf ihm „Inkompetenz“ und „Mangel
an Führungseigenschaften“ vor. 
Zapatero hinterlässt ein schweres Erbe: Das
versprochene Defizitziel von sechs Prozent
2011 wird nicht erreicht, die aktuellen Neu-
schulden werden auf etwa sieben Prozent des
Bruttoinlandsproduktes geschätzt. Mit fast
23 Prozent hat Spanien die höchste Arbeits-
losenquote der EU, bei den bis zu 
25-jährigen sind beinahe 50 Prozent ohne
Job. Die Wirtschaft liegt seit dem großen Im-
mobiliencrash 2008 am Boden und wird
2011 mit etwa 0,7 Prozent kaum wachsen.
Der Bankensektor, durch riskante Immobi-
lien- und Hypothekengeschäfte angeschla-
gen, bleibt ein Risikofaktor. Das spanische
Krisendrama dürfte nach dem Machtwechsel
also weitergehen.     Ralph Schulze, Madrid ❚

»Es gibt keine Wunder«
SPANIEN  Wahlsieger Rajoy stimmt auf harte Zeiten ein
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Deutsche Marine-Soldaten in Dschibuti. Von hier aus operiert die Bundeswehr im Kampf gegen die Piraterie.
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Sicherheitsfirmen sollen 
stärker reguliert werden
Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen fordert
eine Registrierungspflicht für private Sicher-
heitsfirmen. Ein Lizenzierungsverfahren sol-
le entwickelt werden, das die Aufnahme von
unternehmerischer Tätigkeit im Sicherheits-
bereich an „klare Voraussetzungen“ bindet,
heißt es in einem Antrag (17/7640) der Frak-
tion. Die Abgeordneten schlagen unter an-
derem eine Zertifizierung vor, die Qualitäts-
standards für die Ausbildung sowie Transpa-
renz in der unternehmerischen Tätigkeit ein-
fordert. Bis heute würden in Deutschland
vor allem im Hinblick auf die Auslandstätig-
keit privater Sicherheitsfirmen klare gesetz-
liche Bestimmungen fehlen, kritisieren die
Abgeordneten. bob ❚

EU-Perspektive für
Montenegro
Die Fraktionen von Koalition, SPD und Grü-
nen unterstützen das EU-Beitrittsgesuch
Montenegros. Drei entsprechende Anträge
(17/7768; 17/7809; 17/7769) wurden ver-
gangene Woche ohne Aussprache an die zu-
ständigen Ausschüsse überwiesen. Voraus-
setzung ist aus Sicht der Abgeordneten die
Einhaltung der Kopenhagener Kriterien, die
Kandidatenländer erfüllen müssen, um Voll-
mitglied der Europäischen Union zu werden.
Die Abgeordneten unterstützen das Vorha-
ben der Europäischen Kommission, Beitritts-
verhandlungen mit den Kapiteln Justiz,
Grundrechte und Innere Angelegenheiten zu
beginnen. Union und FDP unterstreichen da-
rüber hinaus, dass es keinen Automatismus
– etwa durch Nennung eines Beitrittsda-
tums vor Abschluss der Verhandlungen – ge-
ben dürfe. ahe ❚

KURZ NOTIERT

Die arabischen Revolutionsstaaten Tunesien
und Libyen machen große Fortschritte bei
ihrem Übergang von der Diktatur zur De-
mokratie. Selbst im Jemen zeichnet sich mit
dem Machtverzicht von Präsident Ali Abdal-
lah Saleh  eine Lösung ab. Nur in Ägypten,
ein Land mit Parteien und einer vielfältigen
Medienlandschaft, stockt der Reformpro-
zess, der mit der Entmachtung des langjäh-
rigen Präsidenten Husni Mubarak im Febru-
ar begonnen hatte. Die Demonstranten von
einst sind desillusioniert und beklagen, dass
sich eigentlich nichts verändert habe. Immer
wieder kommt es zu Gewaltausbrüchen wie
vergangene Woche auf dem Tahrir-Platz in
Kairo. An heutigen Montag soll die auf meh-
rere Wochen angelegte Parlamentswahl be-
ginnen. Doch konnte direkt davor niemand
ausschließen, dass der Urnengang nicht in
letzter Minute verschoben wird. Das Militär
hielt zwar am Wahltermin fest. Doch mehr-
ten sich die Stimmen, die sagten, viele hät-
ten schlicht Angst,  in diesem Klima der Ge-
walt zur Wahl zu gehen.

Militär im Hintergrund  Ausgelöst hat die
jüngste Welle der Proteste, die von der Poli-
zei mit überzogener Gewalt beantwortet
wurde, ein Vorstoß der inzwischen zurück-
getretenen Übergangsregierung für soge-
nannte Verfassungsleitlinien. Diese Grund-

sätze sollten sicherstellen, dass die neue Ver-
fassung allen Bürgern – Christen, Frauen,
ethnischen Minderheiten – gleiche Rechte
gewährt und demokratische Prinzipien wie
eine Begrenzung der Amtszeit des Präsiden-
ten nicht aushebelt. Auf der anderen Seite
sollten sie die Privilegien des Militärs absi-
chern, und zwar sowohl materiell als auch
politisch. Letzteres kam bei der Mehrheit
der Aktivisten und neuen Parteien nicht gut

an. Die „Jugendbewegung des 6. April“, die
maßgeblich an der Mobilisierung der Anti-
Mubarak-Demonstranten beteiligt gewesen
war, stellte ernüchtert fest: „Mubarak ist weg
– aber das alte System ist noch da – reprä-
sentiert durch den Obersten Militärrat“. Am
vergangenen Freitag präsentierte der Rat
den früheren Regierungschef Kamal al-Gan-
suri als neuen Übergangspremier. Zuvor
hatte der Rat  Zugeständnisse gemacht und
unter anderem die Präsidentschaftswahl für
Juni angekündigt. Die Proteste gegen den
Militärrat dauerten an. Viele Fragen bleiben
ungeklärt. Wie viel Macht wird das Militär
haben und wie islamisch geprägt wird der
künftige Staat sein? 
Anders als in Libyen, wo man sich stark auf
Technokraten stützt, die ihre Erfahrungen
aus dem Exil mitbringen, kochen die Ägyp-
ter lieber im eigenen Saft. Auch darin blei-
ben sie in der Tradition der Mubarak-Ära, in
der das Regime Angst vor „ausländischer
Einmischung und Spionage“ verbreitet hat-
te. Viele europäische Regierungen und Insti-
tutionen sind in den vergangenen Monaten
mit Angeboten, den ägyptischen Transfor-
mationsprozess konstruktiv zu begleiten,
abgeblitzt.           Anne-Béatrice Clasmann  ❚

Die Autorin ist dpa-Korrespondentin für die
Arabische Welt 

Mubaraks langer Schatten 
ÄGYPTEN Zehntausende fordern Rücktritt des Militärrats – Urnengang im Klima der Gewalt 

Demonstrant auf dem Tahrir-Platz in Kairo

W
eitgehende Einigkeit
bei Atalanta, ge-
mischte Gefühle bei
der Operation Active
Endeavour: Am Mitt-
woch diskutierte das

Plenum in zwei aufeinanderfolgenden De-
batten die Mandatsverlängerung der EU-ge-
führten Mission Atalanta vor der Küste So-
malias und der Nato-Mission Operation
Active Endeavour (OAE) im Mittelmeer.
Grundlage waren zwei entsprechende An-
träge der Bundesregierung (17/7742,
17/7743), die im Anschluss an die Debatte
an die Ausschüsse überwiesen wurden.
Demnach soll die Beteiligung deutscher
Streitkräfte an Atalanta bis Mitte Dezember
kommenden Jahres verlängert werden. Die
bisherige Obergrenze von 1.400 Soldaten
wird beibehalten. Aktuell sind rund 560 im
Einsatz. Ziel der vor drei Jahren von der EU
gestarteten Mission ist es, die Piraterie vor
der Küste Somalias zu bekämpfen. Gleich-
zeitig soll das Durchkommen der humani-
tären Hilfe sichergestellt und der zivile
Schiffsverkehr auf den Handelswegen ge-
schützt werden. In ihrem Antrag beziffert
die Regierung die Kosten der deutschen Be-
teiligung auf rund 97,1 Millionen Euro. Das
ist fast doppelt so viel wie bei der Mandats-
verlängerung im vorigen Jahr. Damals rech-
nete die Bundesregierung mit Ausgaben in
Höhe von 50 Millionen Euro. 

Gebot der Menschlichkeit Atalanta sei er-
folgreich, sagte Außenminister Guido Wes-
terwelle (FDP) vor dem Parlament. Seit 2008
hätten über 120 Schiffstransporte des Welt-

ernährungsprogramms geschützt werden
können, über 700.000 Tonnen Nahrungs-
mittel seien in Somalia angekommen. Das
Land gehöre zu den „größten humanitären
Krisengebieten weltweit“, betonte er. Laut
UN-Angaben seien vier Millionen Menschen
auf humanitäre Hilfe angewiesen. „Es ist ein
Gebot der Mitmenschlichkeit, dass wir die
Hilfslieferungen vor Piraterie schützen“, sag-
te Westerwelle. Zugleich sei die Sicherung
der Handelswege von unmittelbarem Inte-
resse für Deutschland: Durch den Golf von
Aden führe die wichtigste Handelsroute zwi-
schen Europa und Asien.
Atalanta sei „in erster Linie eine zivile und
humanitäre Maßnahme“, sagte der außen-
politische Sprecher der SPD-Fraktion, Rolf
Mützenich. Seine Fraktion unterstütze da-
her, was Westerwelle hinsichtlich des „Man-
dats als Gesamtmission“ gesagt habe. Kritik
gab es jedoch an den Plänen, private Sicher-
heitsdienste auf den Schiffen zuzulassen. Im
Sommer dieses Jahres hatte die Bundesre-
gierung entsprechende Überlegungen ange-
stellt. Mützenich wollte wissen, ob die An-
gelegenheit mittlerweile vom Tisch sei oder
ob das „staatliche Gewaltmonopol mögli-
cherweise durch derartiges Vorgehen weiter
ausgehöhlt werden soll“. Philipp Mißfelder,
außenpolitischer Sprecher der CDU/CSU-
Fraktion, stimmte den Vorbehalten zu –
und erhielt dafür seinerseits Applaus von
Abgeordneten der Unions- und der SPD-
Fraktion. „Wir bevorzugen solche Lösungen
grundsätzlich natürlich nicht“, sagte er.
Auch für die Grünen ist eine Beteiligung pri-
vater Sicherheitsdienste ein Problem: Soll-
ten sie an Bord gelassen werden, sei das ein

Punkt, bei dem seine Fraktion „ernsthaft da-
rüber nachdenken“ müsse, die Zustimmung
zum Mandat zu verweigern, sagte der Si-
cherheitsexperte Omid Nouripour. Zugleich
betonte er, Atalanta allein löse die Proble-
me nicht; zentral seien politische Ansätze.
„Das, was wir mit der deutschen Marine auf

See machen, ist nur ein Bekämpfen von
Symptomen“, sagte auch Thomas Kossen-
dey (CDU), parlamentarischer Staatssekre-
tär im Verteidigungsministerium. 
Auf bedingungslose Ablehnung stieß die
Mandatsverlängerung einzig bei der Links-
fraktion. Die Strategie der Bundesregierung

habe keinen Erfolg, sagte ihre friedenspoli-
tische Sprecherin, Christine Buchholz. Wer
Piraterie bekämpfen wolle, müsse die sozia-
len und politischen Ursachen angehen. 

»Überholtes« Mandat Auch die Mandats-
verlängerung der OAE lehnte Die Linke ab.

Es gebe keine militärische Bedrohung, ge-
gen die sich der Marineeinsatz im Mittel-
meer richten könne, sagte ihr Verteidigungs-
experte Paul Schäfer. 
Die OAE sei „ein schwieriges Mandat“, gab
Außenminister Westerwelle zu. Die Not-
wendigkeit einer umfassenden Bekämpfung

des internationalen Terrorismus bleibe aber
bestehen. Die OAE sei „sinnvoll und not-
wendig, und zwar aus sicherheitspolitischen
wie aus bündnispolitischen Überlegungen“,
betonte Westerwelle. 
Die Nato-geführte OAE ist eine Präsenz-
und Überwachungsoperation und soll die
Seewege gegen terroristische Anschläge si-
chern. Sie war 2001 eine Reaktion auf die
Anschläge vom 11. September. Der Regie-
rungsantrag sieht vor, das Mandat bis Ende
2012 unter Beibehaltung der Obergrenze
von 700 Soldaten zu verlängern. Die Kosten
sollen von vier Millionen bei der Mandats-
verlängerung 2010 auf rund sechs Millionen
Euro steigen. Derzeit sind etwa 210 Soldaten
im Mittelmeerraum im Einsatz.
Die Fraktionen von SPD und Grüne zweifel-
ten die völkerrechtliche Legitimation des
Einsatzes an. Zudem stehe er weder im zeit-
lichen noch im geographischen oder inhalt-
lichen Zusammenhang mit den Anschlägen
auf das World Trade Center, sagte Katja Keul
(Grüne). Für eine Mission, die ausschließ-
lich auf Präsenz und Informationsgewin-
nung ausgelegt sei, müsse kein Kampfauf-
trag für Soldaten formuliert werden, mein-
te Ullrich Meßmer (SPD). Das Mandat sei
überholt.
Mit ihrer Kritik trafen sie auf den Wider-
stand der Koalition. Kossendey betonte den
präventiven Charakter der OAE, sagte aber,
dass militärische Aktivitäten nicht auszu-
schließen seien. An der völkerrechtlichen
Legitimation gebe es „überhaupt keinen
Zweifel“, betonte Mißfelder. Der Bundestag
wird in der nächsten Sitzungswoche über
die Mandate abstimmen. Tatjana Heid ❚

MANDATE Bundestag debattiert Verlängerung der Nato-Einsätze im östlichen Afrika und im Mittelmeer 

Piraten im Visier

Schnellboote im Einsatz für die OAE im Mittelmeer
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„Wen soll ich am 4. Dezember wählen?“ Ei-
ne banale und doch komplizierte Angele-
genheit. Doch Julia, eine junge Russin, die
in den kleinen Vortragsraum im Zentrum
Moskaus gekommen ist, gibt nicht auf:
„Was soll ich tun, um meinen Widerwillen
gegen diese Wahl zu bekunden?“, fragt sie
die Mitarbeiter der kleinen russischen
Wahlbeobachter-Organisation „Golos“
(Stimme). So offen zeigen wenige ihren
Protest. 
Am kommenden Sonntag wählen die Rus-
sen die Duma, ihr Parlament. Die Zentrale
Wahlkommission hat Städte und Dörfer
mit Plakatwänden versehen, selbst auf den
Moskauer Metro-Tickets prangen Sätze: „Ich
stimme für Russland. Ich stimme für mich
selbst.“ Doch vor allem werden die Russen
in der Mehrheit für „Einiges Russland“, die
Kreml-Partei, stimmen – trotz steigender
Unzufriedenheit mit der Arbeit der Regie-
rung.  Russische und internationale Wahl-
beobachter klagen zudem seit Wochen über
Manipulationen im Vorfeld der Wahl.

Rollentausch Der Sieg der Regierungspar-
tei steht so gut wie fest, auch wenn die Zu-
stimmung in der Bevölkerung sinkt, vor al-
lem nach dem angekündigten Rollentausch
von Präsident Dmitri Medwedew und Re-
gierungschef Wladimir Putin. Hätten im

Oktober 2007 noch 68 Prozent für „Einiges
Russland“ gestimmt, wären es nach Anga-
ben des unabhängigen Umfrage-Instituts
Lewada-Zentrum nun nur noch 51 Prozent.
Russische Parteien sind mit den westlichen
nicht zu vergleichen. Registrierung, Zulas-
sung, Fernsehwerbung, die Wahlen selbst
und die Auszählung der Stimmen werden
von der Exekutive kontrolliert – von der Re-
gierung Putin. Es ist ein gelenktes Parteiwe-

sen mit einer klar autoritären Struktur. Die
Duma – ihre Vertreter werden mittels einer
Verhältniswahl für fünf Jahre direkt be-
stimmt – hat zwar die Funktion, Gesetze zu
verabschieden, letztlich aber agiert sie wie
ein Berater. Die Entscheidungen trifft der
Präsident. Waren 2003 noch 44 Parteien zur
Wahl angetreten, sind in diesem Jahr ledig-
lich sieben zugelassen. Solche wie die libe-
rale „Parnas“ des früheren Vize-Regierungs-
chefs Boris Nemzow oder die linke „Rot
Front“ von Sergej Udalzow wurden erst gar
nicht registriert.
Nach „Einiges Russland“, derzeit mit 315
Mandaten und absoluter Mehrheit in der
Duma, dürften die Kommunisten  mit Gen-
nadi Sjuganow an der Spitze zweistärkste
Kraft werden (laut Lewada-Umfrage  20 Pro-
zent). Es folgen die Liberal-Demokratische
Partei (LDPR) um den Nationalpopulisten
Wladimir Schirinowski mit 14 Prozent so-
wie „Gerechtes Russland“ mit sieben Pro-
zent.  Der liberalen „Jabloko“-Partei, den
Wirtschaftsliberalen von „Rechte Sache“
und den „Patrioten Russlands“ räumen Be-
obachter kaum Chancen auf einen Sprung
über die Sieben-Prozent-Hürde ein. Der
Prostest aber bleibt: „Am besten machen Sie
Ihren Wahlzettel ungültig“, rät Andrej Bu-
sin, Jurist bei Golos, der fragenden Julia. Sie
notiert eifrig mit. Inna Hartwich, Moskau ❚

Eine entschiedene Wahl
RUSSLAND Am Sonntag bestimmen die Bürger ein neues Parlament. Zu sagen hat es wenig

Herren des Verfahrens: Putin, Medwedew  
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Partner bei
Umwelttechnik
SÜDKOREA Deutschland und Südkorea
sollen ihre Wirtschaftsbeziehungen weiter
intensivieren und dabei ein Augenmerk auf
den Ausbau umweltverträglicher Technolo-
gien richten. Dieser Appell gehörte zu den
Schwerpunkten der an die Regierungen bei-
der Staaten gerichteten Empfehlungen, die
das Deutsch-Koreanische Forum Mitte No-
vember zum Abschluss seiner zweitägigen
Konferenz im Bundestag verabschiedete. 
Die zehnte Tagung der binationalen Ein-
richtung stand unter der Leitung von Kim
Hakjoon, Chef der Dankook University Stif-
tung, und dem Parlamentarischen Staatsse-
kretär im Finanzministerium, Hartmut Ko-
schyk (CSU). Dem 2002 in Seoul gegründe-
ten Forum gehören Parlamentarier, Regie-
rungsmitglieder sowie Vertreter aus
Wirtschaft, Wissenschaft und Kultur an. 
Bei dem Treffen wies der südkoreanische Vi-
ze-Außenminister Kim Jae Shin darauf hin,
dass die Bundesrepublik für sein Land mit
einem Handelsvolumen von 25 Milliarden
Euro der wichtigste Wirtschaftspartner in
Europa sei. Der koreanische Politiker unter-
strich außerdem die Chancen, die für beide
Partner im Bereich des „Grünen Wachs-
tums“ lägen. 
Die zum Abschluss der Tagung verabschie-
deten Empfehlungen sprechen sich zudem
für einen umfassenden politischen Dialog
zwischen Süd- und Nordkorea aus. Geför-
dert werden könne ein solcher Prozess über
die diplomatische Präsenz Deutschlands in
Nordkorea, heißt es. kos ❚
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> Manfred Geßner
Bundestagsabgeordneter 1969-1983,
SPD
Am 30. November wird Manfred Geßner 
80 Jahre alt. Der promovierte Politologe, Re-
dakteur und Referent im Arbeitsministerium
von Nordrhein-Westfalen trat 1950 der SPD
bei. Geßner, Direktkandidat des Wahlkreises
Düsseldorf III beziehungsweise Düsseldorf II,
arbeitete in allen vier Legislaturperioden im
innerdeutschen Ausschuss mit. Von 1973 bis
1983 war er Mitglied der Parlamentarischen
Versammlung des Europarats und der West-
europäischen Union. Von 1978 bis 1981 am-
tierte er als Vizepräsident des Europarats und
von 1981 bis 1983 als Vizepräsident der
Westeuropäischen Union. Von 1971 bis 1983
gehörte er außerdem der Nordatlantischen
Versammlung an.

> Günter Graf
Bundestagsabgeordneter 1987-2002,
SPD
Günter Graf wird am 1. Dezember 70 Jahre
alt. Der aus Schönlanke in Pommern gebürti-
ge Polizeihauptkommissar schloss sich 1973
der SPD an, war von 1974 bis 2008 Ratsherr
in Friesoythe und von 2002 bis 2008 Mitglied
des Kreistags Cloppenburg. Von 1976 an ge-
hörte er dem SPD-Unterbezirksvorstand
Cloppenburg und später auch dem Bezirks-
ausschuss Weser-Ems an. Graf, seit 1960 zu-
dem Mitglied der Gewerkschaft der Polizei,
engagierte sich im Bundestag vorwiegend im
Innenausschuss und amtierte zeitweise als
stellvertretender innenpolitischer Sprecher
der SPD-Bundestagsfraktion.

> Peter Letzgus
Bundestagsabgeordneter 1994-2005,
CDU
Am 1. Dezember wird Peter Letzgus 70 Jahre
alt. Der aus Burg bei Magdeburg stammende
Lehrer an einer Polytechnischen Oberschule
und spätere Leiter einer Kreisvolkshochschule
trat 1991 der CDU bei. Er war Vorsitzender des
Stadtverbands Burg und Beisitzer im CDU-
Kreisvorstand Jerichower Land. Letzgus enga-
gierte sich im Bundestag in allen Legislaturpe-
rioden im Sportausschuss. Von 2002 bis 2006
war er Mitglied der Parlamentarischen Ver-
sammlung des Europarats sowie der Westeu-
ropäischen Union. bmh ❚

Festlicher Weihnachtsschmuck für den Bundestag: Die zur
Tradition gewordene Überreichung des Weihnachtsbau-
mes vom Verein Lebenshilfe in der Ost-Lobby des Reichs-
tagsgebäudes brachte am vergangenen Donnerstag eine
halbe Stunde Besinnlichkeit in den hektischen Alltag der
Abgeordneten. „Schon zum neunten Mal kommen wir hier
mit Ihnen zu einer kleinen vorweihnachtlichen Feier zu-
sammen“, freute sich Robert Antretter, Vorsitzender der Le-
benshilfe für Menschen mit geistiger Behinderung. 
Besinnlich spielte die Veeh-Harfen-Gruppe der Lebenshil-
fewerkstatt Donau-Iller in Senden, eine Gruppe, in der Mu-
siker mit und ohne Behinderung miteinander spielen.
Bundestagsvizepräsident Wolfgang Thierse (SPD), die be-
hindertenpolitischen Sprecher der Fraktionen und weitere
Abgeordnete lauschten, während die Haushaltsdebatte im
Plenum noch in vollem Gange war. Sandra Christians von
der Lebenshilfewerkstatt überreichte selbst gefertigten
Schmuck, der den drei Meter hohen Baum verziert. „Der
Schmuck wurde in der Kunstwerkstatt hergestellt, die auf

die Fähigkeiten aller Mitarbeiter eingeht“, sagte sie. Thier-
se bedankte sich für die „gute und schöne Tradition, die-
ses Geschenk überreicht zu bekommen“. Sie erinnere die
Abgeordneten daran, dass die Menschenwürde für alle gilt,
so verschieden sie seien. 
Robert Antretter versprach, die Tradition der Weihnachts-
baumübergabe lebendig zu halten: „Sie ist für uns ein Zei-
chen des Respekts, den Sie Menschen mit Behinderungen
und uns allen in der Lebenshilfe entgegenbringen – dieses
Zeichen ist wichtig für uns.“ Nicht zuletzt die Musikgrup-
pe beweise: „Wenn man Menschen mit und ohne Behin-
derung zusammen spielen lässt, schaffen sie etwas Beson-
deres.“ Aus diesem Grund sei es wichtig, dass die Politik
die rechtlichen und materiellen Voraussetzungen schaffe,
dieses Zusammenspiel – auch in anderen Bereichen – zu
ermöglichen.
Bereits am Tag zuvor schallte es durch die Bundestagsflu-
re: „Oh Tannenbaum, oh Tannenbaum, wie treu sind dei-
ne Blätter…“ Schüler der Dr.-Franz-Bogner-Grundschule

aus dem bayerischen Selb waren zur Übergabe eines Weih-
nachtsbaumes an Bundestagsvizepräsidenten Eduard Os-
wald (CSU) gekommen: Sieben Meter hoch ist die Tanne
aus dem Naturpark Fichtelgebirge, den die 52 Schüler mit
selbst gebasteltem Porzellanschmuck – Pferde, Kerzen und
Sterne – behängt haben. Nun hoffen sie, dass sich viele Ab-
geordnete für den Schmuck interessieren. Nach Weihnach-
ten soll er für zehn Euro pro Stück verkauft werden. Die
Schule will die Erlöse für ein Kinderprojekt in Kenia spen-
den. Oswald versprach, die Abgeordneten zum Kauf zu er-
mutigen.
Am Freitag übergab dann das Diakonische Werk der Evan-
gelischen Kirche in Deutschland einen Adventskranz mit
roten und weißen Kerzen an Bundestagsvizepräsidenten
Hermann Otto Solms (FDP). Damit wurde – zwei Tage vor
dem ersten Advent – endgültig die Vorweihnachtszeit im
Bundestag eingeläutet. Kranz und Tanne werden bis zum
Ende der Weihnachtszeit in der West-Lobby des Reichstags-
gebäudes stehen. Jan Eisel/Bettina Schellong-Lammel ❚

»Oh Tannenbaum, oh Tannenbaum«

ORTSTERMIN: IM WEIHNACHTLICHEN BUNDESTAG

Rauchender
Abgang
30. November 1966: Erhards Rücktritt
Er ist 117 Millimeter lang und zwölf Mil-
limeter breit – der Ludwig-Erhard-Zigaril-
lo. Kein Wunder, dass ein Tabakwaren-
hersteller mit dem Namen des CDU-Po-
litikers wirbt: Passend zu seinem Motto
„Wohlstand für alle“ war Erhard selten
ohne Zigarre zu sehen. Doch von Erhard
blieb mehr als kalter Zigarrenqualm. Als
Wirtschaftsminister ging er als „Vater des
Wirtschaftswunders“ in die Geschichte
ein. Als Kanzler war er allerdings weniger
erfolgreich.

Erhard löste Konrad Adenauer ab, der
1963 zurücktrat. Letzterer war mit seinem
Nachfolger aber alles andere als zufrie-
den. Immer wieder stellte Adenauer Er-
hards Eignung als Regierungschef in Fra-
ge. In der Öffentlichkeit war Erhard dafür
umso beliebter, wie das Ergebnis der Bun-
destagswahl 1965 zeigt: Die Unionspar-
teien kamen auf 47,6 Prozent. 
Nur ein Jahr später wendete sich das Blatt.
Ironischerweise unter Erhard, dem Sym-
bol für das Wirtschaftswunder, erlebte die
Bundesrepublik ihre erste Wirtschaftskri-
se. Erhard verlor an Ansehen und die
CDU die Landtagswahlen in Nordrhein-
Westfalen, die er zur Abstimmung über
seine Politik erklärt hatte. Im Oktober
kam es dann zum Streit in der schwarz-
gelben Koalition über den Bundeshaus-
halt. Steuererhöhungen, um das Haus-
haltsdefizit auszugleichen – die Idee
lehnten die FDP-Minister strikt ab und
traten geschlossen zurück. Noch während
Erhard mit einer Minderheitsregierung
weiter regierte, begannen Union und SPD
über die Bildung einer großen Koalition
zu verhandeln. Am 30. November gab
Ludwig Erhard auf und trat zurück. Sein
Nachfolger wurde Kurt Georg Kiesin-
ger (CDU). Benjamin Stahl ❚

Haben Sie Anregungen, Fragen oder
Kritik? Schreiben Sie uns:

Das Parlament
Platz der Republik 1, 11011 Berlin
redaktion.das-parlament@bundestag.de

Leserbriefe geben nicht die Meinung der
Redaktion wider. Die Redaktion behält
sich vor, Leserbriefe zu kürzen.

Die nächste Ausgabe von „Das Parla-
ment“ erscheint am 5. Dezember.

Schatten ist ja an sich nichts
Schlechtes. Ganz im Gegenteil,
wenn die Sonne richtig brutzelt,
empfiehlt es sich sogar, den Liege-

stuhl in den Schatten zu schieben. Dort
lässt es sich angenehmer und gesünder
sein, man denke nur an das Hautkrebsri-
siko in der prallen Sonne. 
Um Risiken ganz anderer Art geht es,
wenn ein Haushalt in den Schatten ge-
schoben wird. So genannte Schattenhaus-
halte machen das Leben für Regierungen
zwar im Prinzip auch angenehmer, weil
eben nicht so grell beleuchtet ist, was drin
steckt. Gesünder ist das aber nicht, jeden-
falls nicht für die Steuerzahler – denn
auch beim Schattenhaushalt muss am
Ende jemand die Zeche zahlen. Und die
Banken sind es, wie wir erfahren haben,
nicht, da systemrelevant. Die Steuerzah-
ler sind zwar auch irgendwie systemrele-
vant, aber das fällt nicht weiter auf, solan-
ge sie nicht mehrheitlich die Systemfrage
stellen. Dann aber gäbe es ohnehin ganz
andere Probleme als Schattenhaushalte.
Die werden im Übrigen lieber Sonder-
fonds oder auch Sondervermögen ge-
nannt, obwohl die nichts mit dem zu tun
haben, was man gemeinhin mit Vermö-
gen verbindet, also Reichtum. Außer
Reichtum an neuen Schulden natürlich.
Denn darum geht es beim Schattenhaus-
halt oder Sonderfonds. Die Deutschen
haben mit der Schuldenbremse etwas,
das andere Europäer erst noch einführen
wollen (oder auch nicht). Schon seit die-
sem Jahr müssen hierzulande die Ver-
bindlichkeiten aus Sondervermögen bei
der Feststellung des Haushaltsdefizits
mitgerechnet werden. Gilt aber nicht
rückwirkend, so dass etwa der Sonder-
fonds zur Bankenrettung  oder der Inves-
titions- und Tilgungsfonds nicht die Bi-
lanz von Bundesfinanzminister Wolfgang
Schäuble (CDU) verhagelt.
Da können Monti, Papademos und Rajoy
bestimmt noch was lernen. Auf dass an
den Märkten nur eines herrsche: eitel
Sonnenschein. Monika Pilath ❚

Auf der
Schattenseite

PERSONALIA

LESERPOST

AUFGEKEHRT

VOR 45 JAHREN ...

Zeit für eine Zigarre: Erhard nach dem
Empfang seiner Entlassungsurkunde

Oben: Vizepräsident Wolfgang Thierse (SPD) nimmt einen vom Verein Lebenshilfe geschmückten Weihnachtsbaum entgegen. Unten: Vizepräsident Eduard Oswald (CSU) im
Gespräch mit Grundschülern aus Bayern, die den zweiten Baum geschmückt haben.
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BUNDESTAG LIVE

Topthemen vom 28.11.-02.12.11
Gesundheitsversorgung (Do), Ver-
braucherinformation (Fr)

Phoenix überträgt live ab 9 Uhr

Auf www.bundestag.de:
Die aktuelle Tagesordnung sowie die
Debatten im Livestream

Zur Ausgabe 46/47 vom 14.11.2011,
Thema der Woche: Finanzkrise,
Seite 1-3
Deutschland ist das höchstverschuldete 
EU-Land. Zwei Billionen Euro Schulden
werden auf die nächsten Generationen ver-
lagert. Und dennoch bürgt Deutschland im
Rahmen des EU-Rettungsschirmes für astro-
nomische Beträge von über 200 Milliarden
Euro. Im kommenden Jahr beträgt die Neu-
verschuldung Deutschlands 26 Milliarden
Euro. Dass dabei oft Geld für sinnlose Din-
ge ausgegeben wird, möchte ich an zwei Bei-
spielen schildern:
Für die Bundesbeamten wird das Weih-
nachtsgeld wieder eingeführt. Die jährli-
chen Belastungen dafür sollen rund 
500 Millionen Euro betragen.
Die Ex-Bundestagspräsiden-
ten sollen mit allen Privile-
gien wie Ex-Kanzler und Ex-
Bundespräsidenten ausge-
stattet werden. Dazu gehö-
ren ein Büro mit Sekretärin,
Wagen mit Fahrer, die hohe
Pension und viele andere
kostenträchtige Vorteile,
von denen wir Normalbür-
ger nichts erfahren. Wenn
man sich zum Beispiel  die
Position des Bundespräsi-
denten anschaut, sieht man,
dass neben Christian Wulff
als amtierenden Präsiden-
ten auch noch Walter
Scheel, Roman Herzog und
Horst Köhler ein sehr ange-
nehmes, vom Steuerzahler
finanziertes Leben genie-
ßen.
Man hat oft den Eindruck,
dass die hohe Politik gar
nicht mehr mitbekommt,
wie der Puls des Volkes
schlägt. Man ist bisher ein-
fach nicht in der Lage, die
gesetzlichen Rahmenbedin-
gungen auf die Reihe zu
kriegen, damit Millionen
Kleinstverdiener einen an-
ständigen Lohn erhalten,
mit dem sie nach harter Ar-
beit auch einigermaßen
menschengerecht leben
können.

Was zeitweise von der Politik fabriziert wird,
ist einfach beschämend und nicht nachvoll-
ziehbar.

Eckhard Brabender, 
per E-Mail

Zur Ausgabe 44/45 vom 31. Oktober
2011, „Bessere Entschädigung“,
Seite 6
In insgesamt zwei Ausgaben berichten Sie
über das Gesetz zur verbesserten finanziel-
len und sozialen Versorgung von im Aus-
land schwer verletzten Soldaten und Zivil-
bediensteten des Bundes (17/7143) und
über den Entschließungsantrag der Fraktio-
nen von CDU/CSU, SPD, FDP und Grüne
(17/7498). 

Mich würden noch weitere Hintergründe zu
diesem Thema interessieren und ich würde
mich sehr freuen, wenn Sie mir helfen
könnten. 
Aus welchen Gründen wurde beschlossen,
dass die Entschädigungszahlungen erhöht
werden müssen? 
Gibt es Studien, die belegt haben, dass die
bisherige Summe nicht ausreicht? 
Welche Begründung gibt es, dass der Stich-
tag im Einsatz-Weiterverwendungsgesetz
vom 1. Dezember 2002 auf den 1. Juli 1992
zurückdatiert wurde? 
Gibt es Zahlen, wie viele Personen von die-
sem Gesetz bis 2002 und bis 1992 betroffen
sind? 
Wie hoch werden die Gesamtkosten ge-
schätzt? 

Und schließlich: Aus welchem Etat werden
diese bestritten?

Julia Walter, 
per Mail

Anmerkung der Redaktion: Vielen Dank
für Ihren Leserbrief. Der Stichtag im Gesetz
zur Verbesserung der Versorgung bei beson-
deren Auslandsverwendungen wurde auf den
1. Juli 1992 – und damit auf das Jahr, in dem
die Bundeswehreinsätze im Ausland began-
nen – zurückdatiert, damit alle im Ausland
schwer verletzten Soldaten und Zivilbediens-
teten des Bundes erfasst und gleich behandelt
werden können. Somit profitieren nicht nur
diejenigen von der verbesserten finanziellen
und sozialen Versorgung, die nach  dem 
1. Dezember 2002 verwundet wurden. 
Für weitere detailliertere Auskünfte haben

wir Ihre Anfrage an das Bun-
desverteidigungsministeri-
um weitergeleitet, mit der
Bitte, sich mit Ihnen in Ver-
bindung zu setzen.

SEITENBLICKE

PANNENMELDER

In dem Infokasten zum Auf-
macher „Das große Reine-
machen“ auf Seite 4 der vo-
rigen Ausgabe steht, dass es
in Deutschland zehn Bran-
chen mit Mindestlohn gibt.
In dem Artikel darunter –
„Allgemein versus gesetz-
lich“ – wird die Zahl der
Branchen dagegen mit elf
angegeben. 
Während sich der erste Text
nur auf die Branchen be-
zieht, die den Mindestlohn
umgesetzt haben, wird im
zweiten Text auch die Zeitar-
beitsbranche mitgezählt.
Hier war Anfang dieses Jah-
res zwar ein Mindestlohn
beschlossen worden, er ist
bislang aber noch nicht um-
gesetzt worden. Mitte No-
vember wurde der Mindest-
lohn für die Zeitarbeitsbran-
che jedoch im Bundesanzei-
ger veröffentlicht. Nach
aktuellem Stand der Dinge
soll er 2012 in Kraft treten.

Das Parlament
im e-look
Die Wochenzeitung „Das Parlament“ gibt
es jetzt auch als E-paper. Unter 

www.das-parlament.de

gelangen Sie pünktlich ab dem jeweiligen
Erscheinungstag zu der virtuellen Version
der Ausgabe. 
Der Vorteil: die komplette Zeitung vom
Aufmacher auf der Seite 1 bis zum Orts-

termin auf der Kehrseite in Bildschirm-
größe, die einzelnen Artikel können he-
rangezoomt und so vergrößert werden,
dazu gibt es Links mit weiterführenden
Informationen auf jeder Seite des E-pa-
pers. 
Natürlich ist auch die bewährte HTML-
Version weiterhin unter www.das-parla-
ment.de verfügbar. 

IN EIGENER SACHE
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